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PLO 


Frieden in Sicht? 


Der 18. PLO Nationalrat von Algier 


Von links nach rechts: Nayef Hawatmeh/DFLP, Mohamed C. Messadia von der algerischen FLN, George Habash/PFLP, Abu ljad/Fatah und 


Yassir Arafat. 


Fünf Tage und Nächte wurde kontrovers 
und leidenschaftlich debattiert. Dann war 
es soweit. In den frühen Morgenstunden 
des 26. April verkündeten die Führer der 
drei wichtigsten PLO-Fraktionen, Yassir 
Arafat (Al Fatah), George Habash (Volks- 
fron/PFLP) und Nayef Hawatmeh (De- 
mokratische Front/DFLP), die endgültige 
Wiederherstellung der nationalen palästi- 
nensischen Einheit. Die Erleichterung 
und Freude der in Algier versammelten 
Palästinenser war überschwenglich. Sin- 
gend und tanzend feierten sie die Aussöh- 
nung. 

In der Überwindung der seit 1985 be- 


trollieren, führte unter den Palästinensern 
zu einer starken Solidarisierung. Der La- 
gerkrieg beschleunigte die allmähliche Di- 
stanzierung der in chemals syrischer Al- 
lianz stehenden PFLP und DFLP von Sy- 
rien und wurde somit zur entscheidenden 
Grundlage der Wiedervereinigung. 

Die Einberufung des Nationalrats war 
zudem Resultat intensiver sowjetischer, 
algerischer und libyscher Vermittlungsbe- 
mühungen sowie gegenseitiger Zuge- 
ständnisse der einzelnen PLO-Fraktionen 
im Rahmen einwöchiger Vorgespräche. So 
kündigten Arafat und das PLO-Exekutiv- 
komitce bereits zwei Tage vor Sitzungsbe- 


stehenden PLO-Spaltung liegt zweifelsoh- ginn das „Amman-Abkommen“! vom Fe- 
ne die herausragende Bedeutung der 18. bruar 1985. Die von Anfang an wenig er- 
Sitzung des Palästinensischen National- folgsversprechende jordanisch-palästi- 
rats (PNR), dem Exilparlament und höch- nensische Initiative war seit Husseins 
sten Entscheidungsgremium der PLO. Bruch mit der PLO im Februar 1986 oh- 
Ermöglicht wurde die innerpalästinen- nehin hinfällig geworden. Hussein hatte 
sische Aussöhnung durch die gemeinsame diesen Bruch herbeigeführt, weil er die 
Verteidigung der palästinensischen PLO als einzige legitime Vertreterin aller 
Flüchtlingstager im Libanon. Assads Be- Palästinenser in Zweifel zog. 
mühungen, mit massiver Unterstützung Zusätzlich akzeptierte Arafat schon in 
der schiitischen Amal-Milizen die palästi- den Vorgesprächen die Forderung der 
nensische Präsenz im Libanon durch mili- PFLP und DFLP nach mehr Mitsprache- 
tärische Interventionen zurückzudrängen recht im politischen Entscheidungspro- 
bzw. die PLO zu unterwerfen und zu kon- zeß. Der Nationalrat beschloß die Ein- 


Foto: Georg Stein 


richtung eines „Komitees der täglichen 
Führung“ (von einigen Delegierten in Al- 
gier auch ‚inneres Sckretariat' genannt). 
Es soll aus einem Drittel der Mitglieder 
des Exekutivkomitees bestehen und ge- 
meinsam über politische Entscheidungen 
befinden. PFLP und DFLP bewerteten 
die Umstrukturierung des PLO-Füh- 
rungsgremiums als die lange geforderte 
„Demokratisierung im Sinne einer kollek- 
tiven Führung.“ Habash und Hawatmeh 
honorierten Arafats doppeltes Zuge- 
ständnis ihrerseits mit dem Verzicht auf 
den ursprünglich geforderten Abbruch al- 
ler PLO-Bezieungen zu Ägypten. Im Rah- 
men dieses politischen Tauschgeschäftes 
erklärte Habash auch seine Bereitschaft 
zur Teilnahme an einer internationalen 
Friedenskonferenz. Die beiderseitige 
Kompromißbereitschaft, die nicht zuletzt 
im Hinblick auf eine weitere Unterstüt- 
zung durch die Sowjetunion erfolgte, ga- 
rantierte letztendlich die erfolgreiche 
Aussöhnung. 

Deutlich manifestierte sich die nationa- 
le Einheit des 18. PNR in der Teilnahme 
der weitaus meisten PLO-Organisationen. 
Noch 1984 war der 17. Nationalrat in Am- 
man wegen Arafats Wiederannäherung an 
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Ägypten und Jordanien mit Ausnahme 
der Al Fatah und der irakisch beeinfluß- 
ten Arabischen Befreiungsfront (SLF) von 
allen Gruppierungen boykottiert worden. 
In Algier hingegen traten neben der PFLP 
und DFLP auch wieder die Palästina Be- 
freiungsfront (PLF) und die Palästinensi- 
sche Volkskampffront (PPSF) dem Natio- 
nalrat bei. Nicht vertreten waren lediglich 
die Sa’iqa, das PFLP-Generalkommando 
und die 1983 von der Al Fatah abgespal- 
tenen Rebellen unter Führung von Abu 
Moussa; alle drei Organisationen stehen 
unter der totalen Vormundschaft Syriens. 
Neu aufgenommen in den Nationalrat 
wurde die 1982 gegründete Palästinensi- 
sche Partei. Sie hatte ebenfalls den Natio- 
nalrat 1984 boykottiert. 

Teilnehmer an den Vorgesprächen in 
Algier war zur Überraschung aller auch 
Atef Abu Bakr von Abu Nidal’s Fatah-Re- 
volutionsrat. Die Wiederaufnahme der 
Abu Nidal-Organisation in den National- 
rat, vor allem diskutiert wegen einer mög- 
lichen Neutralisation und Disziplinierung 
Abu Nidals angesichts der von der PLO 
anvisierten Friedenskonferenz, wurde je- 
doch mehrheitlich abgelehnt. 


Neben der Umstrukturierung des orga- 
nisatorischen Entscheidungsprozesses 
kreisten die Diskussionen der 319 Natio- 
nalratsmitglieder vor allem um zwei The- 
menbereiche: die Bedingungen für die 
Einberufung einer internationalen Frie- 
denskonferenz und die künftigen Bezie- 
hungen der PLO zu Ägypten. 


Unter Bezugnehme auf die UN-Reso- 
lutionen 58/58c und 43/41 erklärten erst- 
mals auf einer Nationalratstagung_ alle 
wichtigen PLO-Fraktionen ihre Unter- 
stützung für eine internationale Friedens- 
konferenz unter der Schirmherrschaft der 
Vereinten Nationen. Darin besteht ein be- 
deutender Unterschied zum 16. National- 
rat 1983. Die Berufung auf „die UN-Re- 
solutionen zur Palästinafrage* indiziert 
darüberhinaus das Akzeptieren der Reso- 
lution 242 im Verbund der Anerkennung 
aller UN-Resolutionen. Als Ein- 
zelresolution wurde die Entschließung 


242 vom Nationalrat verständlicherweise ° 


erneut abgelehnt, da sie die Palästinenser- 
frage auf ein reines Flüchtlingsproblem re- 
duziert und die Rechte der Palästinenser 
auf Rückkehr, Selbstbestimmung und 
Gründung eines eigenen Staates mit kei- 


Tropenholz-Boykott! 


Millionen Hektar Tropenwald werden jedes Jahr durch den Holzhandel 
zerstört. Während die üblen Folgen der Brandrodung, Rinderzucht und 
von Großprojekten schon (teilweise) ins Bewußtsein gedrungen sind, gilt 
Tropenholz immer noch als umweltfreundlich und unbedenklich. Mit die- 
ser Illusion räumt ein Bericht der internationalen Umweltorganisation 
Friends of Earth (FOE) auf. Der Verbrauch von Tropenholz durch die In- 
dustrieländer ist die zweitwichtigste Ursache für die Waldkatastrophe in 
der Dritten Welt. Europas Anteil von 40 Prozent am gesamten Handel ist 
beträchtlich und nur wenig kleiner als der Japans (48%). Die Wälder von 4 
der wichtigsten Lieferländer Europas, Malaysia, Philippinen, Gabun und 
Elfenbeinküste werden von der Weltbank als gefährdet angesehen.Es wer- 
den ständig neue Naturwälder abgeholzt, während nur ein Zehntel der Flä- 
che wiederaufgeforstet wird. Die Preise für Tropenholz sind wegen der 
niedrigen Löhne und der Finanzierung der Infrastruktur durch die »Ent- 
wicklungshilfe« oft niedriger als für nordisches Holz. 

Die Wälder sind ein unschätzbares genetisches Reservoir, Lebensgrundla- 
gen für 200 Millionen ortsansässiger Menschen und unverzichtbarer Be- 
standteil des Wasserhaushalts. Allein Indien erleidet jedes Jahr mindestens 
eine Milliarde Dollar an Schäden durch Überflutungen, weil die Wälder im 
Gebirge zerstört sind. Die Austrocknung der Sahelzone erfolgte mit der 
Abholzung fast aller Wälder Westafrikas. Zwar nutzt die Holzindustrie oft 
nur ein bis zwei Bäume pro Hektar in Afrika, aber durch die schweren Ma- 
schinen richtet sie weitreichende Schäden an und mit den Holzstraßen öff- 
net sie geschlossene Waldgebiete für die Zerstörung durch Brandrodung. 
Es gibt aber schon Gegenreaktionen: Die Bevölkerung der Westprovinz der 
Salomon Islands im Pazifik hat sich erfolgreich gegen die Abholzungen 
durch den Multi Unilever gewehrt. 1986 wurden die Unternehmungen von 
Unilever nach langen Protesten geschlossen. 

Die Friends of the Earth haben in England bereits seit einem Jahr einen er- 
folgreichen Tropenholz-Boykott organisiert. Nun beginnt mit Aktionen 
von ROBIN WOOD und anderen Gruppen im Mai auch in der Bundesre- 
publik der Boykott. Dabei soll auch auf Städte, Gemeinden, Bundesbahn 
usw. Druck ausgeübt werden. Sie verwenden Tropenholz. 


Weitere Infos für DM 2 in Marken von REGENWÄLDER ZEITUNG, Pöseldorfer Weg 17, 
Hamburg 13, Tel. 0 40 — 4 10 38 04 


nem Wort erwähnt. Die Form der Konfe- 
renzbeteiligung der PLO wurde auf dem 
Nationalrat jedoch nicht abschließend ge- 
klärt. Unmißverständlich wurde lediglich 
die gleichberechtigte Teilnahme gefordert. 
Die Frage, inwieweit das die Einbezie- 
hung eines PLO-Mitgliedes in eine arabi- 
sche Delegation oder die Teilnahme von 
nicht offiziell der PLO angehörenden Pa- 
lästinensern ermöglicht, wird wohl schon 
in allernächster Zukunft Gegenstand leb- 
hafter Diskussionen sein. 

An der Frage der Beziehungen zu 
Ägypten entzündeten sich auf dem Natio- 
nalrat die heftigsten Kontroversen. Nur 
wenige Stunden vor Konferenzende droh- 
te die mühsam zusammengeschweißte 
Einheit an dieser Frage noch einmal zu 
zerbrechen. Gerettet wurde die Aussöh- 
nung schließlich durch die Übernahme 
der Beschlüsse des 16. Nationalrats. Dem- 
entsprechend verbindet die PLO ihre 
künftige Wiederannäherung an Ägypten 
mit dessen Abrücken von den Camp Da- 
vid Beschlüssen. Das bedeutet zwar eine 
gewisse Einschränkung der PLO-Bezie- 
hungen zu Ägypten, für den Abbruch aller 
Kontakte zu Mubarak fand sich jedoch in 
Algier keine Mehrheit. Dessen ungeachtet 
ließ der ägyptische Staatspräsident post- 
wendend alle sieben Büros der PLO in 
Agypten schließen. Offensichtlich möchte 
er Arafat im Vorfeld möglicher Friedens- 
verhandlungen zu noch mehr Kompro- 
mißbereitschaft zwingen. Ob diese Rech- 
nung aufgehen wird, bleibt allerdings ab- 
zuwarten. z 

Ungeachtet der Spannungen mit Ägyp- 
ten war der Nationalrat für die PLO ein 
großer Erfolg. Im Hinblick auf die inter- 
nationale Friedenskonferenz hat sie durch 
ihre Einheit an politischem Gewicht ge- 
wonnen. Gleichzeitig bekräftigte sich ihre 
Unabhängigkeit und Handlungsfreiheit. 
Der Nationalrat in Algier hat bewiesen, 
daß alle Versuche, die PLO zu unterwer- 
fen, erfolglos geblieben sind. Assad ist mit 
seinen Ambitionen, die PLO zu entmach- 
ten, endgültig gescheitert. Die Auflösung 
der „Palästinensischen Nationalen Ret- 
tungsfront“ duch Habash ist der unzwei- 
felhafte Beleg dafür. Fehlgeschlagen ist 
aber auch der israelisch-jordanische Pian, 
die PLO in den besetzten Gebieten auszu- 
manövrieren. Die Palästinenser in der 
Westbank und im Gaza-Streifen stehen 
nach wie vor geschlossen hinter der Palä- 
stinensischen Befreiungsorganisation. Al- 
len Unkenrufen und Widersachern zum 
Trotz, die vielfach totgesagte PLO lebt. 

Georg Stein 


Anmerkung: 


l. Amman-Abkommen vom Il. Februar 1985 
Annäherung Arafats an König Hussein von Jorda- 
nien durch Verabschicdung einer gemeinsumen Er- 
klärung,. Diese sah vor: die Gründung eines palästi- 
nensischen Staates auf der Westbank in Föderation 
mit dem haschemitischen Reich zur Beilegung der 
Nahostkrise unter Abzug aller israelischen Trup- 
pen aus den 1967 beseizten Gebieten einschließ- 
lich Ostjerusalems. Das Amman-Abkommen sah 
weiterhin die PLO als einzige legitime Vertreterin 
Jes palästinensischen Volkes vor und stellte die 
Lösung der Palästinafrage unter die Beschlüsse der 
Vereinten Nationen. 


Interview mit dem 


Generalsekretär der 


DFLP (Demokratische Front für die 


Befreiung Palästinas), Nayef Hawat- 


meh, Algier, 24.April 


Die Wiederherstellung der nationalen 
Einheit ist das wichtigste Ergebnis der 18. 
PLO-Nationalratssitzung. Wo liegen nun 
die Präferenzen der PLO-Politik für die 
kommenden Monate? 

Zunächst werden wir die gerade erreichte 
neue Einheit vertiefen müssen. Darüber 
hinaus sind die Wiederherstellung der 
arabischen Einheit auf der Grundlage der 
Beschlüsse von Rabat! und Fez? sowie die 
Verbesserung und Entwicklung der PLO- 
Beziehungen zu Syrien wichtige Voraus- 
setzungen für die Beschleunigung des 
Friedensprozesses.Die PLO unterstützt 
die Einberufung einer Friedenskonferenz 
unter der Leitung der UNO und der Be- 
teiligung der fünf ständigen Mitgliedsstaa- 
ten des Weltsicherheitsrates. Nur dies ist 
die geeignete politische Basis für die Lö- 
sung des Nahostproblems. Grundlage für 
die Friedenskonferenz können nicht nur 
die UN-Resolutionen 242 und 338° sein, 
sondern vielmehr die Verwirklichung der 
unveräußerlichen Rechte des palästinen- 
sischen Volkes aund das Recht der PLO, 
gleichberechtigt an dieser Konferenz teil- 
zunehmen. 


Eine Friedenslösung unter Ausschluß Sy- 
riens ist nicht vorstellbar. Was sind die 
Voraussetzungen für eine Wiederannähe- 
rung zwischen der PLO und Syrien? 


Auf einer gesunden Basis werden wir die 
Beziehungen zu Syrien, so gut es geht, 
normalisieren. Schließlich verbindet uns 
mit Syrien der gemeinsame Kampf gegen 
die israelische Besatzung und die zonisti- 
sche Expansion.Ausgehend von diesem 
gemeinsamen Kampf und auf der Grund- 
lage der arabischen Gipfelbeschlüsse, ins- 
besondere der Beschlüsse von Fez, die so- 
wohl die palästinensischen als auch die sy- 
rischen Rechte ‘garantieren, werden wir 
die gegenseitigen Beziehungen verbes- 
sern. Es liegt an Syrien, darauf zu reagie- 
ren. Wir hoffen, daß die syrischen Brüder 
zu allem bereit sind, was der gemeinsa- 
men Sache dient. 


Die DFLP hat in der Vergangenheit häu- 
fig Arafats Führungsstil kritisiert und ihm 
eigenmächtiges Handeln vorgeworfen. 
Der Nationalrat beschloß nun die Errich- 
tung eines sogenannten Inneren Sekreta- 
riats. Dieses soll ein Drittel der PLO-Ex- 
ekutivkomiteemitglieder umfassen und 
für kurzfristig anstehende politische Ent- 


1987 


scheidungen zuständig sein. Entspricht 
diese Veränderung Ihren Forderungen 
nach kollektiver PLO-Führung? 

Das vom Nationalrat jetzt verabschiedete 
politische Programm und die organisato- 
rische Reform gewährleisten für die kol- 
lektive Arbeit sicherlich bessere Garan- 
tien als in der Vergangenheit. Wir schen 
jedoch auch, daß es palästinensische Kräf- 
te gibt, die versuchen werden, die Be- 
schlüsse der nationalen Einheit zu unter- 
laufen. Das wird sicherlich die kollektive 
Arbeit gefährden. Wir werden aber alles 
tun, damit die Beschlüsse von allen re- 
spektiert und vom Exekutivkomitee, dem 
Zentralrat und dem neuen Inneren Sekre- 
tariat eingehalten werden. 


Auf dem Nationalrat wurde viel über Poli- 
tik, jedoch wenig über den bewaffneten 
Kampf diskutiert. Welchen Stellenwert 
hat der bewaffnete Kampf heute noch in 
der Strategie der PLO? 
Seit vierzig Jahren übt der israelische 
Staat einen systematischen Terror gegen 
das palästinensische Volk aus. Israel hält 
das gesamte palästinensische Territorium 
besetzt und hindert uns an der Ausübung 
unseres Selbstbestimmungsrechts. Das 
zwingt uns zum militärischen Widerstand, 
um die Besatzungsmacht dazu zu bringen, 
unser Recht auf einen eigenen Staat an- 
zuerkennen. In Algerien, Vietnam, Ango- 
la und. .vielen anderen Ländern ist das 
nicht anders gewesen. Die Kolonialisten 
haben immer mit Waffengewalt das 
Selbstbestimmungsrecht der Völker zu 
verhindern versucht. Für die Palästinen- 
ser wird der bewaffnete Kampf solange 
die Hauptform des Kampfes bleiben, bis 
die israelische Besatzungsmacht unser 
Recht auf einen eigenen Staat, wie ihn je- 
des andere Volk auch hat, anerkennt. 

Das Interview führte Georg Stein 


1) Rabat-Abkommen, 1974 
Auf dieser arabischen Gipfelkonferenz wurde u.a. 
der Beschluß gefaßt. die PLO als einzig legitime 
Vertreterin der Palästinenser anzuerkennen. 

2) Fez- Abkommen, 1982 
Der Gipfel in Fez wurde durch folgenden bahnbre- 
chenden Beschluß gekenzeichnet, Frieden für alle 
am Nahost-Konflikt beteiligten Staaten zu garan- 
tieren, implizit der Anerkennung des Staates Isra- 
el unter bestimmten Forderungen. 

3) UN-Resotution Nr. 338 des Sicherheilsrates, 
1973 
Diese Resolution forderte Feuereinstellung im 
Nahen Osten, was durch den Einsatz von UN- 
Friedenstruppen im Sinai gewährleistet werden 
sollte. 
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Atomzentrum Hanau: 
Tödliche Geschäfte 


In Hanau wird der Stoff gebunkert, aus 
dem die Bombenträume großdeut- 
scher Politiker sind. 


Die neue Sondernummer „Atomzen- 
trum Hanau: Tödliche Geschäfte“ von 
nhz - Neue Hanauer Zeitung — und IUR 

— Initiaiivgruppe Umweltschutz Hanau — 

informiert darüber, 

@ was am 8. 11. 86 rund 20000 nach 
Hanau frieb, 

@ was die Staatsanwaltschaft dazu ge- 
bracht hat, Anklage gegen Alkem-Ma- 
nager und Ministerialbeamte zu erhe- 
ben, 

@® wie langsam, aber sicher die Hanauer 
Umwelt radioaktiv verseucht wird, 

® warum die militärische Nutzung der 

friedlichen Kernenergie keine Fanta- 

siegeburt übergeschnappter Atom- 
gegner ist, 

wie WAAckersdort In Hanau vorberei- 

tet wird, 

wie mit dem Stoffaus Hanau Pershings 

gefüttert werden, 

wie namibische Arbeiter für deutsche 

Brennelemente ruiniert werden, 

welchen Sinn eine deutsche Atom- 

streitmacht haben könnte, 

welches Ausmaß die Spätfolgen von 

Tschernobyl haben werden, 

was Gewerkschaften und Anti-Atom- 

Bewegung noch trennt und doch ver- 

binden müßte, 

® wie der Widerstand vor Ort bisher aus- 
sah — u.v.a.m. 


Atomzentrum Hanau: Tödliche Ge- 
schäfte, 688. A4,5DM (+ Versandpau- 
schale: pro Sendung 1,50 DM). Mongen- 
rabatte auf Anfrage. Lieferung von Ein- 
zelexemplaren nur gegen Vorkasse 
(Scheck, Schein, Bim.). 

Bestellungen bei: nhz, Hauptstr. 48, 
6467 Hasselroth 1, 06055/7945. 
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Südafrika 


Das Lager steht zusammen 


Der Ausgang der Wahlen zum 
Parlament der weißen Minder- 
heit Südafrikas war wenig über- 
raschend. Alle Wahlprognosen 
gingen davon aus, daß die seit 
39 Jahren herrschende Nationa- 
le Partei (NP) die absolute Mehr- 
heit der Parlamentssitze behal- 
ten werde. Obwohl die NP Stim- 
men einbüßte, konnte sie die 
Zahl ihrer Parlamentssitze weiter 
ausdehnen, weil sie als stärkste 
Partei durch den Wahlmodus 
der einfachen Mehrheit begün- 
stigt wird. 


uch der Erfolg der Konservativen 
A Partei (CP), die nun stärkste Oppo- 

sitionspartei geworden ist, kam kei- 
neswegs überraschend. Es wäre noch zu 
einer größeren Zahl an Parlamentssitzen 
gekommen, hätten sich die beiden Par- 
teien der extremen Rechten, CP und HNP 
(Hergestellte Nationale Partei) auf ein 
Wahlbündnis einigen können. Auch die 
Niederlage der bisher größten Opposi- 
tionspartei PFP, die als einzige Partei der 
Weißen für eine Beseitigung der Aparı- 
heid eintritt, ist nur in ihrem Ausmaß er- 
staunlich. Der Verlust von sieben Manda- 
ten sowie der empfindliche Rückgang des 
Stimmenanteils der PFP signalisiert mit 
großer Deutlichkeit, wie gering die Basis 
unter den Weißen Südafrikas für eine 
grundlegende Veränderung der Apart- 
heidgesellschaft ist. Annähernd 82 % der 
weißen Bevölkerung Südafrikas ist auch 
heute noch nicht bereit, ihre Privilegien 
und ihre Vorherrschaft aufzugeben. Es 
wäre allerdings etwas übertrieben, wenn 
man nun von einem scharfen Rechtsruck 
der weißen Wählerschaft sprechen würde. 
Tatsächlich dürfte sich an den Einstellun- 
gen der Weißen wenig geändert haben, 
d.h.. daß trotz der Ereignisse der vergan- 
genen Jahre kaum Bewußtseinsprozesse 
bei den Weißen ausgelöst wurden. 

Das Wahlergebnis zeigt auch, daß der 
im Vorfeld der Wahlen vieldiskutierte 
Erosionsprozeß im Lager der Weißen, der 
sich vor allem in einer kritischeren Hal- 


tung der bisher regierungstreuen Intelli- 
genz manifestierie, erst wenige Kreise er- 
griffen hat und sich politisch noch nicht 
merkbar auswirkt. Deutlich wird dies auch 
am Wahlereignis von drei unabhängigen 
Kandidaten, die aus der NP ausgetreten 
waren, weil ihnen der Modernisierungs- 
kurs der Regierung nicht schnell genug 
durchgesetzt wurde. Unter ihnen ist auch 
D. Worrall, der bis dahin Südafrikas Bot- 
schafter in England war und Anfang der 
80er Jahre wesentlich an der Ausarbei- 
tung der neuen Verfassung (Drei-Kam- 
mer-Parlament) beteiligt war. Trotz großer 
Unterstützung aus der Industrie konnten 
die drei Unabhängigen lediglich ein Man- 
dat erringen. 

Aufschlußreich ist auch, daß die ca. 
700.000 Erstwähler unter den 3 Millio- 
nen wahlberechtigten Weißen (das sind ca. 
10 % der Gesamtbevölkerung ) keines- 
wegs anders gestimmt haben können als 
die ältere Bevölkerung. Selbst unter der 
weißen Jugend Südafrikas zeichnet sich 
also kein Bewußtseinswandel ab, 


otwendig geworden wäre der 
Wahlgang erst 1989, doch Botha 
ließ schon jetzt wählen, weil sich 
die Situation für die Regierung günstig zu 
entwickeln schien. Der im Juni letzten 
Jahres verhängte landesweite Ausnahme- 
zustand hat die Widerstandsbewegung ge- 
gen das Apartheidsystem empfindlich ge- 


troffen und sie vorerst in die Defensive ge- 
zwungen. Damit konnte sich Botha auch 
der Zustimmung jener Weißer wieder si- 
cherer sein, die seiner Politik der Moder- 
nisierung der Apartheid cher reserviert 
bzw. ablehnend gegenüber standen und 
Gefahr liefen, zur äußersten Rechten ab- 
zuwandern. Hinzu kam schließlich auch, 
daß die südafrikanische Wirtschaft auch 
leichte Tendenzen der Erholung zeigte. 
Im Wahlkampf selbst setzte Botha alles 
daran, seine Regierung weiter nach rechts 
zu profilieren: Die Pressezensur wurden 
weiter verschärft, angebliche ANC- 
Camps in Zambia angegriffen. Darüber- 
hinaus ist es der NP einmal mehr gelun- 
gen, mit Hilfe der von ihr kontrollierten 
Presse, vor allem aber des Fernsehens, die 
tiefsitzenden Ängste der weißen Minder- 
heit vor dem Kommunismus und dem 
ANC zu schüren und damit die Reihen 
der Weißen ideologisch zu schließen. Die 
Kampagne richtete sich auch direkt gegen 
die PFP, die sehr geschickt mit dem ANC 
in Zusammenhang gebracht und damit ins 
politische Abseits geschoben wurde. 


ie Widerstandsbewegung gegen 
das Apartheidsystem konnte sich 


lange Zeit nicht zu einer klaren 
und eindeutigen Haltung zu den Wahlen 
durchringen. So gab es Stimmen aus der 
UDF, die die Wahlen als „Wahl-Zirkus“ 
und als völlig irrelevant qualifizierten. Die 
PFP behauptete hingegen, sie hätte aus 


den Gefängnissen von UDF-Aktivisten 
die Aufforderung erhalten, ihre Arbeit im 
Parlament fortzusetzen. Eine direkte Un- 
terstützung erhielt die PFP jedoch nicht 
aus der außerparlamentarischen Opposi- 
tion. Selbst gemäßigte weiße Widerstands- 
organisationen, darunter auch Black Sash, 
beließen es bei der Veröffentlichung einer 
Art von „Wahlprüfsteinen“. Lediglich eini- 
ge kleinere, eindeutig links stehende 
Gruppen bezogen klare Position und for- 
derten zum Boykott der Wahlen auf. Die 
außerparlamentarische Opposition stand 
hierbei in dem Dilemma, daß ein Aufruf 
zugunsten der PFP quasi einer Anerken- 
nung einer rassistischen Institution gleich- 
gekommen wäre, zugleich war jedoch 
nicht von der Hand zu weisen, daß die Ar- 
beit der PFP im Parlament auch dem Wi- 
derstand nützlich war. So ist es gerade den 
Bemühungen vieler PFP-Abgeordneter zu 
verdanken, daß unter der strikten Presse- 
zensur Informationen über das Verhalten 
der Polizei oder über verhaftete Aktivi- 
sten über das Parlament der Öffentlich- 
keit bekannt gemacht wurden. Der größte 
Dachverband unabhängiger schwarzer 
Gewerkschaften COSATU entschloß sich 
erst eine Woche vor den Wahlen zu einem 
zweitägigen Generalstreik aufzurufen, um 
so die ablehnende Haltung der schwarzen 
Mehrheit zu den Wahlen zum Ausdruck 
zu bringen. Diesem Aufruf, der von der 
UDF unterstützt wurde, folgten nach kon- 
servativen Schätzungen mehr als eine Mil- 
lion schwarze Arbeiter (vermutlich waren 
es jedoch mehr als 2,5 Mio. Menschen). 
Der Generalstreik wurde so zum größten 
Massenprotest dieser Art in der Ge- 
schichte des Widerstandes. 


on den Organisationen des Wider- 
standes wurde zu Recht die Mei- 


nung vertreten, daß die Wahlen ir- 
relevant seien für den Widerstand. Denn 
ernsthaft war an eine Wahlniederlage der 
NP nicht zu denken, und die Hoffnung, 
daß das Apartheidsystem über den parla- 
mentarischen Weg beseitigt werden kön- 
ne, wird im Widerstand ohnehin von nie- 
mandem gehegt. Unwichtig waren die 
Wahlen aber auch deshalb, weil das Parla- 
ment der Weißen (sowenig wie die beiden 
anderen Kammern der Inder und der Far- 
bigen) schon lange nicht mehr der Ort ist, 
wo die politisch relevanten Entscheidun- 
gen gefällt werden. Diese fallen im Staats- 
sicherheitsrat sowie in einer von Militärs 
und Polizei beherrscheten Parallelstruk- 
tur, der „joint management commitees“, 
die bis zur untersten Einheit der Exekuti- 


ve hinabreicht und für alle Fragen der Si-. 


cherheit zuständig ist, d.h. im südafrikani- 
schen Kontext für alles. Das parlamentari- 
sche System ist mithin schon längst zur 
Fassade eines Militär- und Polizeistaates 
geworden. 

Die Wahlen haben in solch einem System 
daher letztlich nur noch die Funktion, die- 
se Fassadernach außen hin aufrechtzuer- 
halten. Der herrschenden Partei dienen 
sie zur Auslese solcher Politiker, die in der 
weißen Öffentlichkeit ankommen und sich 


somit für höhere Partei- und Staatsämter 
prädestinieren. 

Daß der Prozeß der Wahlen von den 
Parteien der Weißen noch ernst genom- 
men wird, auch von der herrschenden NP, 
hängt vor allem damit zusammen, wie sich 
Macht und Herrschaft in Südafrika kon- 
stituieren. Am Wahlergebnis läßt sich für 
die MP ablesen, inwieweit sie sich der Zu- 
stimmung in der weißen Bevölkerung si- 
cher sein kann. Diese wird zwar haupt- 
sächlich bestimmt von den Militärs, kann 
aber nicht ohne die Zustimmung der wei- 
Ben Bevölkerung vollzogen werden, will 
die Regierung ihr Gewaltmonopol nicht 
notfalls auch gegen die eigene Basis ein- 
setzen. Daher ist es für die NP auch kei- 
neswegs gleichgültig, wie die PFP oder die 


Die Parteien: 


Vom Kapital getragen. 
ne allgemeine Wahl. 


mit der PFP zusammen. 


Bisherige Sitzverteilung: 


Wahlsystem: 


Parteien und Wahlsystem 


Das Direktwahlsystem 
begünstigt die regierende NP 
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Wenn dies eine der Konsequenzen ist, 

die aus dem Wahlgang folgen werden, so 
stellt sich für die PFP zusätzlich die Frage, 
wie sie ihre parlamentarische Arbeit künf- 
tig einzuordnen gedenkt. In der Vergange- 
heit war dies klar. Die Mitarbeit in der au- 
Berparlamentarischen Opposition, so ge- 
ring ihr Stellenwert für die PFP auch sein 
mochte, hatte vor allem einen Zweck: die 
Arbeit im Parlament zu unterstützen, weil 
die PFP der Illusion nachhing, sie könne 
die Apartheid mittels einer parlamentari- 
schen Mehrheit verändern. 
Heute wird sie überlegen müssen, ob die 
Akzente nicht umgekehrt zu setzen sind, 
sofern die PFP der Aufforderung Tutus, 
das Parlament ganz zu verlassen, nicht 
Folge leisten will. 


Nationale Partei (NP): Seit 1948 regierende Partei der Buren. Erfinderin der 
Apartheid. Die NP besteht aus vier autonomen, oft rivalisierenden NP-Parteien in 
den Provinzen Transvaal, Oranje-Freistaat, Kapland und Natal. 
Progressiv-Föderale Partei (PFP): Liberale, größte Oppositionspartei. Vor allem 
von englischsprachigen Südafrikanern unterstützt, also in den Großstädzen stark. 


Konservative Partei (CP): 1982 als Abspaltung nach rechts aus der NP entstan- 
den. Will keine Reformen der Apartheid. Bestreitet dieses Jahr zum ersten Mal ei- 


Neue Republik Partei (NRP): Rechtsliberale, englischsprachige Partei. Nur noch 
in der Provinz Natal von Bedeutung und am verschwinden. Arbeitet in dieser Wahl 


Neugegründete Nationale Partei (HNP): 1969 als Abspaltung aus der NP ent- 
standene, ultrarechte Partei. Von der CP überholt. 


NP: 127; PFP: 26; CP: 17; NRP: 5; HNP: 1; Unab.: 2; TOTAL: 178 


Ins Südafrika wird nach dem Direktwahlsystem gewählt. Ein Kandidat kommt ins 
Parlament, wenn er die einfache Mehrheit der Stimmen in seinem Wahlkreis ge- 
wonnen hat. Prozentual entspricht die Sitzverteilung im Parlament also nicht der 
Verteilung der Stimmen für eine Partei. Bei den letzten allgemeinen Wahlen 1981 
erhielt die NP 57 Prozent aller Stimmen, aber 79 Prozent der Parlamentssitze. Die 
HNP hingegen erhielt 14,1 Prozent der Stimmen, aber keinen Platz im Parlament. 
Die Wahlkreise sind nicht alle gleich groß. Stadtbezirke können mit bis zu 15 
Prozent mit Stimmen „überladen“ werden, ländliche Bezirke mit bis zu 15 Prozent 
begünstigt werden. Bei einem Durchschnitt von etwa 20.000 Wählern pro Wahl- 
kreis kann ein Stadtbezirk also etwa 23.000 Wähler haben, ein Landbezirk nur 


17.000. 


größere Unterstützung genießt. 


ultrarechten Parteien bei den Wählern ab- 
schneiden, denn der Grad der Zustim- 
mung, den diese Parteien erfahren, steckt 
das Terrain ab, in dem die NP, bzw. das 
Militär, ihre Politik gestalten kann. Der 
Erfolg der CP dürfte daher die Botha-Re- 
gierung künftig veranlassen, noch vorsich- 
tiger mit ihren Scheinreformen zu agieren 
als in der Vergangenheit. 


Landbezirke, die größer als 25.000 Quadratkilometer sind dürfen sogar nur 
14.000 Wähler haben. Das System bevorzugt die NP, die in ländlichen Gegenden 


aus: taz 


Auch wenn sich für den Widerstand ge- 
gen die Apartheid kaum etwas geändert 
hat, dürfte zumindest den Weißen im Wi- 
derstand deutlich geworden sein, daß es 
noch großer Arbeit bedarf, um den Ero- 
sionsprozeß im Lager der Weißen soweit 
voranzutreiben, damit er auch politische 


Folgen zeigt. f 
Walter Hättig 
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Mauritius 


Frauenarbeit auf Mauritius 


„Zehn Mal so billig wie in Europa, sechs 
mal so billig wie in Hongkong“ sind die 
Arbeitskräfte in Mauritius, das die Mauri- 
tius Export Development and Investment 
Authority — kurz MEDIA — interessier- 
ten Investoren als „einmaligen Platz für 
Exportindustrien“ preist. Die außeror- 
dentlich niedrigen Löhne sind einer der 
„zwölf guten Gründe“, die kapitalkräftige 
Unternehmer überzeugen sollen, ausge- 
rechnet auf dieser kleinen Insel im Indi- 
schen Ozean ihr Geld anzulegen. Andere 
Anreize sind die freie Rückführung von 
Kapital, Gewinn und Dividenden, sowie 
die (für Unternehmer) sehr günstige Ar- 
beitsgesetzgebung und die Anpassungsfä- 
higkeit und Geschicklichkeit der mauriti- 
schen Arbeitskräfte, in ihrer überwiegen- 
den Mehrheit junge Mädchen und Frauen. 

Das Rückgrat der Wirtschaft bildet je- 
doch immer noch der Zuckerrohranbau, 
aber niedrige Weltmarktpreise — vor al- 
lem durch die Konkurrenz der subventio- 
nierten europäischen Produktion — zwin- 
gen zur Diversifizierung. Dazu kommt die 
prekäre Beschäftigungslage. Nachdem 
lange Zeit der Mangel an Arbeitskräften 
die wirtschaftliche Entwicklung behindert 
hatte, ist es nun der Mangel an Arbeits- 


plätzen, der das Hauptproblem darstellt. 
Trotz langsam aber sicher abnehmender 
Geburtenrate und anhaltender Emigra- 
tion — die allerdings in dem Maß auf Wi- 
derstand stößt, in dem die Auswanderer 
dunkler werden — gibt es längst nicht Ar- 
beit für alle. Staatlich geförderte Indu- 
strieansiedlung sollte Abhilfe schaffen. 
Folgten die Investoren in den siebziger 
Jahren noch zaghafı der Einladung, sich 
hier niederzulassen, so hat seit Beginn der 
achtziger Jahre die „aggressive Investi- 
tionsförderungspolitik der Regierung 
weltweit Interesse“ geweckt, wie sich der 
Vorsitzende der Mauritius Export Proces- 
sing Zones Association (MEPZA). Pro- 
fessor Edouard Lim Fat, bei Vorlage des 
Jahresberichts 1985 befriedigt äußerte. 
Zu den zusätzlichen Vorteilen gehören 
weitere Steuervorteile sowie die Zusiche- 
rung, die Unternehmen keinesfalls zu ver- 
staatlichen. 

Die meisten in der freien Produktions- 
zone angesiedelten Betriebe produzieren 
Textilien, aber auch so ausgefallene Pro- 
dukte wie Schiffsmodelle und Karnevals- 
masken, und natürlich Spiel- und Sporı- 
waren, Modeschmuck, sowie optische und 
medizinische Geräte. Als zukunftsträchtig 


gelten die Bereiche Kommunikationstech- 
nik, See- und Lufifracht, sowie weiterhin 
die Textilindustrie. 

Im Hinblich auf die Anzahl der Be- 
schäftigten scheint sich der Aufwand 
kaum gelohnt zu haben. Die Anzahl der 
Beschäftigten hat zwischen 1980 und 
1985 nur unbedeutend zugenommen, 
nämlich von 197.561 auf 200.442, wäh- 
rend sich die Anzahl der Arbeitslosen im 
gleichen Zeitraum fast verdoppelte: von 
35.447 auf 68.547. 

Die Investoren kommen überwiegend 
aus Großbritannien, Frankreich, der Bun- 
desrepublik, Holland, aber auch aus In- 
dien, Hongkong und Taiwan. Vor allem 
den asiatischen Firmen wird nachgesagt, 
daß sie die recht unternehmerfreundli- 
chen Arbeitsgesetze häufig umgehen. Die 
meisten der 4400 Beschwerden, die 1985 
dem Arbeitsplatzministerium zugingen — 
und von denen 300 vor Gericht kamen — 
betrafen indische oder chinesische Unter- 
nehmen. Vor allem die sanitären Vor- 
schriften werden in den seltensten Fällen 
beachtet, aber auch die Überstundenrege- 
lung und die Urlaubsansprüche. Es soll 
auch vorkommen, daß Firmen nach Ab- 
lauf der steuerfreien Jahre die Tore schlie- 


Ben, um gleich darauf unter neuem Na- 
men, mit derselben Belegschaft die glei- 
chen Produkte herzustellen — allerdings 
werden die Beschäftigten dann als Anfän- 
ger bezahlt. 

Und dabei sind die Gesetze unter- 
nehmerfreundlich genug. Es gilt die 45- 
Stundenwoche, fünf Tage zu neun Stun- 
den (Pause nicht inbegriffen), oder fünf- 
einhalb Tage zu acht bzw. fünf Stunden. 
Nach einem Jahr Betriebszugehörigkeit 
gibt es zwölf bzw. 14 Tage Urlaub. Die 
Unternehmen können den Urlaubsantrag 
ablehnen; gesetzlich müssen sie dafür 
zwar den vollen Lohnausgleich zahlen, 
praktisch wird das aber oft „vergessen“. 
Wenn dem Betrieb im Krankheitsfall nicht 
spätestens am dritten Tag ein ärztliches 
Attest vorgelegt wird, bekommt die Ar- 
beiterin keinen Lohn und kann sogar ent- 
lassen werden. Das trifft vor allem diejeni- 
gen hart, die am anderen Ende der Insel 
wohnen und niemanden finden, der ihnen 
den Gang abnimmt. Mutterschaftsurlaub 
von zwei Monaten wird bis zum dritten 
Kind mit Lohnfortzahlung gewährt, nach 
dem dritten Kind gibt es nur noch Urlaub 
ohne Bezahlung. Für schwangere Frauen 
gibt cs keinerlei Erleichterung: In den 
Spinnereien müssen sie acht bis neun 
Stunden stehend bei ohrenbetäubendem 
Lärm bis zum 8. und sogar 9. Monat ar- 
beiten, oft im Schichtdienst. 

Die meisten der Arbeiterinnen sind 24- 
25 Jahre alt und unverheiratet. Sie werden 
nur bis zum 37. Lebenjahr angestellt, viele 
Frauen arbeiten nach ihrer Verheiratung 
als Heimarbeiterinnen weiter, wodurch 
sich ihre Lage meist noch verschlechtert. 
Viele sind ledige Mütter, verlassene oder 
geschiedene Frauen, die mit ihrem Lohn 
sich, ihre Kinder, die Eltern und manch- 
mal auch einen arbeitslosen Ehemann er- 
nähren müssen. 

Trotzdem wird immer wieder behaup- 
tet, daß die Frauen „zum Spaß und Zeit- 
vertreib arbeiten gehen“, daß sie sich da- 
mit „ein kleines Taschengeld verdienen 
möchten“. Tatsächlich erscheint der ge- 
setzlich festgelegte Mindestlohn als klei- 
nes Zubrot: Anfangs erhalten die Fabri- 
karbeiterinnen einen Wochenlohn von 

119,96 Rupien, das sind ca. 20 DM, später 
wird der Lohn auf 128,04 Rupien angeho- 
ben. Der Lohn liegt also fast immer unter 
100 DM pro Monat. An der Spitze der 
Lohnskala steht der „Chief Clerk“ oder 
höhere Angestellte, der anfangs 1.487 Ru- 
pien (ca. 250 DM) und später 2.022 Ru- 
pien (340 DM) verdient. 


Eine 1985 durchgeführte und bis heute 
unter Verschluß gehaltene Untersuchung 
brachte zutage, daß die wenigsten Arbei- 
terinnen ihre schmalen Rechte kennen. 
Falls sie sich ungerecht behandelt fühlen, 
trauen sie sich nicht, ihre Klagen vor die 
Gewerkschaft oder die Arbeitsinspektion 
zu bringen, aus Angst, entlassen zu wer- 
den. Da die Gewerkschaften die Geneh- 
migung der Betricbsleitung einholen müs- 
sen, ehe sie aktiv werden können, sind sie 
meist recht zurückhaltend, wenn es um 


Mauritius — zwischen Afrika und Au- 
stralien im Indischen Ozean gelegen, 
gehört trotz seiner überwiegend aus In- 
‘dien stammenden Bevölkerung histo- 
risch und politisch zu Afrika. Die 1.840 
km? große Vulkaninsel war lange unbe- 
siedelt. 1500 von dem Portugiesen Die- 
go.Dias entdeckt, geriet sie 1710 kurz 
unter holländische Herrschaft und spä- 
ter unter Frankreichs Kontrolle. Für 


den Zuckerrohranbau wurden Sklaven. 


"aus Madagaskar und Afrika importiert. 
.1810 wurde die Insel, die bis dato Ile de 
:France hieß, als Mauritius dem briti- 
‚schen Kolonialreich einverleibt. Gegen 
den heftigen Widerstand der überwie- 


gend französischstämmigen Plantagen- - 


'besitzer wurde die Sklaverei 1813 theo- 
retisch aber erst 1835 tatsächlich abge- 
schafft und durch den sogenannten 
„Kuli-Handel“ ersetzt, durch den zig- 
tausende Arbeitskräfte aus Indien im- 
portiert wurden. Ab 1860 stellten die 
Inder die Bevölkerungsmehrheit. 1984 
erreichte die Bevölkerungs die Millio- 
nengrenze, die Bevölkerungsdichte lag 
mit 500 Einwohnern/km? über derje- 
nigen Taiwans. Am 12. März 1968 
wurde das Land unter der Führung des 
Labour-Parteivorsitzenden Sir See- 
woosager Ramgoolam unabhängig. Mit 
der Unabhängigkeit’wurde Diego Gar- 
cia, Teil des Chagos Archipels, von 
Mauritius an Großbritannien abgetre- 
‘ten. Die Bevölkerung wurde nach Mau- 
'ritius umgesiedelt, Diego Garcia zur 
englisch-amerikanischen Militärbasis 
:ausgebaut. Die hauptsächlich aus fran- 
‚zösischstämmigen Kreolen zusammen- 
gesezte sozialdemokratische partei 


‘(PSDM) hatte sich im Gegensatz zur 


'Labour-Partei lange den Unabhängig- 
keitsbestrebungen widersetzt, aus 
Angst um ihre Privilegien und vor der 
indischen Mehrheit. Seit der Unabhän-. 
gigkeit wird Mauritius von einer Art 
:allumfassender Koalition ragiert, deren 
'Kräfteverhältnisse sich durch Abspal- 
:tungen, Neugründungen und Zusam- 
:menschlüssen laufend verschieben, und 
;die es trotz wirtschaftlicher Krisen, 
‚Kormiptionsaffären und heftiger An- 
'griffe der linken Mouvement Militant 
Mauricien unter Paul Beranger bisher 


( 


geschafft hat, an der Macht zu bleiben. 
Seit 1983 regiert eine Allianz aus Mo- 
vement Socialiste Mauricien (Premier 
Jugnauth), Parti Socialiste Mauricien 
(mit dem unverwüstlichen Harish 
Boodhoo) einer Abspaltung der 
MMM, Labour und PSDM (Parteichef 
Gaetan Duval als Vice-Premier und Ju- 
stizminister). Ihm und seinem Bruder. 
Herve ist es vor allem zu verdanken, 
daß die wirtschaftliche Zusammenar-: 
beit mit Südafrika intensiviert wurde. . 

Die wirtschaftliche Zusammenarbeit 
mit Mauritius ist für Südafrika beson-' 
ders interessant, da südafrikanische: 
Waren durch den Umweg über Mauri-: 
tius den Stempel „Made in Mauritius“ 
erhalten und so problemlos auch nach: 
Schwarzafrika importiert werden kön- 
nen. 

Die akutesten wirtschaflichen 
Schwierigkeiten konnten zwar unter 
Kontrolle gebracht werden (Arbeitslo-: 
sigkeit und Inflation gingen zurück, die: 
wichtigsten Gläubigerländer beschlos- 
sen im März 1987 in Paris, großzügige‘ 
Kredite zur Modernisierung der Zuk-. 
kerrohrproduktion und -verarbeitung: 
zu gewähren), jedoch hat eine seit An-. 
fang 1985 andauernde Drogenschmug- 
gelaffäre, in die zahlreiche hochstehen-' 
de Politiker der Regierungsmehrheit: 
verwickelt waren, und in deren Verlauf: 
insgesamt sieben Minister ihr Amt:ver-! 
loren und mehrere Abgeordnete fest-: 
genommen wurden, die Regierung be- 
wogen, vorgezogene Parlamentswahlen. 
abzuhalten. Beiden Wahlen am 15. Juli 
sieht sich die Regierungsmehrheit ei- 
nem durch anhaltende Kommunalwah- 
lengewinne erstarkten MMM gegen-. 
über, von dem zahlreiche Beobachter. 
annehmen, daß es seine beeindrucken- 
den Ergebnisse von den letzten Parla- 
mentswahlen — es wurde damals stärk-. 
ste Einzelpartei — zumindest wieder- 
holen wird. Interessant wird auch das 
Abschneiden der extremen Linken — 
„la lit“ (der Kampf) — zu beobachten 
sein, die durch intensive Basisarbeit,, 
Alphabetisierung in Landessprache; 
(kreolisch) und Frauenemanzipation in. 
den vergangenen Jahren zahlreiche 
Anhänger gewonnen hat. 
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das Einklagen berechtigter Forderungen 
ihrer Basis geht. Als es am 17. Mai 85 zu 
einem illegalen Generalstreik kam, wurde 
den beteiligten Gewerkschaften die Zulas- 
sung an allen betroffenen Unternehmen 
aberkannt. Kein Wunder, daß sich Profes- 
sor Edourd Yim Fat über die „verantwor- 
tungsbewußten Arbeitsbeziehungen“ 
freut, während sich Jocelyne Minerve, 
Abgeordnete der oppositioncllen soziali- 
stischen MMM (Movement Militant Mau- 
ricien) fragt, wozu eigentlich die Frauen 
von ihrem mageren Lohn auch noch Ge- 
werkschaftsbeiträge entrichten sollen. 
Hingegen zeigt sich die katholische kir- 
che als erstaunlich engagiert. Zum Tag der 
Arbeit 1986 haben die Organisationen 
der katholischen Arbeiterjugend und der 
„Action Catholique“ eine Broschüre mit 
dem Titel „Nach dem Gesetz“ herausge- 
bracht, in der die Arbeiter(innen)schaft 
der „Zone Franche* über ihre Rechte auf- 
geklärt wird. Ende April hatte die Regie- 
rung einen französischen Arbeiterpriester 
ausgewiesen, der im Auftrag der Kirche 
und besonders des energischen Bischofs 
von Port Louis, Monseigneur Matgeot, 
Sozialarbeit in den Betrieben der freien 
Produktionszone betrieben hatte. Ihm 
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und der Kirche wurde vorgeworfen, den 


Arbeitsfrieden gestört zu haben. Der Bi- 
schof verteidigte daraufhin in einer vielbe- 
achteten Predigt vehement das Recht der 
Kirche, sich für die Entrechteten und Be- 
nachteiligten einzusetzen. 


Für die Vermittlung eines neuen Jahres-Abos lassen 
wir uns nicht lumpen: Ein neues Äbo für uns — 


Daß die Lage für die Beschäftigten der 
freien Produktionszone keineswegs be- 
friedigend ist, mußte sogar die Ministerin 
für Arbeit und Industriebeziehungen, Ma- 
dame Lappo, zugeben. In einem Interview 
mit der Zeitschrift „L’Express“ am 30. Ja- 
nuar 86 beklagte sie eine „allgemeine Ten- 
denz zahlreicher Arbeiter, die Gesetzge- 
bung zu vernachlässigen“, und sie ver- 
sprach, geeignete Maßnahme zu ergreifen, 
um diese Haltung zu koordinieren. 

Marie-Jeanee, eine junge Arbeiterin 
aus dem Arbeiterviertel Rochebois, lä- 
chelt nur müde, als sie gefragt wird, ob sie 
daran glaubt, daß sich die Lage ändern 
wird. Sie hat sich für einen anderen Weg 
entschieden, den bereits tausende junter 
Maurizierinnen vor ihr gegangen sind: 
sich nach Europa zu verheiraten, auf ei- 
nen Bauernhof in der Bretagne oder Nor- 
mandie. Der Verlobte von Marie-Jeanne 
den sie nur vom Foto kennt, lebt in der 
Nähe von Saarbrücken, er hat ein Haus 
und ein Auto — und eine gut bezahlte Ar- 
beit. Wer weiß, träumt Marie-Jeanne, viel- 
leicht gibt es in seiner Firma auch Arbeit 
für mich? 

Eva Maria Bruchhaus 
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Neue Soziale Bewegungen 


Neue Soziale Bewegung 


in Südostasien 


Der Prozeß weltmarktorientierter 
Teilindustrialisierung der „ökono- 
misch fortgeschrittenen“ Länder 
der Dritten Welt, hat insbesondere 
auch in Südostasien in den letzten 
fünfzehn Jahren enorme Verände- 
rungen in den gesellschaftlichen 
Strukturen und Konstellationen be- 
wirkt. Politisch hat dies u.a. zu 
„neuen“ Formen der Selbstorgani- 
sation entlang konkreter Problem- 
stellungen und jenseits der „alten“ 
Partei- und Verbandsformen ge- 


führt, oft in erstaunlicher Parallelität : 


zur Entwicklung politischer Kampf- 
formen in den Industrieländern. 


Die entwicklungspolitische „Szene“ hat 
hierfür rasch den Begriff „Non-Gover- 
mental-Organisation“ (NGO, zu deutsch: 
Nicht-Regierungs-Organisation) aufge- 
griffen. Abweichend von der UNO-Defi- 
nition, die darunter alle nicht formal von 
Regierungen dirigierten Verbände und In- 
stitutionen faßt, sind mit NGO dann fort- 
schrittliche soziale Aktionsgruppen oder 
Basis-Initiativen gemeint, die in irgend- 
einer Form mit den sogenannten neuen 
sozialen Bewegungen verbunden sind, 

In praktisch allen Ländern Süd- 
ostasiens hat die Arbeit solcher Gruppen 
in den letzten Jahren deutlich an Bedeu- 
"tung gewonnen. 


NGO'’s in Südostasien 


In Thailand haben das Erstarken des pri- 
vatwirtschaftlichen Sektors und das vor- 
läufige Scheitern der von der KP Thai- 
lands geführten revolutionären Massenbe- 


wegung seit Ende der siebziger Jahre zu 
einem besonders starken Anwachsen sol- 
cher Initiativen geführt. Das spezielle 
thailändische Counter-Insurgency-Pro- 
gramm, das einer politischen Amne- 
stie- und Reintegrationsstrategie gegen- 
über der Guerilla einen gewissen Vorrang 
vor der militärischen Repression einge- 
räumt hat, stellt für diese Entwicklung 
ebenfalls einen wesentlichen Faktor dar. 
Seit 1980 sind etwa 150 NGO'’s entstan- 
den, die sich auf soziale Arbeit in städti- 
schen Armutsgebieten und in ländlichen 
Gemeinden, sowie auf Kampagnen gegen 
Menschenrechtsverletzungen konzentrie- 
ren. Ihr politischer Spielraum ist natürlich 
begrenzt und das Damoklesschwert ver- 
schärfter Repression hängt immer über ih- 
nen. 

In Indonesien hat die jahrzehntelange ex- 
treme Repression durch den Staat auch 
den Charakter der meisten NGO'’s stark 
geprägt. Hier gibt es eine unüberschaubar 


Streikende 
Arbeiterinnen 
einer 
Textilfabrik 
in Manila 


große Zahl von „Yayasan“ (Stiftungen), die 
jedoch häufig inaktiv sind oder unter ge- 
nauer staatlicher Kontrolle eine harmlose 
und begrenzte karikative Arbeit machen. 
Andere sind sehr konservative muslimi- 
sche Organisationen, die vorwiegend als 
Koranschulen arbeiten. Die Zahl progres- 
siver NGO's in unserem Sinne ist dagegen 
recht gering. Diese Gruppen sind — wenn 
sie legal bleiben wollen — zu großen Kom- 
promissen mit den Behörden gezwungen 
und werden schnell von den allgegenwär- 
tigen Sicherheitskräften verfolgt, falls sie 
die ihnen gesetzten Grenzen überschrei- 
ten. 


in Malaysia und auf den Philippinen gibt 
es jeweils ein breites Spektrum sozialer 
und religiöser Organisationen, das dem 
Westeuropas am ehesten vergleichbar ist: 
britische und amerikanische Kolonial- 
herrschaft haben den formalen Rahmen 
eines politischen Systems hinterlassen, 
das an die Muster westlicher parlamenta- 
rischer Verfassungen angelehnt ist. Der 
Einfluß solcher Verbände auf die konkre- 
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Wichtiger Arbeitsbereich 
in indonesischen NGOs: 
Rechtshilfe 


te Politik ist aber eigentlich nur dann gege- 
ben, wenn sie den Regierenden bzw. den 
Regierungsparteien nahestehen. 


In Malaysia existiert die Besonderheit, 
daß die traditionellen Organisationen 
meist einer ethnischen Volksgruppe (Ma- 
layen, Chinesen, Inder) zuzuordnen sind. 
In den siebziger Jahren entstanden aber 
eine Reihe neuer NGO's, die Problembe- 
reiche wie Verbraucherschutz, Umwelt- 
schutz, sowie konkrete soziale und Men- 
schenrechtsfragen aufgriffen. Sie füllten in 
gewissem Sinne ein Vakuum aus, das die 
Zerschlagung einer Reihe von radikalen 
und kritischen Organisationen am Anfang 
der siebziger Jahre durch die extensive 
Anwendeung der Gesetze zur inneren Si- 
cherheit (ISA) durch die Regierung hin- 
terlassen hatte. Natürlich sind aber auch 
sie von dieser „streng legalen“ Repression 
— einem Charakteristikum des malaysi- 
schen Herrschaftssystems — bedroht. 


Auf den Philippinen hat die scharfe Re- 
pression unter dem Kriegsrecht der Mar- 
cos-Diktatur zu einer politischen Radika- 
lisierung der meisten NGO's geführt. Sie 
arbeiten zwar problemorientiert, unter- 
stützen aber explizit den Kampf um eine 
umfassende soziale Veränderung und ha- 
ben oft — unsichtbare — Verbindungen 
zum politischen Untergrund unter Füh- 
rung der Kommunistischen Partei. 

Mit dem Amtsantritt der Regierung 
Aquino ist der politische Freiraum — zu- 
mindest in den Städten — für ihre Arbeit 
zwang, recht groß geworden, dies hat aber 
am beschriebenen Grundmuster der soge- 
nannten „paralegalen“ Arbeit prinzipiell 
nichts geändert. Der Mord am KMU-Ge- 
werkschaftsführer und Vorsitzenden der 
linken Bayan-Partei Rolando Olalia zeigt 
— als herausragendes Beispiel einer Viel- 
zahl von Fällen — wie groß die tägliche 
Bedrohung durch die reaktionäre Repres- 
sion geblieben ist. 


Worin sind nun die verbindenden Ele- 
mente dieser Entwicklungen übergreifend 
in Südostasien zu sehen? Was ist denn 
wirklich neu an diesen sozialen Gruppen 
oder Bewegungen? Welche Faktoren sind 
für ihre Entstehung wesentlich und was 
unterscheidet sie von den „alten“ sozialen 
Bewegungen, etwa der Arbeiter oder der 
Bauern? 


Konstitutionsbedingungen 
für NGO’s 


Bei einer Sichtung der bisherigen Analy- 
sen zeichnen sich fünf miteinander verwo- 
bene Faktoren als zentrale Konsitutions- 
bedingungen „neuer“ sozialer Bewegun- 
gen ab — zumindest für die Region Süd- 
ostasien. 

Die Bedrohung der Herrschenden so- 
wie internationaler Kapital- und Groß- 
machtinteressen durch die „alten“ sozialen 
Bewegungen, in der Region Südostasien 
namentlich die Kommunistischen Par- 
teien und Guerillaorganisationen, münde- 
te in die massive Repression. Phasenver- 
schoben bedeutet dies in Malaysia und 
Singapur schon Ende der fünfziger Jahre, 
in Indonesien Mitte der sechsziger Jahre, 
in Thailand erst Ende der siebziger Jahre 
die weitgehende zerschlagung der revolu- 
tionären Verbände und schwere Niederla- 
gen für die eng mit ihnen verbündeten 
Bauern- und Arbeiterbewegungen. 

Das es aber nicht die Niederlagen der 
„alten“ sozialen Bewegungen in den letz- 
ten drei Dekaden allein, sondern vor al- 
lem die Entstehung moderner Repres- 
sionssysteme sind, die zur Formierung 
„neuer“ sozialer Bewegungen beitragen, 


zeigt das Beispiel der Philippinen. Hier 


gelang die Zerschlagung der alten Forma- 
tionen nicht und trotzdem — oder auch 
gerade deswegen — gibt es dort ein beson- 
ders breites Spektrum von Gruppierungen 
des „neuen“ Typs. 

Die Schaffung moderner staatlicher Re- 


pressionsapparate durch die Herrschen- 
den ist ja nur ein — wenn auch zentraler — 
Aspekt einer umfassenden kapitalisti- 
schen Modernisierungskonzeption, die in 
diesen Ländern in der postkolonialen Ara 
der sechziger und siebziger Jahre durch- 
gesetzt wurde. 

Militarisierung und Verschuldung sind 
komplementäre Grundelemente einer 
weltweiten Entwicklungsstrategie, die die 
beiden sogenannten UNO-Entwicklungs- 
dekaden kennzeichnet. Kapital war für die 
Industrialisierungsprojekte erforderlich 
und für die kreditgebenden Banken wie- 
derum waren repressive Militärregime die 
besten Garanten für die Bewahrung einer 
Ordnun, die Gewähr für die spätere Rück- 
zahlung zu bieten schien. Die so be- 
triebene Integration in den Weltmarkt 
führte zu einem massiven ökonomischen 
und gesellschaftlichen Strukturwandel, 
dessen ganzes Ausmaß erst in den achtzi- 
ger Jahren bilanzierbar wird. Verstärkte 
Expororientierung der Landwirtschaft in 
Verbindung mit der Einführung kapitalin- 
tensiver Produktionsmethoden, Mechani- 
sierung und Chemisierung bei Zurück- 
drängung der traditionellen Subsistenz- 
produktion, Ausbau der Infrastruktur, 
Ansiedlung von Exportindustrien, Auf- 
blähung des Dienstleistungssektors durch 
den Tourismus und in der Folge verstärkte 
Abhängigkeit von Technologie- und Nah- 
rungsmittelimporten sind die ökonomi- 
schen Eckpunkte dieses Prozesses. Folge 
waren u.a. tektonische Verschiebungen 
der Sozialstrukturen, die die Gesell- 
schaftsanalysen, an denen sich die „alten“ 
sozialen Bewegungen orientierten, zumin- 
dest in großen Teilen, obsolet werden lie- 
ßen. Der organisatorische Niedergang der 
Kommunistischen Parteien wurde so 
überwiegend auch von einer theoretischen 
Orientierungslosigkeit ergänzt. 

Die Physiognomie aller Gesellschafts- 
klassen hat sich durch den Umbruch in 
den nationalen Ökonomien verändert. Als 
besonders herausragend lassen sich je- 
doch vor allem zwei Entwicklungen aus- 
machen. Die Umwälzungen im Agrarsek- 
tor haben zur Entstehung einer ganzen 
Schicht geführt, die dort nicht mehr über- 
leben kann, in den Städten aber keine Ar- 
beit findet. Es sind jene Entwurzelten, die 
gewissermaßen zwischen Stadt und Land 
zerrieben werden. 

Die verstärkte Industrialisierung der 
urbanen Regionen, die Aufblähung des 
Dienstleistungssektors und der staatlichen 
Apparate haben andererseits neue Mittel- 
klassen hervorgebracht, die durch die Ar- 
beiteraristokratie, Angestellte und Beam- 
te geprägt sind, und als deren einflußrei- 
che Kerngruppe sich eine relativ breite 
Schicht kleinbürgerlicher Intellektueller 
ausmachen läßt, die die Hauptträger so- 
zialer Aktionsgruppen an den Brenn- 
er des Elends und der Unterdrük- 

ung darstellen. 

Schließlich hat der kapitalistische Mo- 
dernisierungsumbruch zur Entstehung 
qualitativ neuer Probleme im Umweltbe- 
reich geführt, die sich jeweils im lokalen 


Rahmen als massive Existenzbedrohung 
ganzer Bevölkerungsgruppen stellen kön- 
nen. 

Aber auch die Staatsapparate mußten 
auf die ökonomischen, sozialen und politi- 
schen Veränderungen der letzen Jahr- 
zehnte reagieren. Weltmarktintegrierte 
Gesellschaften mit komplexen kapitalisti- 
schen Sektoren lassen sich nicht in der 
gleichen Weise steuern und beherrschen 
wie traditionelle oder semifeudale Agrar- 
gesellschaften. Die veränderte Wirtschaft 
erfordert erweiterte politische Spielräu- 
me. Der Widerstand gegen neu entstande- 
ne soziale und ökologische Probleme läßt 
sich nicht mit den gleichen Methoden be- 
kämpfen wie eine kommunistische Gueril- 
laarmee. Um international investitions- 
würdig zu bleiben, ist zumindest der An- 
schein eines Grades an politischer Stabili- 
tät notwendig, der nur durch eine Mi- 
schung aus Diktatur und Partizipation 
größerer Bevölkerungsteile an Entschei- 
dungsprozessen erreichbar ist. 

Im Kontext des ASEAN-Zusam- 
menschlusses haben seit Beginn der acht- 
ziger Jahre mehrere wissenschaftlich-poli- 
tische Konferenzen mit US-amerikani- 
scher Beteiligung stattgefunden, auf denen 
solche kontrollierten Anpassungsprozesse 
der staatlichen Systeme an die veränder- 
ten Bedingungen als ein zentrales „Sicher- 
heitsproblem*“ Südostasiens diskutiert 
wurden. 

Kurzum, die Niederlagen traditioneller 
revolutionärer Bewegungen und die 
Schaffung moderner staatlicher Repres- 
sionsapparate, der kapitalistische Moder- 
nisierungsumbruch der Volkswirtschaf- 
ten, der darauf basierende soziale Struk- 
turwandel, das massive Auftregen ökolo- 
gischer Industrialisierungsfolgen auf loka- 
ler Ebene, und schließlich eine Anpas- 
sung staatlicher Herrschaftmethoden an 
diese veränderten Bedingungen, stellen 
die fünf zentralen Konsitutionsbedingun- 
gen für die Entstehung einer Vielzahl so- 
zialer Aktionsgruppen in Südostasien dar. 


Alte und neue soziale 
Bewegungen — wo liegen 
die Unterschiede? 


Sie unterscheiden sich von den „alten” so- 
zialen Bewegungen strukturell in drei 
wichtigen Bereichen. 

Sie haben keine einheitlichen politi- 
schen Führungsstrukturen herausgebildet. 
Überwiegend arbeiten sie auf örtlicher 
oder regionaler Ebene bzw. sie beschrän- 
ken sich auf eine spezifische Problemstel- 
lung. Anders als etwa politische Parteien 
erheben sie keinen universellen politi- 
schen Anspruch, erscheinen für die Regie- 
rungen damit also nicht als unmittelbarer 
Konkurrent, sind aber umgekehrt in ihrer 
gesellschaftpolitischen Wirksamkeit na- 
türlich deutlich beschränkt. auch die zu- 
nehmenden Tendenzen zur Vernetzung 
haben diesen Zustand bisher nicht aufge- 
heben. Sie verweisen aber auf ein Grund- 
problem, das sich bald immer drängender 


stellen könnte: Wenn sich Gruppen, die 


bislang Partikularinteressen vertreten, zu 


einer nationalen Bewegung zusam- 
menschließen, wird ihr politischer An- 
spruch wohl notwendig immer stärker 
universell; der Unterschied zu alten politi- 
schen Gruppierungen also immer gerin- 
ger. 

Eine solche Tendenz wird allerdings 
deutlich dadurch gebremst, daß diese 
Gruppen, anders als die „alten“ sozialen 
Bewegungen, keine einheitliche Ideologie 
verbindet. Die sozialistische, klassenbezo- 
gene Theorie ist in ihnen sicherlich prä- 
sent, aber insgesamt agieren sie bewußt 
ideologisch ungebunden bzw. plural und 
klassenübergreifend. 

Dieses Vorgehen korrespondiert mit ih- 
rer sozialen Basis, die, zumindest sehr 
häufig, uneinheitlich ist. Allerdings fällt im 
städtischen Bereich eine besonders starke 
Präsenz jüngerer kritischer Intellektueller 
aus den neuen Mittelklassen auf. Trotz- 
dem wäre es falsch und voreilig, die sozia- 
len Aktionsgruppen dort einfach auf ein 
Mittelklassenphänomen zu reduzieren. 

Aus den angeführten Punkten ergeben 
sich einige Überlegungen zur politischen 
Rolle, die die „neuen“ sozialen Bewegun- 
gen in Zukunft spielen können. Gerde in 
der bundesdeutschen Diskussion werden 
sie des öfteren als eine Art „Alternative“ 
zu den traditionellen Arbeiter- und Bau- 
ernbewegungen, die „abgewirtschaftet“ 
hätten, gesehen. 

Dagegen ist einzuwenden, daß die bis- 
herigen Untersuchungen des ökonomi- 
schen und sozialen Strukturwandels in 
den südostasiatischen Gesellschaften kei- 
ne Anhaltspunkte dafür ergeben, daß et- 
wa die Bedeutung gerade auch auf lange 
Sicht eher wächst, gewissermaßen analog 
zum gesellschaftlichen Stellenwert der In- 
dustrie. Dieses Argument soll die politi- 
sche Krise der traditionellen Arbei- 
terbewegungen nicht beschönigen. Gera- 
de was Formen und Inhalte einer dezen- 
tralen, demokratischen Selbstorganisation 
betrifft, können sie vom erfolgreichen 
Wirken der sozialen Aktionsgruppen si- 
cher vieles lernen. 

Umgekehrt ist bisher nicht erkennbar, 
wie die sozialen Aktionsgruppen ohne po- 
litische Uneinheitlichkeit überwinden und 
eine universelle, politisch-gesellschaftliche 
Strukturveränderung der nach wie vor be- 
stehenden repressiven und ausbeuteri- 
schen Systeme erreichen könnten, ohne 
von der Geschlossenheit, der Organisa- 
tionskraft und politischen Zielstrebigkeit 
der „alten“ sozialen Bewegungen zu ler- 
nen. Im ländlich/bäuerlichen Bereich 
schein ein solcher wechselseitiger Lern- 
prozeß häufig schon weiterentwickelt als 
in anderen gesellschaftlichen Sektoren. 

Wenn man die große Perspektive einer 
sozialen und politischen Befreiung, einer 
wirklichen Demokratisierung, weiterhin 
im Auge behält, dann ist es offenkundig, 
daß auf die Umbrüche der letzten Jahr- 
zehnte neue politische Antworten gefun- 
den werden müssen. Dabei können die 
neuen sozialen Bewegungen eine wichtige 
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Pilotfunktion erfüllen. Eine tragfähige, ge- 
samtgesellschaftliche Befreiungsstrategie 
kann jedoch sicher nicht ohne die Einbe- 
ziehung der „alten“ sozialen Bewegungen 
entwickelt werden. Zu ihrer Realisierung 
schließlich scheint dann die Bildung einer 
neuen politischen Kombination notwen- 
dig, eines Bündnisses der alten und der 
neuen sozialen Bewegungen, wohl auch in 
neuen organisatorischen Formen, die den 
Bedingungen der jeweiligen Länder ge- 
mäß sind. 

Auf den Philippinen ist eine solche Ver- 
zahnung heute schon weit fortgeschritten. 
Wenn es gelingt, sie erfolgreich weiter- 
zuentwickeln, kann daraus ein Modell 
entstehen, das weit über Südostasien aus- 
strahlen wird. 

Frithjof Schmidt 


Wir sind mitverantwortlich: 
Beenden wir die deutsche 
Unterstützung des Golfkrieges! 


Sieben Jahre Golfkrien: 
Bis zu anderthalb Millionen 


Kriegstote, 

hunderttausende Vertriebene und 
Flüchtlinge, 

Iraner wie Iraker, 

Shiiten, Sunniten und Christen, 
Yezidi und Ahl-e Hagg, 

Baha’i und Mandäer, 

Juden und Arsenier, 

Kurden, Assyrer und Turk»enen... 
Giftgas gegen zivile Ziele, 
wörderische Repression 

ait abertausenden Hinrichtungen. 


Durch ihre schsutzigen Geschäfte 


als Lieferanten von Kriegsgütern 
und durch Ausbildungshilfe 
verlängern diese Firsen den nun 
siebenjJährigen irakisch- 
iranischen Krieg: 


- AEG-Telefunken - Blunhardt- 
Fahrzeugwerk - Universität der 
Bundeswehr München - Dainler-Benz 
AG - Dornier - Bauer-Konpressoren 
- Carl Duisberg Centren - FAUN AG 
- Fritz Werner/DIAG - Eisenwerke 
Kaiserslautern - Hessisches 
Finanzgericht - Heckler & Koch - 


HOW - Krupp Atlas Elektronik - 


Karl Kolb - Magirus Deutz - 
MEREX AG,Gerhard G.Mertins - 
MBB - Metallwerke Schwarzwald - 
SEL-Standart Electric Lorenz - 
Titan/Kässbohrer - Thyssen 
Henschel - Dynanit Nobel - 
Technische Universität München - 
Sienens 


Wir wollen 
die deutsche Mittäterschaft 
bein Nanen_ nennen. 


Beteiligen Sie sich 
am_30. JUNI 


an _den bundesweiten Mahnwachen 


bei den oben Genannten. 


Weitere Informationen, 


Kanpagnenblatt, Aufruf und 
Unterschriftenlisten 


anfordern bei: 


GESELLSCHAFT FÜR BEDROHTE VÖLKER 
Gemennitziger Veren Postach 2024 - 3400 Götuingen - Tel 05511 55822 
Spendenkonten: 


Konto 1900 In Göttingen bei: 
Stadtische Sparkasse. Kraıssparkasse. Bank für Gemanmmitschaft Göttingen 
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Wie 
autonom 
ist die 
Neue 
Soziale 
Bewegung 
in 

Indien? 


ährend der letzten Dekade sind 
WW: Indien — wie in vielen Län- 

dern der 3. Welt — verschieden- 
artige Wohlfahrts- und Hilfsorganisatio- 
nen, Soziale Aktionsgruppen oder Mikro- 
bewegungen, nationale oder örtliche Pro- 
jekt- oder Studiengruppen entstanden, die 
sich — gemeinsam subsumiert als Nicht- 
Regierungsorganisationen (NRO) — mit 
unterschiedlichen Ansätzen im Entwick- 
lungsbereich engagieren und das Spek- 
trum der ‚Neuen Sozialen Bewegung‘ 
(NSB) charakterisieren. 

Trotz unterschiedlichster Ansätze steht 
heute für die indischen NRO eines fest: 
Sic spielen zum erstenmal in der Entwick- 
lungsdebatte in Indien eine wichtige Rolle. 
Denn sie werden zum erstenmal im 7. 
Fünfjahresplan zum bedeutenden Träger 
der Umsetzung des „Neuen 20 Punkte 
Anti-Poverty-Programms“ gemacht. 2,5 
Milliarden Rupien stellt die Regierung für 
ihre Arbeit zur Verfügung, eine Verfünffa- 
chung des bisherigen Betrages. 

Was sind die Strukturen dieser Grup- 
pen und Initiativen? Wem nutzen sie? 
Warum interessiert sich die Regierung auf 
einmal für sie? Wass will sie damit errei- 
chen? 

Das sozio-politische Szenario in Indien 
ist gekennzeichnet durch eine krasse Pola- 
risierung in der Gesellschaft. Die wenigen 
Besitzenden — getragen von der dünnen 
Mittelschicht von ca. 15 % — verfügen 
über die Ressourcen jeder Art (ein- 
schließlich über Menschen), während die 
meisten Menschen einen verzweifelten 
Existenzkampf um Nahrung, Kleidung, 
Wohnung, und Menschenwürde führen 
müssen. Über 40 % der Menschen in In- 


dien leben noch unter der amtlichen Ar-. 


mutsgrenze von Rs. 3500 pro Familie (von 
fünf) pro Jahr. 60 % werden zu den Anal- 
phabeten gezählt. Die rücksichtslose In- 
dustrialisierung der letzten 35 Jahre hat 
wohl „Erfolge“ produziert. Die Getreide- 


produktion stieg auf fast 160 Mio. Tonnen 
im letzten Jahr und weist einen statisti- 
schen Überschuß auf. Das Land kletterte 
als Industrieland auf die Weltrangliste 
neun. Außer China übertrifft kein anderes 
Land in Asien die konventionelle — wie 
nuklear-militärische Aufrüstung Indiens. 
Der große Teil der Menschen hat unter 
dieser menschenverachtenden und um- 
weltzerstörenden Entwicklung mehr zu lei- 
den, als diese statistischen Papiererfolge 
suggerieren. 

Seit der Unabhängigkeit 1947 wurden 
in Indien zahlreiche erfolgslose Pläne und 
Programme entwickelt, um die Armut zu 
bekämpfen (z.B. IRDP = Integrated Rual 
Development Programme, NREP = Na- 
tional Rural Employment Programme, 
RLEGP = Rural Landless Employment 
Guarantce Programme, 20 Points Antipo- 
verty-Programme...) die sich als unfähig 
erwiesen, denn sie haben in seltenen Fäl- 
len die Macht der lokalen Elite angetastet. 
Im Gegenteil. Bei diesem System, wo die 
Mittel von oben nach unten verteilt wer- 
den, ist der große Teil bei dieser Elite und 
ihren Handlangern hängengeblieben und 
nur schr wenig bis zu den Bedürftigen 
durchgesickert, Großgrundbesitzer, 
Großhändler, lokale Politiker, Alkohol- 
Mafia, Verwaltungsoffizieren, Polizisten 
oder dynamische Industriemanager haben 
diese Institutionen zum Selbstbedienungs- 
laden umfunktioniert, um sich selbst gut 
zu versorgen. 

In dieser Situation, wo der Staat fak- 
tisch versagt hat, entstanden zahlreiche 
NRO, die durch zwei wichtige Bewegun- 
gen Auftrieb erhielten, nämlich die Naxa- 
liten! — und die „Jayaprakash Narayan 
(JP)"-Bewegung?, von denen ein starker 
Mobilisierungseffekt ausging. 

Tausende von NRO sind seit den 70er 
Jahren in Indien entstanden, wobei die 
meisten sich in ihren ideologischen 
Grundlagen entlang dieser beiden Strö- 


mungen, marxistisch-maoistisch oder 
gandhianisch, mit zahlreichen lokalen 
Modifikationen bewegen. Eine kleine 
Zahl unter den NRO baut auf christliche 
Sozialethik oder indische Variante der 
‚Theologie der Befreiung‘ oder auf Ge- 
danken vom Ambedkar, dem bedeuten- 
den Harijan-Führer. Häufig findet man 
aber bei den NRO eine Art Mischung aus 
all diesen ideologischen Grundlagen, in 
unterschiedlicher Form und Gewichtung. 
Viele leiden aber auch unter dem ‚Guru- 
Syndrom‘, wo eine charismatische Persön- 
lichkeit weitgehend eine eigene Ideologie 
formuliert und die Struktur sowie das Ge- 
schehen in der Organisation bestimmt. 

Alle diese kleinen und großen Grup- 

pen, die heute als Selbsthilfegruppen, So- 
ziale Aktionsgruppen (SAG), Lobbygrup- 
pen, Graswurzel-Initiativen, Forschungs- 
gruppen oder Dokumentationszentren, 
Neue Kooperativen, Mikrobewegungen, 
Außerparteiliche Politische Formen usw. 
charakterisiert werden, bilden also diese 
‚Neue Soziale Bewegung‘ (NSB). 
Wo immer diese Mobilisierung stattgefun- 
den hat, zeigen diese Menschen durch 
Selbstbetroffenheit ein wachsendes Be- 
wußtsein für ihre Rechte und Stärke, ent- 
wickeln systematisch Strategien für die 
Durchsetzung dieser Rechte. Viele Grup- 
pen konzentrieren sich bewußt auf spezifi- 
sche Zielgruppen, um durch volle Identifi- 
kation untereinander stärkere Mobilisie- 
rung zu erreichen, z.B. Landlose, Adiva- 
si’, Slum-Bewohner, Harijan‘, Dalit’, 
Frauen, Fischer, Weber unsw. Andere 
konzentrieren sich bei ihrer Arbeit auf be- 
stimmte Felder, wie Gesundheitswesen, 
Landreform, Trainingsprogramme, 
Rechtshilfe, Umweltschutz, Dokumenta- 
tion, Menschenrechte usw. 

Diese NRO zeigen in der Entwick- 
lungsarbeit in Indien eine enorme Vielfalt 
bei Aktivierung von Betroffenen und 
Durchführung von konkreten Maßnah- 


men. Sie knüpft oft an die ‚Kultur der Un- 
terdrückten‘, an lokale, traditionelle Mu- 
sik, Malerei oder Theater als effektive 
Mobilisierungsmedien an, und füllen sie 
mit den neuen Inhalten über Befreiung 
und Unabhängigkeit. Sie entwickeln Ba- 
sisgesundheitswesen, um eine erschwingli- 
che Gesundheitsversorgung zu sichern. 
Sie besetzen Land, das Großgrundbesit- 
zer oder die Unternehmen von dem in In- 
dien stark expandierenden Agrobuisiness 
illegal oder mit Tricks an sich reißen, ver- 
teilen es unter den Landlosen, Harijan 
oder Kleinbauern, bauen kleine Koopera- 
tiven auf und diversifizieren schnell die 
Quellen ihrer Einkommenssicherung 
durch Einführung von Viehzucht, Hühn- 
erhaltung, Seidenraupenzüchtung, Süß- 
wasserfischerei, soziale Aufforstungsmaß- 
nahmen, systematischen Aufbau von klei- 
nen Handwerksbetrieben usw. Sie experi- 
mentieren im Bereich der ‚Angepaßten 
Technologien‘, bauen gemeinschaftliche 
Biogasanlagen oder energiesparende 
Öfen. Sie versuchen mühsam, die alten 
Berufe der Kunsthandwerker, Weber oder 
Fischer und die ‚Padagogik der Unter- 
drückten‘, um Bewußtseinsbildung bei 
diesen Gruppen — insbesondere Frauen 
— zu fördern und sie zu sich befreienden 
Handlungen zu ermuntern, gegen Unter- 
drückung durch lokale Elite anzugehen, 
die kriminelle, korrupte und Kasteninter- 
essen haben. Sie klagen bei den Gerichten 
erfolgreich die Rechte von Harijan, Adi- 
vasi (Stammesvölker), Bauern oder 
Frauen ein, decken Korruption auf lokaler 
Ebene auf, besetzen in vielen Dörfern 
den Panchayat (Dorfrat) systematisch mit 
einigen Leuten, stellen gezielt die Monopol- 
stellung der lokalen Machthaber in Frage. 
Sie bauen örtliche Umweltschutzbewe- 
gungen auf. Institutionen wie ‚Centre for 
Science and Environment‘ (CSE) in Dehli 
haben sogar die wichtigste Umwelt-Be- 
standsaufnahme vorgelegt (Report on the 
State of Environment in India), die es je in 
Indien gab. Die Frauenbewegung wäre oh- 
ne diese Arbeiten von den NRO unvor- 
stellbar. Sie wagen sich langsam auch in 
den Bereichen Frieden, Abrüstung oder 
Anti-Nukleare-Bewegung. Die Einhal- 
tung der Menschenrechte in Indien ist 
vielfach Organisationen wie ‚People’s Uni- 
on for civil Liberty‘ (PUCL), Lokayan 
oder ‚People's Union of Democratic 
Rights‘ (PUDR) zu verdanken, die kritisch 
die Übergriffe staatlicher und anderer 
Stellen gegen diese Menschen und Mino- 
ritäten aufdecken. 

Die Gruppen in der NSB lassen sich 
grob in drei Kategorien einteilen. 


1. Entwicklungsgruppen 


Sie konzentrieren ihre Arbeit auf Ent- 
wicklung und Durchführung von Maßnah- 
men zur physischen und materiellen Absi- 
cherung im ökonomischen und technolo- 
gischen Bereich, Gesundheitsversorgung 
und Bildung, wobei häufig mit staatlichen 
oder ausländischen Institutionen koope- 
riert wird. Staatliche Stellen benutzen sie 


auch zur Durchsetzung ihrer Programme, 
z.B. bei Einführung ‚moderner‘ Landwirt- 
schaft, ländlichen Banken, Familienpla- 
nung usw. Auch sie kämpfen nicht primär 
um die Beseitigung von Ursachen von Un- 
terdrückung und Marginalisierung. Insbe- 
sondere private und kirchliche Gruppen, 
die mit ihrer Arbeit in den 50er und 60er 
Jahren angefangen hatten, haben sich in- 
zwischen als Entwicklungsgruppen eta- 
bliert. Sie sind in ihrer Arbeit meist prag- 
matisch, bewahren institutionelle Stabili- 
tät, üben in vielen Fällen lokalpolitische 
Abstinenz, können u.U. hohe finanzielle 
Beträge umsetzen. In nur wenigen Fällen 
können dabei die Betroffenen der Maß- 
nahmen an den Projekten mitgestalten 
und planen. Selbst viele gandhianische Or- 
ganisationen haben ihren früheren gesell- 
schaftlichen Anspruch inzwischen auf 
derartige Entwicklungsarbeit reduziert. 
Das um so mehr, je weiter die Generation 
der früheren Unabhängigkeitskämpfer ab- 
gelöst wird. Die JP-Bewegung war vielleicht 
der letzte historisch Höhepunkt, der 
praktisch das Ende von Mahatma Gand- 
his Visionen einer gerechten und friedli- 
chen Gesellschaft einläutete. 


Matru Mandir ist eine solche Organisa- 


tion, die in den Dörfern des Distriks Rat- 
nagiri im Süden des Bundesstaates Maha- 
rashtra seit über 30 Jahren arbeitet. Frü- 
here Unabhängigkeitskämpfer und Gand- 
hi-Anhänger gründeten sie im Dorf Deo- 
rukh und fingen ihre Arbeit zunächst mit 
Frauen im Gesundheitsbereich und Ge- 
burtshilfe an. Nach einiger Zeit nahmen 
sie ländliche elternlose Kinder auf; dem 
folgte der Aufbau eines Kinderheimes. 
Nach und nach kamen andere Entwick- 
lungsbereiche hinzu und die Arbeit weite- 
te sich kontinuierlich auf weitere Dörfer 


Adivasi: Frauen vom Volk der Madia-Goüd 
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aus, durch unmittelbare Zusammenarbeit 
den betroffenen Menschen nachvollzieh- 
bar. Gegenwärtig unterhält Matru Mandir 
Krankenstationen, führt Gesundheits- 
camps durch und baut Kindergärten auf. 
Die Kinder werden medizinisch versorgt 
und erhalten nahrhaftes Essen. Sie bietet 
ferner Trainingsprogramme für Ju- 
gendliche in verschiedenen Berufen und 
eine Musterfarm, die die Bauern berät an. 


2. Soziale Aktionsgruppen (SAG) 


Sie repräsentieren in der NSB die domi- 
nante und dynamische Kategorie. Sie be- 
zwecken in erster Linie die Mobilisierung 
und Organisierung von unterdrückten und 
arm gehaltenen Menschen. Partizipation 
und Selbstbestimmung sind ihre wichtigen 
Merkmale. Die betroffenen Menschen 
sind hier Subjekte und nicht Objekte der 
Entscheidungen von Entwicklungsorgani- 
sationen. Sie entwickeln gemeinsame 
Schritte zur Umsetzung von Maßnahmen 
sowie Strategien zu ihrer Sicherung die 
nach Debatten, Palaver oder Streit als 
Kompromisse beschlossen werden. Ana- 
lyse von Ursachen in ihrer Unterdrückung 
und Armut sowie Entwicklung von Aktio- 
nen zu ihrer Beseitigung sind. die Inhalte 
ihrer politischen Bewußtseinsbildungsar- 
beit, die eine lokale Variante von Paulo 
Freires ‚Pädagogik der Unterdrückten‘ 
darstellen. Haben diese Menschen erste 
Erfolge ihrer Aktionen, z.B. gegen Groß- 
grundbesitzer, Polizisten, Justiz oder Re- 
gierungsbeamte, eine erfolgreiche Land- 
besetzung oder die Befreiung eines Lei- 
beigenen (bondes labourer) erreicht, dann 
entwickeln sie eine enorme Dynamik zur 
Mobilisierung, stacheln sich zu weiteren 
Aktionen an, verbreiten Euphorie, Radi- 
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kalität und Hoffnung. Haben sie eine be- 
stimmte Größe erreicht und werden sie in 
den Dörfern fühlbar wahrgenommen, so 
zwingen sie praktisch die ländlichen 
Machthaber und lokalen politischen Par- 
teien, sich neu zu formieren, um den Ein- 
fluß dieser Gruppen einzudämmen. Sol- 
che Konfrontation führt nicht selten zu 
Gewalttätigkeiten bis zum Mord. Den- 
noch ist der Widerstand gegen die örtli- 
chen Machthaber erheblich und zwingt sie 
meist zu Zugeständnissen, die in früheren 
Zeiten undenkbar gewesen sind. Obwohl 
die SAGs auf örtlicher Ebene die Partei- 
macht grundsätzlich nicht bedrohen, so 
sind sie doch in der Lage, in den Parteien 
Unruhen zu stiften und sie zu Aktivitäten 
zu veranlassen. Haben diese Initiativen ih- 
re neue Machtstellung für einige Zeit be- 
hauptet, also die ‚Mobilisierungsphase‘ 


Wochenmarkt in Südindien 


abgeschlossen, dann gehen sie in der Re- 
gel zur sogenannten ‚Konsolidierungspha- 
se‘ durch Entwicklungsmaßnahmen über, 
um die ökonomische Situation der Mit- 
glieder zu verbesser. 

Im Nalagonda Distrikt im Bundesstaat 
Andhra Pradesh arbeitet die Organisation 
‚Comprehensive Rural Operations Servi- 
ce Society‘ (CROSS) seit fast 12 Jahren. 
CROSS hat in diesem Distrikt Soziale Ak- 
tionsgruppen initiiert, die sich Sangham 
(Vereinigung) nennen, ein Forum von Ha- 
rijan, Landlosen und Kleinbauern.* Inzwi- 
schen esxistieren in fast 500 Dörfern 700 
Frauen- und Männersangham. Der Begriff 
Sangham ist nicht fremd für die Menschen 
dieses Gebietes, denn hier fand vor fast 40 
Jahren der bekannte bewaffnete Bauern- 
aufstand von Telangana statt. Die unter- 
drückten Landlosen und Kleinbauern hat- 
ten sich damals in den Sangham organi- 
siert, um den Kampf gegen die Groß- 


grundbesitzer und den Nizam zu führen. . 
Der Aufstand wurde damals von der indi- 
schen Armee gewaltsam niedergeschlagen 
und die Macht der Großgrundbesitzer 
wiederhergestellt. Erst 1975 gelang es 
CROSS, erste Sangham auf neuer Grund- 
lage wiederaufzubauen. Jeden Abend tref- 
fen sich die Mitglieder von Sangham in 
den Abendschulen. Einmal in der Woche 
diskutieren sie über ihre Probleme und 
überlegen gemeinsam Aktionen, die im 
Laufe der Zeit angewachsen sind. Um sie 
zu koordinieren, wählen sie Animatoren 
aus eigenen Reihen, die auch die Abend- 
schulen führen, Sangham-Aktivitäten un- 
tereinander korrdinieren, poltische Kul- 
turprogramme organisieren und eine 
wichtige Rolle beim Zusammenhalt von 
Sangham spielen. Die Sangham, die bis et- 
wa 1980 aufgebaut wurden, hatten große 


Widerstände der ländlichen Machteliten 
zu überwinden. Großgrundbesitzer, Poli- 
zei, Politiker und Richter gingen Hand in 
Hand gegen die Sangham vor und ver- 
suchten mit allen Mitteln, ihren Aufbau zu 
verhindern.’ Aber sie waren nicht aufzu- 
halten. Haben sie in einem Dorf erfolg- 
“reich Aktivitäten durchgeführt, so verbrei- 
tete sich die Nachricht des Erfolges rasch 
weiter. Damit fühlten sich die Menschen in 
neuen Dörfern auch ermutigt, selber Sang- 
ham zu gründen und sie zu verteidigen. In- 
zwischen ist im Nalagonda Distrikt die 
Macht der Großgrundbesitzer gebrochen. 
Einen großen Teil des Landes, den sie ille- 
gal besessen hatten, mußten sie abgeben. 
Es ist unter den Sangham-Mitgliedern ver- 
teilt und bebaut worden. Inzwischen wur- 
den auch konkrete landwirtschaftliche 
Maßnahmen (Bewässerung, Saatgut, Tiere, 
Dünger, Vermarktung usw.) eingeleitet und 
der Aufbau anderer Bereiche vorangetrie- 


sisgesundheitswesen, kleine Einkom- 
mensquellen, Trainingsprogramme in ver- 
schiedenen Berufszweigen, Aufforstungs- 
programme usw. Innerhalb von 12 Jahren 
hat sich nun die Sozialstruktur der Dörfer 
verändert, wo die Sangham arbeiten. Es 
gibt dort kaum Großgrundbesitzer mehr, 
ebensowenig Leibeigene. Sangham-Mit- 
glieder sind wirtschaftlich wesentlich bes- 
ser abgesichert als früher. Ihre Abwande- 
rung in die Städte hat abgenommen und 
viele arbeiten sogar in den Panchayat 
(Dorfrat) aktiv. Bei den Wahlen sind sie 
nicht mehr ‚Stimmvieh‘ wie früher, denn 
sie lassen sich nicht mehr mit Verspre- 
chungen der Politiker abspeisen, sondern 
verlangen konkrete, umsetzbare Pläne. Ihr 
Einfluß reicht zwar nicht aus, um die par- 
tei-politische Struktur in der Region nach- 
haltig zu beeinflussen. Sie können aber in- 


ben: Innerhalb der existierenden Struktur 
Reformen erfolgreich einklagen. 


3. Solidaritätsgruppen 


Diese meist in den Städten arbeitenden 
Studien- und Arbeitsgruppen, For- 
schungsinstitutionen, Dokumentations- 
zentren, Experten, Studenten usw, sind als 
Solidaritätsgruppen mit den ländlichen und 
städtischen Initiativen verbunden und un- 
terstützen sie in verschiedener Weise. Sie 
führen Workshops durch, stellen Literatur 
und Materialien zur Verfügung, ihre Fach- 
leute arbeiten als Berater für die 
Gruppen, sie evulieren die Projekte, 
veröffentlichen Information über die 
Arbeiten der Initiativen, geben theo- 
retische und praktische Impulse, stel- 


len Kontakte zu Behörden, wissenschaftli- 
chen Institutionen oder anderen Initiativ- 
gruppen her usw. Manche Verbindungen 
zu den Gruppen laufen im Rahmen eines 
bezahlten Auftrags, andere Gruppen sind 
jedoch eng mit den Basisinitiativen ver- 
bunden und arbeiten mit ihnen ständig zu- 
sammen. 


‚Society for Participatory Research in 
Asia‘ (PRIA) in Delhi ist eine solche Soli- 
daritätsgruppe. PRIA hat Erfahrung in 
den Bereichen Non-Formale-Bildung, Ba- 
sisgesundheitswesen, Landaneignungsfra- 
gen, Arbeiterbildung, Berufskrankheiten, 
Einkommensmaßnahmen für Frauen usw. 
und arbeitet inzwischen nicht nur in In- 
dien, sondern versucht eigene Aktivitäten 
mit ähnlichen Gruppen in Asien zu koor- 
dinieren. 
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ie meisten der in Indien arbeiten- 
D* Gruppen gehörten bis 1979 in 
die erste Kategorie. Erst danach ist 

ein Anwachsen der Gruppen der letzten 
beiden Kategorien zu beobachten. Reine 
Wohlfahrtsorganisationen haben sich in 
den letzten 15 Jahren verringert. Auch sie 
. haben irgendwelche Projektmaßnahmen 
oder Bildungsprogramme in ihrer Arbeit 
aufgenommen und zeigen eine vorsichtige 
Bewegung in Richtung Entwicklungsorgani- 
sationen. Das Gros der Gruppen liegt zwi- 
schen den Kategorien Entwicklungsgrup- 
pen und Sozialen Aktionsgruppen. Diese 
Initiativen, die eine Mischung dieser bei- 
den Kategorien aufweisen, sind ständig 
dem Problem ausgesetzt, wie sie eine ver- 
nünftige Balance zwischen beiden errei- 
chen können. Viele ökonomische Pro- 
gramme, die mit ililfe von Experten um- 
gesetzt werden müssen, haben Strukturen, 
die wenig partizipatorische Entscheidun- 


gen erlauben und einen Nutzen nicht für 
alle Mitglieder bringen können, folglich 
muß eine Auswahl unter den Nutznießern 
getroffen werden. Damit wird der Mobili- 
sierungsgrad eingeschränkt. Umgekehrt 
verliert eine erfolgreiche Mobilisierung 
allmählich ihre Stärke, wenn ihr keine 
konkreten Maßnahmen erfolgen um die 
materielle Lage der Unterdrückten und 
marginalisierten zu verbessern. Es gibt 
noch sehr wenige Gruppen in Indien, die 
diese beiden Bereiche — Entwicklungs- 
maßnahmen und breite Mobilisierung — 
gleichzeitig erfolgreich praktizieren. Zu- 
mindest für eine Weile ist es einigen Initia- 
tiven wie Sangham oder ‚Institute for Ma- 
nagemant ov Self-Employment‘ (IMSE) in 
West Bengal oder Vidhayak Sansad und 
Shramajivi Sanghatana in Maharashtra 
gelungen, bestimmte Zielgruppen wie Ha- 
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riian (bei Sangham), Kleinbauer und 
Pächter (bei IMSE), Leibeigene (bei Vid- 
hayak Sansad) zu mobilisieren, um Forde- 
rungen wie Mindestlöhne, Verteilung von 
Überschußland der Großgrundbesitzer, 
Landeigentum für die Pächter, Befreiung 
und Rehabilitation von Leibeigenen usw. 
durchzusetzen. Zugleich haben sie zahl- 
reiche verschiedene Entwicklungsmaß- 
nahmen in Landwirtschaft, Handwerk, 
Kleingewerbe, Vermarktung usw. einge- 
führt, um möglichst vielen Menschen 
langfristig die Existenzgrundlage zu si- 
chern. Aber man muß sich stets dessen be- 
wußt sein, daß diese Balance labil sein 
kann, von außen und innen durch persön- 
liche Rivalitäten, politische Meinungsver- 
schiedenheiten, Skandale, aber auch Kor- 
ruption, rechliche Einschränkungen, Aus- 
einandersetzungen mit Machthabern usw. 
stets gefährdet ist. 
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eshalb kommen einige kritische 
D Gruppen zur Schlußfolgerung, daß 

eine grundlegenden positive Ver- 
änderung der Lage der Unterdrückten 
und Marginalisierten auf breiter Ebene im 
Rahmen der NSB nicht möglich ist. Die 
Initiativen und Gruppen können allenfalls 
in sehr beschränkten Gebieten wirksam 
werden und Erleichterungen für sie 
durchsetzen. Strukturelle Veränderungen 
in der indischen Gesellschaft sind durch 
ihre Arbeit nicht zu erwarten. Deshalb 
versuchen einige Gruppen eine vorsichti- 
ge Annäherung zu politischen Parteien 
oder Gewerkschaften, zumindest auf lo- 
kaler Ebene, und erhoffen eine breite Re- 
sonanz für eigene Arbeit. Viele Initiativen 
jedoch vermeiden bewußt eine Koopera- 
tion mit Parteien, um die eigene Identität 
und — vor allem — die Basisorientierung 
nicht zu verlieren. Sie wollen sich nicht zu 
Handlangern von Parteien machen lassen. 
Selbst cine enge Kooperation zwischen 
ähnlich arbeitenden Initiativen einer Re- 
gion ist nicht leicht zustandezubringen. Es 
gibt viel Neid, Konkurrenz, aber auch Ri- 
valität zwischen den Gruppen. Dadurch 
erleichtern sie auch die Arbeit der politi- 
schen Gegner oder lokalen Machtelite, 
obwohl sie nach innen Solidarität und Zu- 
sammenhalt von Mitgliedern fordern. 
Sind jedoch die Gruppen und Initiativen 
von außen bedroht, etwa durch gesetzli- 
che Maßnahmen, direkte staatliche Ge- 
walt oder riesige Projektmaßnahmen 
(Dammbau, Industrieanlagen, Entwaldung 
usw.), dann lassen sie sich zusammenbrın- 
gen, um gemeinsame Aktionen durchzu- 
führen. 

Ein Schwachpunkt in der Arbeit der 
Gruppen und Initiativen in der NSB liegt 
im finanziellen Bereich. Wenn sich auch 
die Mobilisierungsarbeit mit relativ gerin- 
gen Finanzmitteln bewältigen läßt, benöti- 
gen die Entwicklungsarbeiten jedoch ho- 
he Geldsummen, die sie weder durch eige- 
ne Beiträge noch durch kleine Einkom- 
mensquellen abdecken können. Spenden 
werden benötigt. Auch eine Beteiligung 
bei den von Zentral- oder Landesregie- 
rung finanzierten Programmen wird des- 
halb von vielen Gruppen erwogen oder 
für scelbstverständlich gehalten. Viele 
Gruppen machen sich von ausländischen 
Geldgebern abhängig. Es gibt ganz wenige 
Initiativen in Indien, die auf jede Fremdfi- 
nanzierung durch die Institutionen ver- 
zichten. Die meisten praktizieren eine 
Mischfinanzierung: Eigenbeiträge, Ein- 
kommensquellen in den Projekten, Spen- 
den, staatliche Mittel und ausländische Fi- 
nanzierungen. Dies gibt ihnen zumindest 
das Gefühl, eine relative Unabhängigkeit 
gegenüber den Geldgebern bewahren zu 
können. Die Gewichtung einzelner Fi- 
nanzquellen hängt wesentlich von drei 
Faktoren ab: politischer Standpunkt der 
Initiative, ihre Größe und die Art der Ent- 
wicklungsmaßnahmen. 
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NSB und Regierung 


Von staatlicher Seite und von lokalen 
Machthabern wird der Einfluß und das 
Mobilisierungspotential der NRO entwe- 
der als eine politische Bedrohung oder als 
eine kapitalistisch verwertbare Kraft ein- 
gestuft, die auf jeden Fall zu „bändigen“ 
gilt, damit die Entwicklung im Lande in 
„geordneten“, „kontrollierbaren“ Bahnen 
verlaufen kann. Selbst die internationalen 
Finanzorganisationen wie IWF, Weltbank 
oder EG sind an einer solchen „geordne- 
ten und stabilen Entwicklung“ in Indien 
interessiert und bescheinigen den NRO ei- 
ne bedeutende Rolle, damit das riesige in- 
dische Hinterland einen Anschluß an den 
Weltkapitalismus finden kann. Nach den 
Plänen der Regierung sollen die Initiati- 
ven und Gruppen der NSB eine größere 
rolle in der wachstumsorientierten Ent- 
wicklung der Nation spielen als bisher. Al- 
le Gruppen und Initiativen in der NSB 
werden aufgefordert, ihre Arbeit in die 
Programme und Pläne der Regierung zu 
integrieren, die ihrerseits große Anstren- 
gungen unternimmt, sich in den „Welt- 
markt“ zu integrieren. Der Abbau enor- 
mer Bodenschätze in den ländlichen Re- 
gionen, die gewaltige Ausbeutung land- 
wirtschaftlicher Ressourcen und das 
Wachstum des Konsummarktes lassen 
sich jedoch nur dann verwirklichen, wenn 
der Widerstand in den ländlichen Gegen- 
den von Stammesvölkern und Marginali- 
sierten gebrochen wird, wenn ihre Grup- 
pen und Initiativen pazifiziert werden. 

Es ist deshalb verständlich, daß die in- 
dische Regierung fieberhaft damit be- 
schäftigt ist, Maßnahmen zu entwickeln, 
wodurch die NRO leichter kontrolliert, in- 
icgriert oder auch neutralisiert werden 
können, jenachdem wie sie ihre Aktivitä- 
ten auf Landes- oder nationaler Ebene 
einschätzt. Um hier effektiv vorzugehen, 
hat die indische Regierung verschiedene 
‚Instrumentarien‘ entwickelt, die prak- 
tisch, politisch, administrativ und juri- 
stisch eingreifen können. 

Juristisch geht die Regierung schon seit 
Jahren gegen viele NRO vor. Besonders 
gegen die gandhianischen Gruppen ermit- 
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telt die von ihr eingesetzte sogenannte 
„Kudal-Komission“ seit Jahren, angeblich 
wegen ihrer Verbindungen zum CIA und 
Veruntreuung von Geldern. Obwohl diese 
Kommission bis jetzt keine stichhaltige 
Anklage erheben konnte, wird der Vor- 
wand aufrecht erhalten und die Ermitt- 
lungen gegen die Gruppen weitergeführt. 
Damit hat sie ein Instrumentarium zur 
Einschüchterung und Einschränkung von 
Gruppen, denn viele verlieren ihre Kräfte, 
Gelder und Zeit, um sich mit Hilfe von 
Anwälten gegen die Beschuldigungen die- 
ser Komission zur Wehr zu setzen. 

Im administrativen Bereich kontrolliert 
die Regierung die Gruppen über das Ge- 
setz der ‚Foreign Contribution (Regula- 
tion) Act!’ (FCRA) von 1976, dessen 
Grundlagen auf ‚Societies Registration 
Act of 1861’ zurückzuführen sind. Mit 
dieser Gesetzesvorschrift kontrollierten 
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damals die englischen Kolonialherren die 
politischen Aktivitäten der Gruppen, in- 
dem sie die Namen, Finanzquellen und die 
Art der Arbeit preisgeben mußten. Wäh- 
rend des Ausnahmezustands wurden 
durch FCRA diese Bestimmungen ver- 
schärft. Organisationen, die keine politi- 
schen Parteien sind, wurde untersagt, oh- 
ne eine Genehmigung der Zentralregie- 
rung Finanzmittel aus dem Ausland zu be- 
ziehen. Im Dezember 1984 wurden die 
Bestimmungen nochmals verschärft und 
eine Registrierung der Gruppen beim In- 
nenministerium eingeführt. Insbesondere 
die sozialen Aktionsgruppen haben hier 
einen schweren Stand. Da sie mit den lo- 
kalen und politischen Machthabern in 
Konflikt stehen, haben sie wenige Mög- 
lichkeiten, im Lande selbst Gelder zu er- 
halten. Ihre Unterstützung durch auslän- 
dische Organisationen kann jedoch von 


EPK 


Bd.4 Gift und Geld 
Pestizide und Dritte 
Welt 
ja DM) 

Bd.5 Unterdrückung 
De ne 

n . n 
in Südafrika ne 
(W,- DM) 


EPK — die Zeitschrift mit dem Rhino 
Postfach 2846 - 2000 Hamburg 20 
Tel.: 040/390 52 21 


Ein Jahresabonnement kostet DM 22,- 
(Institutionen DM 35, -) 


der Regierung mit Hilfe von FCRA regle- 
mentiert werden. 

im praktischen Bereich hat die Regie- 
rung bereits ein wirksames Gegengewicht 
zu den Initiativen der NSB geschaffen, um 
sie auf ihrer Arbeitsebene wirksam zu be- 
gegnen. Die Zentralregierung und die 
Landesregierungen haben parallel zu den 
NRO staatlich voll geförderte NRO, soge- 
nannte „Regierungs-NRO“ (RENRO), 
aufgebaut,die flexibler und effizienter 
operieren als die Behörden, kapitalistisch 
orientiert sind, über die ganze Nation 
wirksam sein können und direkt in die Ar- 
beit der Gruppen und Initiativen durch 
Geld, Experten und Technologie ein- 
greifen können. Diese Organisationen 
sind nur vordergründig privat; in Wirk- 
lichkeit aber versuchen sie, staatliche Pro- 
gramme um- und durchzusetzen. Sie ver- 
fügen über große Finanzmittel, die sie ih- 
rerseits an die Gruppen und Initiativen 
weiterleiten. Damit können sie Einfluß 
und Kontrolle auf sie ausüben. Diese 
RENRO haben nicht nur mit den Initiati- 
ven an verschiedenen Orten eine direkten 
Kontakt, sie stehen ebenso direkt mit den 
Ministerien in Verbindung, haben Kon- 
takte zu nationalen und internationalen 
Unternehmen sowie zu internationalen 
Geldgeber-Organisationen (IWF, Welt- 
bank, EG usw.). Damit sind sie RENRO in 
der Lage, die Arbeit der ländlichen Initia- 
tiven mit den national-ökonomischen und 
weltkapitalistischen Strukturen direkt zu 
verbinden. Mit den enormen Geldern, die 
sie dort locker machen können, sind sie in 
der Lage, die Arbeit der Gruppen kapita- 
listisch verwertbar zu machen. 

Mit Hilfe von ‚Council for Advande- 
ment of Rural Technology‘ (CART) und 
‚People’s Action for Development in In- 
dia‘ (PADI) (inzwischen sind diese beiden 
RENROs zusammengefaßt zu ‚Council 
for Advancement ov People’s Action and 
Rural Technology‘ — CAPART) können 
die Initiativen sogenannte Einkommen- 
saktivitäten starten, verschiedene Techno- 
logien einführen, kleine Produktionsbe- 
triebe errichten und sogar nationale Un- 
ternehmen beliefern. Auch die Kunst- 
düngerindustrie und das Agrobuisiness 
haben inzwischen in zahlreichen Initiati- 
ven den Fuß gefaßt. Mit Hilfe von ‚Natio- 
nal Wastland Development Board‘ 
(NWDB) sollen die NRO die nächste Pha- 
se der ‚Grünen Revolution‘ beschleunigen. 
Das Vorbild dafür ist die „erfolgreiche“ 
Durchführung der ‚Weißen Revolution‘, 
die von ‚National Dairy Development 
Board‘ (NDDB) durchgeführt wurde (sie- 

he: Weiße Revolution in Indien, in epd 
Entwicklungspolitik Materialien X/85, 
Frankfurt). NDDB ist es gelungen, mit 
Hilfe von EG-Milchüberschüssen örtliche 
Milchkooperativen aufzubauen, die von 
reichen und mittleren Bauern kontrolliert 
werden, um eine industrielle Milchwirt- 
schaft durchzusetzen. Damit ist die Milch 
zwar in Überschuß vorhanden, bleibt aber 
für die ärmeren Bevölkerungsschichten 
noch unerschwinglicher als früher, Gewal- 
tige landwirtschaftliche Überschüsse, die 


noch produziert werden sollen, werden 
benötigt, um High-Technology einzufüh- 
ren, sodaß der heiß erwünschte Sprung in 
das 21. Jahrhundert noch geschafft wer- 
den kann, auch wenn dabei mehr als 40 % 
der Menschen unter dem Existenzmini- 
mum leben müssen und auf der Strecke 
bleiben. 

Nach den Plänen der Regierung soll 
CAPART später als ein Rat auf nationaler 
und bundesstaatlicher Ebene eine Schlüs- 
selrolle gegenüber den NRO spielen. Mit 
CAPART ist nun eine mächtige und zen- 
trale Institution geschaffen worden, die 
gesamte Arbeit von NRO steuern und 
kontrollieren kann. Denn nach dem Wil- 
len der Regierung sollen in Zukunft alle 
Programme der Initiativen über diesen 
Rat abgewickelt werden. Damit diese Ab- 
wicklung eine politische Basis hat, will die 
Regierung einen Verhaltenscodex (Code 
of Conduct) einführen. Ferner soll die Un- 
terstützung der Gruppen durch ausländi- 
sche Organisationen stark eingeschränkt 
werden. Wer nun diesen Rat letztlich kon- 
trollieren wird, wie dort alle NRO reprä- 
sentiert werden sollen, wie der Einfluß 
von Regierung, Unternehmen, Parteien 
oder auch von dominanten NRO verhin- 
dert werden kann, ist noch ein großes Rät- 
sel. Diese massive Initiative der Regierung 
hat die indische NSB in zwei Lager gespal- 
ten; für und gegen die Regierungspläne. 
Die Gegner haben bislang erfolgslos ver- 
sucht, in Zeitschriften, Veranstaltungen 
oder Kundgebungen ihre Ablehnung zu 
artikulieren: Eine breite Unterschriftenak- 
tion ist zur Zeit im Gange. Gegen Ende 
September planen sie eine nationale Ver- 
sammlung, um gegen die Pläne der Regie- 
rung zu protestieren. Aber bis jetzt zeigt 
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die Regierung keine Änderung bei ihrem 
Vorhaben. 

Das Jahr 1987 wird für die indische 
NSB einen Wendepunkt charakterisieren. 
Wird sie aus der Auseinandersetzung mit 
der Regierung und ihrer entwicklungspo- 
litischen Orientierung gestärkt hervorge- 
hen, um weiterhin die Stimme der Unter- 
drückten und Marginalisierten zu artiku- 
lieren? 

Aron Kotenkar 


Anmerkungen: 


1. Naxaliten, Bezeichnung geht zurück auf eine kom- 
munistisch geführte Kleinbauemrebellion in Ost- 
indien Ende der 60er Jahre. ** 

. Der Gandhianer Jayaprakash Narayan war die 

Gallionsfigur der politischen Protestbewegung An- 

fung der 70er jahre. 

Adivasis, Angehörige der Stammesbevölkerung. 

Harijan, Gandhis Bezeichnung für Unberührbare. 

. Dalit, Bezeichnung für Unberührbare. 

Den Basisorganisationen geht es nicht darum, Ar- 

mut als ein rein wirtschaftliches Problem zu be- 

trachten, sondern Armut ist eine Folge der sozio- 
kulturellen Lage der Armen — dessen Ursache auf 
dem Kastensystem und ethnischen Strukturen be- 
ruht. Dies erklärt, warum die Basisorganisalionen 
den Schwerpunkt ihrer Arbeit erstmal auf die 

„backward castes”, die Harijans und Adivasis le- 

gen, bevor sie Strategien für eine gemeinsame Ak- 

tionsfront entwickeln. 

7. Im Rahmen der Sangham bewegung hatten die Or- 
ganisatoren nicht nur mit Widerständen von außen 
zu kämpfen, es wurden durch die Struktur des Ka- 
stensystems auch Probleme nach innen aufgewor- 
fen. die Gruppe der Ärmsten ist in sich nicht ho- 
mogen. Die untersten Kasten, sogenannte „back- 
ward castes”, der die Landarbeiter mit cıwas Land- 
besitz angehören, zählen auch zu den 40 % derer, 
die unter dem Existenzminimum leben. Aber allein 
die Zugehörigkeit zu einer Kaste stellt sie auf eine 
sozial höhere Stufe als die Harijans, die als Land- 
und Kastenlose zu den Unberührbaren gehören. 
Ein Bauer einer „backward caste* durchbricht ein 
Tabu, wenn er z.B. mit cinem Harijan an einer ge- 
meinsamen Mahlzeit teilnimmt oder wenn er sie 
als Anführer bei Aktionen zu akzeptieren hat. 
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in Nicaragua 


32 S. DIN A& nuerformat 
40 zum Teil ganzseitige 
Fotos. 

Mit Interviews und Be- 
richten zur Lage der ar- 
beitenden kinder und zu 
den Jugendausbildungspro- 
jekten in Nicaragua, die 
diesen Kindern durch 
Schulunterricht und eine 
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würdiges Leben öffnen 
sollen. 
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Ladakh 


Kein touristischer Ausverkauf 


von Ladakh: 


Der Versuch einer ökologischen Entwicklung 


Ladakh, »Klein Tibet«, gehört zwar poli- 
tisch zu Indien geographisch, ethnolo- 
gisch und kulturell jedoch zu Tibet. Die 
über 2000 Jahre wärende geographische 
Isolation des Gebietes ermöglichte die un- 
gestörte Entwicklung einer Kultur, die 
den schwierigen ökologischen Bedingun- 
gen ideal angepaßt war. Diese Anpassung 
geriet erstmals mit der Öffnung Ladakhs 
für den Tourismus in den 70er Jahren in 
Gefahr. Die Konfrontation mit westlicher 
Kultur und »Reichtum« führte zu einer 
Umorientierung der Gesellschaft. Es kam 
zu einer zunehmenden Idealisierung west- 
licher Kultur und Technik, verbunden mit 
einer Abwertung traditioneller ladakhi- 
scher Kultur — inzwischen gleichgesetzt 
mit »Armut« und »Rückständigkeite«. Die- 
se Entwicklung bedroht immer stärker 
auch die Umwelt Ladakhs. 

Das ökologische Entwicklungsprojekt« 
Ladakh, dessen Gründung von Helena 
Norberg-Hodge, einer schwedischen Lin- 
guistin, initiiert wurde, hat sich nun zum 
Ziel gesetzt, den Lebensstandard der La- 
dakhı unter Wahrung ihres kulturellen Er- 
bes und der ökologischen Anpassung an 
die Umwelt zu verbessern. Frau Norberg- 
Hodge kam 1975 im Rahmen eines Do- 
kumentarfilms, der vom »Institut für Wis- 
senschaftliche Filme Göttingen« gedreht 
wurde, das erste Mal nach Ladakh. nach 
den Dreharbeiten blieb sie im Land, lern- 
te als eine der ersten Fremden die Sprache 
und verbringt seit ca. 12 Jahren jeweils die 
Hälfte des Jahres in Ladakh, die andere 
Hälfte auf Vortragsreisen in Europa und 
den USA. Sie sieht ihre Rolle als Auslän- 
derin vor allem darin, den LadakhisiInfor- 
mationen über die westliche Welt und die 
von ihr betriebene Entwicklungspolitik in 
den Ländern der Dritten Welt zugänglich 
zu machen. Auf diese Art soll bei der Be- 
völkerung ein Bewußtsein für die Gefah- 
ren, die von der konventionellen Entwick- 
lungspolitik ausgehen, geschaffen werden. 


Die »Entwicklung« Ladakhs 


Der langjährige Aufenthalt im Land, vom 
Beginn der Öffnung Ladakhs für Tou- 
risten in den 70er Jahren bis heute, er- 
möglichte es Helena Norberg-Hodge die 
Auswirkungen westlicher Kultur und 


westlicher Enticklungsmodelle auf La- 
dakh zu verfolgen. Als sie 1975 das erste 
Mal nach Ladakh kam, fand sie eine durch 
Tradition geprägte Gesellschaftsstruktur 
vor. Die Wirtschaftsweise des alten La- 
dakh kann als Subsistenzwirtschaft be- 
zeichnet werden. Grundbedürfnisse wur- 
den von den eigenen Ressourcen befrie- 
digt, Geld nur für Luxusgüter wie Salz und 
Tee, die von außen eingeführt werden 
mußten, gebraucht. Die begrenzten Res- 


‚sourcen — es handelt sich bei der Land- 


schaft um eine hochgelegene Wüste, die 
im Regenschatten des Himalaya liegt — 
verlangten eine sensible Anpassung an die 
natürlichen Gegebenheiten. Die Dörfer, 
deren Größe von der zur Verfügung ste- 
henden Wassermenge abhing, wurden in 
3000-4000 m Höhe in der Nähe von 
Gletschern angelegt. Wassermangel, ex- 
treme Höhe und entsprechendes Klima 
sind die Faktoren nach denen sich die tra- 
ditionelle Ökonomie Ladakhs stets rich- 
ten mußte. 

Einen wichtigen Teil dieser Ökonomie 
bildete neben dem Anbau von Gerste, die 
bis zu einer Höhe von 4000 m wächst, die 
Yakhaltung. Yaks sind sowohl an die Hö- 
he (bis zu 6000 m) als auch an das Klima 
und Nahrungsangebot ideal angepaßt. Sie 
geben zwar im Gegensatz zu einer Kuh 
nur rund 3 | Milch am Tag; allerdings ist 
diese wesentlich nährstoffreicher als Kuh- 
milch. 

Im Rahmen westlicher Entwiklungspolitik 
versuchen nun indische Entwicklungshel- 
fer (mit westlicher Ausbildung versehen) 
die Yaks durch Jersey-Kühe zu ersetzen, 
um so den Ladakhi zu einer »rentableren« 
Wirtschaftsweise zu verhelfen. Die grö- 
Bere Milchproduktion der Kühe (30 I am 
Tag) macht diesen Versuch für den ein- 
zelnen Bauern zunächst einmal interes- 
sant. Die Nachteile jedoch sind offensicht- 
lich: diese Kühe können höchsten bis zu 
einer Höhe von 3000 m leben, benötigen 
selbst dann einen Stall und brauchen an- 
dere Nahrung als die von der Natur hier 
angebotene. Die Auswirkungen dieser 
Aktion: vorhandene Ressourcen werden 
nicht mehr genutzt; die Abhängigkeit 
wächst. 

Die zeiteinsparende Feldbearbeitung mit 
Maschinen wirkt ebenfalls auf den ersten 
Blick wie ein Vorteil. Allerdings müssen 
die Maschinen erst einmal bezahlt wer- 


den, und selbst dann ist die Wartung we- 
sentlich kostenintensiver als bei den ur- 
sprünglich benutzten Ackerbaugeräten. 
Die alten Technologien sind in der Regel 
nutzerfreundlicher; sie können mit wenig 
Aufwand innerhalb kürzester Zeit repa- 
riert werden. 

Die früher von der Umwelt bereitgestell- 
ten Baumaterialien, wie Lehm, Stein und 
Holz, werden heute durch den billiger an- 
gebotenen, aus Indien importierten, Be- 
ton ersetzt. 

In der immensen Abfallmenge, die inzwi- 
schen anfällt, zeigt sich eine weitere Folge 
des westlichen Einflusses auf die Wirt- 
schaftsweise Ladakhs. Abfall wird nicht 
mehr verwertet, wie in der Subsistenzwirt- 
schaft, wo Yakdung z.B. als Brennstoff 
diente und die Komposttoiletten der ein- 
zelnen Häuser den Dünger für die Felder 
lieferten, sondern verschmutzte die Land- 
schaft. Im Fall der Wassertoilette wird 
darüberhinaus auch noch das für die Ge- 
gend so wichtige Wasser verschwendet. 
Das größte Problem im Winter stellt die 
Kälte dar. Der Teil der Bevölkerung, dem 
es möglich ist, Geld zu verdienen, profi- 
tiert natürlich von der nach Ladakh im- 
portierten Kohle, mit der die modernen 
Bauten beheizt werden können. Es han- 
delt sich also nicht nur um psychologische 
Gründe, wie dem Versuch einem Ideal 
westlicher Lebensweise so nahe wie mög- 
lich zu kommen, die die Ladakhis veran- 
lassen in ein modernes Viertel zu ziehen. 
entscheidende Auswirkungen hat der 
Einfluß der westlichen Kultur auch auf 
das Sozialgefüge der Gesellschaft. Ur- 
sprünglich waren die Dörfer basisdemo- 
kratisch organisiert, verbunden mit einer 
relativ starken Stellung der Frau. Eine Ge- 
schlechtertrennung nach Arbeitsberei- 
chen war, bis auf das Weben, das las reine 
Männersache betrachtet wurde, nicht be- 
kannt. Noch 1975 waren nach den Beob- 
achtungen von Helena Norberg-Hodge 
kaum soziale Unterschiede zu erkennen. 
Nur bei Festtagskleidung und beim 
Schmuck der Frauen machten sich gerin- 
ge Unterschiede bemerkbar.Ein Zeichen 
von Reichtum sıelite im alten Ladakh die 
Existenz der vielen buddhistischen Klö- 
ster dar, die von der Bevölkerung unter- 
halten wurden. Diese Klöster hatten ne- 
ben ihrer kulturellen Bedeutung eine 
wichtige Funktion hinsichtlich des Bevöl- 


ihres Bedeutungsverlustes nicht mehr er- 
füllen können. Ein Teil der Kinder wurde 
früher jeweils in die Klöster geschickt, wo 
sie dann von der Gesellschaft ernährt 
wurden. Mönche und Nonnen waren je- 
doch nicht strikt von der restlichen Ge- 
sellschaft getrennt; sie waren trotz ihres 
Status in das Leben der Großfamilie mit- 
einbezogen. Weitere Faktoren, die ur- 
sprünglich das Bevölkerungswachstum 
kontrollierten, bilden die Institution der 
Polyandrie (Vielmännerei) und die hohe 
Kindersterblichkeit. 

Die vorher relative Gleichheit aller La- 
dakhis machte seit der Öffnung des Lan- 
des nach außen einer immer stärkeren so- 
zialen Schichtung der Bevölkerung Platz. 
Die Eingliederung von Teilen der Gesell- 
schaft in das Geldsystem führt zur Abwer- 
tung der Ladakhis, die durch ihre Arbeit 
nicht in dieses System integriert sind. Be- 
sonders von dieser Entwicklung betroffen 
sind die Frauen. Wo sie vorher aufgrund 
der weitgehend fehlenden Arbeitsteilung 
und der matrilinearen Erbfolge eine star- 
ke Position innchatten, führen sie nun 
eher cin »Schattendasein«, geprägt von 
mangelnder Anerkennung und unbezahl- 
ter Arbeit. Ausgebildet und angestellt 
werden in der vom Westen importierten 
Wirtschaftsweise in der Regel nur Män- 
ner. 

Die Annahme westlicher konventioneller 
Entwicklungsmodelle wurde nicht zuletzt 


wußtscinswandel bei der Bevölkerung cr- 
leichtert. Bei ihrem ersten Aufenthalt in 
Ladakh bezeichneten sich die Ladakhis 
Helena Norberg-Hodge gegenüber noch 
als reich. Auf die Frage nach dem ärm- 
sten Haus des Dorfes erhielt sie zur Ant- 
wort, daß es keine armen Häuser gäbe. 8 
Jahre später bezeichneten sich die glei- 
chen Ladakhis Touristen gegenüber als 
arm. Was sich geändert hatte war nach 
Helena Norberg-Hodge jedoch nicht die 
Realität der Ladakhis, sondern deren Bild 
von sich selbst im Vergleich zu dem, was 
sie über die Außenwelt glauben. Erst in 
der Konfrontation mit der westlichen mo- 
dernen Welt beginnen die Ladakhis sich 
als arm zu empfinden. Die Arbeit der 
westlichen Industriegesellschaft wird als 
weniger arbeitsintensiv (im Vergleich zur 
traditionallen Feldarbeit) betrachtet und 
in erster Linie mit Geld und Freizeit asso- 
ziert. Dieser Eindruck wird durch das 
Auftreten mancher Touristen, die zum 
Teil 100 Dollar am Tag ausgeben noch 
verstärkt. Der Wunsch »modern« (reich) 
zu sein, führt dazu, daß Industriealisic- 
rung und Lohnarbeit bereitwillig akzep- 
tiert werden. Auch der Absatz westlicher 
Produkte wie z.B. die von Konzernen wie 
Nesti& wird unter anderem durch den 
Wunsch sich diesem Ideal anzunähern ge- 
fördert. 

Die im Rahmen dieser Entwicklung zu- 
nehmende Abhängigkeit von außen. die 
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er Sie Pin LEDER m h 
mit einer Festlegung des Geldwertes von 
außen einherging. führte bis heute zu In- 
flation und Arbeitslosigkeit, verbunden 
mit einer Kriminalitätsrate, die nach Hele- 
na Norberg-Hodge ein Ausmaß ange- 
nommen hat, wie sie cs 1975 noch nicht 
beobachten konnte, 


Das ökologische » Entwick- 
lungsprojekt« Ladakh 


Dem Projekt, das in ladakhi als »Ladakh 
People Ecological Development Group« 
bezeichnet wird, gehören außer der Grün- 
derin Helena Norberg-Hodge inzwischen 
auch einige Ladakhis an, die die impor- 
tierte Modernisierung als problematisch 
empfinden und Alternativen dazu suchen. 
Präsident der Gruppe ist ein Bauer, der 
sich für ökologische Landwirtschaft ein- 
setzt. Er ist, obwohl er aufgrund der von 
Regierungsseite betriebenen Werbung 
lange mit Kunstdünger und Pestiziden ge- 
arbeitet hat. wieder zu traditionellen Me- 
thoden zurückgekehrt. (Leider erwähnt 
Helena Norberg-Hodge in ihrem Vortrag 
nicht wie sich dieser Wandel vollzogen 
hat).Die personelle Zusammensetzung 
der Gruppe. sowie ihr Versuch in Eigen- 
initiative einen alternativen Entwicklungs- 
weg aufzuzeigen und zu ermöglichen, läßt 
die Charakterisierung des Projekts als 
»reine  Entwicklungshilfeorganisation«, 
wenn auch mit alternativen Ansätzen, 
nicht zu. Es ist am ehesten irgendwo zwi- 
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schen »alternativer Entwicklungshilfe« 
und »Selbsthilfeorganisaton« anzusiedeln. 
Ihre Aufgabe sicht die Gruppe vor allem 
darin, von außen eingeführte »Alternativ- 
informationen« zu sammeln, zu archivie- 
ren und zugänglich zu machen, eine Infor- 
mationszeitschrift auf ladakhi herauszuge- 
ben und Informationsveranstaltungen für 
die Bevölkerung zu organisieren. Die 
Zeitschrift behandelt neben solchen The- 
men wie ökologischen Landwirtschaft 
und traditionellen Leben in Ladakh, auch 
philosophische Bereiche, wie z.B. das 
Verhältnis von moderner Physik und 
buddhistischer Philosophie. 

Abgesehen von der Informationsarbeit 
versucht die Gruppe andere Technolo- 
gien zu finden, die die Arbeit und das Le- 
ben ohne Nachteile der bisher üblichen 
Modernisierungsmaßnahmen erleichtern 
können. Zu diesen Technologien gehören 
2.B. Treibhäuser und Solartrockner. So- 
lartrockner werden zum Trocknen von 
Nahrungsmitteln verwendet, die früher 
auf den Dächern der Häuser getrocknet 
wurden, wo sie verschmutzen konnten 
oder auch verloren gingen. Warmes Was- 
ser wird ebenfalls mit Hilfe der Sonnen- 
energie gewonnen. 

Angefangen hat die Projektarbeit mit ein- 
fachen Solarsystemen zur Beheizung der 
Häuser. Es handelt sich dabei um Mau- 
ern, wie die herkömmlichen aus Lehm 
und Steinen, die hierbei schwarz bemalt 
und mit Glas abgedeckt werden. Eine sol- 
che Mauer an der Südseite eines Hauses 
bewirkt eine Art Treibhauseffekt, wo- 
durch das Haus bis zu ein paar Tagen auf- 
gewärmt werden kann. Das Zentrum der 
Gruppe steht in der Hauptstadt Leh. Die- 
ses Haus, das vor allem als Informations- 
zentrum für die Bevölkerung dient, wurde 
soweit wie möglich im traditionellen Stil 
erbaut, mit den oben genannten Mauern 
zur Nutzung und Speicherung der Son- 
nenenergie. Die Informationsweitergabe 
erfolgt auf verschiedenen Ebenen. Es 
werden z.B. neue angepaßte Technolo- 


gien sowohl im Zentrum selbst als auch in 
den einzelnen Dörfern vorgestellt. Außer- 
dem werden in einer Bibliothek Informa- 
tionen aus dem Ausland, in der Hauptsa- 
che aus den Industrieländern, gesammelt. 
Diese in der Regel in englischer Sprache 
erscheinenden Informationen, sollen pri- 
mär indische Beamte und westlich ge- 
schulte Ladakhis ansprechen, die mitver- 
antwortlich für die in Ladakh stattfinden- 
den Modernisierungsmaßnahmen sind. 
Das Zentrum will auf diese Art auf Bewe- 
gungen in den Industrieländern aufmerk- 
sam machen, die sich kritisch mit der übli- 
chen Art der Technisierung auseinander - 
setzen. 

Um dafür zu sorgen, daß die »Alternativ- 
informatonen« ernster genommen wer- 
den, und zwar nicht nur bei den jungen 
Ladakhis, sondern auch bei den zuständi- 
gen Beamten, hat das Zentrum ein im tra- 
ditionellen Stil erbautes Restaurant einge- 
richtet, in dem auf Solaröfen gekocht 
wird. Das Restaurant soll nach Ladakh 
reisende Touristen anziehen, die sich dort 
auch informieren können. Der Umweg 
über den Tourismus erzeugt ein größeres 
Interesse seitens der Regierung. Selbst das 
indische Fernsehen produziert in der Zwi- 
schenzeit eine Sendung über die Arbeit 
der Öko-Gruppe. Abgesehen von der 
Öfentlichkeitsarbeit kann über das Re- 
staurant natürlich auch Geld in das Zen- 
trum fließen. 

Die Schulen in Ladakh werden ebenfalls 
in die Arbeit der Gruppe miteinbezogen. 
Dabei wird den jungen Ladakhis der »an- 
dere Weg« der Modernisierung u.a. über 
die Information nahegebracht, daß auch 
im Westen inzwischen andere Technolo- 
gien angewandt und erprobt werden. 

Zur Informationsverbreitung und’ um 
Kontakte zu ausländischen Gruppen her- 
zustellen, werden alternative Kongresse 
veranstaltet, wo Personen und Gruppen 
aus der westlichen Welt über neue Ent- 
wicklungen und Bewegungen in den Indu- 
strieländern berichten. co. 
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Thailand 


Von 


Nicht- 
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Zunehmende ländliche Verar- 
mung, Landverlust vieler Bau- 
ern und Abwanderung in die 
Städte, steigende Einkommens- 
unterschiede zwischen Stadt 
und Land und eine Modernisie- 
rung und Technisierung des 
Landes auf dem Rücken der 
Agrarbevölkerung sind der Hin- 
tergrund, auf dem während der 
letzten 10 Jahre auch in Thailand 
eine Vielzahl von regierungsun- 
abhängigen, entwicklungspoliti- 
schen und sozialen Aktions- 
gruppen (NGOs) entstanden 
sind. Als staatliche thailändi- 
sche Planungszirkel vor rund ei- 
nem Jahr den Entwurf für einen 
neuen (den sechsten) Nationa- 
len Enwicklungsplan (1987-1991) 
vorlegten, schien ihre Stern- 
stunde gekommen: Zum ersten 
Mal wurden ihre Vertreter zu den 
Beratungen eingeladen. Doch 
jeder Optimismus war verfrüht. 
Lagen im vorherigen Entwick- 
lungsplan noch die Akzente auf 
Maßnahmen zur Beseitigung 
ländlicher Armut und dem Mit- 
spracherecht der bäuerlichen 
Bevölkerung, wurde nun wieder 
das Schwergewicht gelegt auf 
Agrobuisiness und ländlicher 
Exportproduktion. Die Vertreter 
der NGOs durften zwar ihre Ar- 
gumente vortragen, von weite- 
ren Konsultationen blieben sie 
allerdings ausgeschlossen. 
Wenn im folgenden Ursprung, 
Entwicklung und die verschie- 
denen Arbeitsbereiche thailän- 
discher NGOs vorgestellt wer- 
den, so wird dabei dem Selbst- 
verständnis und den Interpreta- 
tionen der thailändischen Ak- 


teure gegenüber eigenen Deu- Symbolisches Aulstecken der Spenden zu einem Geldbaum, religiöse Zeremonie von einer NGO 
tungen der Vorrang eingeräumt. organisiert zwecks Auftreibens von Geld für einen Entwicklungsfond (Foto: P. Simon) 
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Selbstverständnis und 
Arbeitsbereiche thailändischer 


NGOs 


Gemäß dem durch den „Thai Volunteer 

Service“ herausgegebenen Verzeichnis 

gab es in Thailand 1986 insgesamt 142 

sog. NGOs. Ihrer Selbsteinschätzung zu- 

folge gelten für sie die folgenden Krite- 
rien: 

I. Die NGOs sind autonome Organisa- 

tionen, die ohne Einmischung von außen 

allein durch ihre Mitglieder geführt wer- 
den. 

2. In ihren Zielen und Methoden betonen 

sie die Bedeutung einer aktiven Partizipa- 

tion der Betroffenen an allen Entwick- 
lungsbemühungen. 

3. Sie sind aktiv im Bereich der Gemein- 

wesenentwicklung und kooperieren eng 

mit anderen NGOs zusammen. 

4. Sie sind dem sozialen Wohl des thailän- 

dischen Volkes und nicht finanziellen oder 

persönlichen Eigeninteressen verpflich- 
tet.! 

Hauptzüge der thailändischen NGOs, 
die es ihnen erlaubt, von einer sozialen 
Bewegung zu sprechen, sind die folgen- 
den: 

— Als unabhängige Organisationen exi- 
stieren sie außerhalb des traditionellen 
Spektrums politischer Parteien, Ge- 
werkschaften oder beruflicher Verbän- 
de. 

— Ihre wesentlichen Aufgaben bestehen 
in der Bereitstellung von Maßnahmen 
zur Befriedigung von Grundbedürfnis- 
sen (z.B. Gesundheitsfürsorge) oder im 
Schutz gegen private oder staatliche 
Willkür (z.B. Verteidigung von Men- 
schenrechten). 

— Ihre Programme und Projekte sind ba- 


sisorientiert, sie zielen auf die Initiie-. 


rung und Unterstützung von Selbsthil- 

fe-Organisationen der Betroffenen und 

die Hervorbringung von sozialem Be- 

wußısein.? 
Die thailändischen NGOs betrachten sich 
als Teil einer sozialen Bewegung, ohne 
aber — wie sie selbst betonen — eine Mas- 
senorganisation der Basis, der unmittelbar 
betroffenen Bevölkerungsteile, zu sein. Es 
sind Organisationen und Gruppen jener 
Teile der städtischen Intelligenz, die einen 
Beitrag zur Beseitigung sozialer Unge- 
rechtigkeit und staatlicher Fehlplanung 
leisten möchten. 

Sie sind zu 73 Prozent während der 
letzten 10 Jahre entstanden und lassen 
sich grob in drei Kategorien einteilen: 

l, Gemeinwesenentwicklung im ländli- 
chen oder städtischen Bereich. Rund die 
Hälfte aller thailändischen NGOs ist in 
diesem Sektor tätig, 

2. Sektorale Entwicklungsarbeit. Das sind 
solche Aktivitäten, die sich auf bestimmte 
Bereiche der Gesellschaft oder auf spezifi- 
sche Entwicklungsprobleme beschränken. 
Hierunter fallen die Problembereiche Er- 
ziehung, - Gesundheitsfürsorge, Kinder 
und Jugendliche, Menschenrechte, 
Frauen, angepaßte Technologien, Medien, 
entwicklungsbezogene Nachrichten, Ver- 


braucher- und Umweltschutz. Etwa ein 
Drittel der 142 thailändischen NGOs ar- 
beiten in diesem Bereich. 

3. Koordinations- und Unterstützungsar- 
beit anderer NGOs. Rund 15 Prozent der 
thailändischen unabhängigen Entwick- 
lungsorganisationen schen ihre primäre 
Aufgabe darin, die Arbeit anderer NGOs 
zu unterstützen, zur Koordination und 
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Vernetzung beizutragen, gemeinsame 
Ausbildungsprogramme für die Sozialar- 
beiter und Entwicklungshelfer zu entwer- 
fen und Trainingsprogramme durchzufüh- 
ren." 

Weniger als die Hälfte der thailändi- 
schen NGOs sind offiziell als Vereine, Ge- 
sellschaften oder Stiftungen registriert, 
Manche Gruppen sehen in einer staatli- 
chen Registrierung lediglich eine amtliche 
Kontrollmaßnahme, die wenige Vorteile 
bietet, dafür aber mit zusätzlichen büro- 
kratischen Arbeiten wie der Anfertigung 
von Jahresberichten verbunden ist. Ande- 
ren Organisationen wiederum, darunter 
einige der Regierung mißliebige Men- 
schenrechtsgruppen, verweigert das In- 
nenministerium seit Jahren die offizielle 
Anerkennung.* 


Ursprung und Entwicklung der 
thailändischen NGO-Bewegung 


Die erste regierungsunabhängige, ent- 
wicklungspolitische Organisation, die 
„Thai Rural Reconstruction Movement“, 
nahm 1969 unter Leitung des damaligen 
Rektors der Thammasat Universität in 
Bangkok, Puey Ungpakorn, ihre Arbeit in 
den Dörfern der Provinz Chainat in Thai- 
lands oberer Zentralebene auf.‘ Zwischen 
1973 und 1976, einer Periode parlamen- 
tarischer Demokratie und politischer 
Freiheiten, entstanden zahlreiche kleine 
Entwicklungshilfe-Initiativen in ländli- 
chen Gebieten wie in städtischen Slums, 
zumeist von Studenten ins Leben gerufen. 
Alle diese Entwicklungsarbeiten fanden 
mit dem Militärputsch vom 6. Oktober 


NGO-Ausstellung in der Thammasat Universität zu Bangkok 


1979 ihr jähes Ende. Die anschließende 
blutige Verfolgung Oppositioneller durch 
das Militär zwang Tausende von Aktivi- 
sten dazu, in den Untergrund zu gehen 
und sich der Aufständischenbewegung 
der CPT (Kommunistische Partei Thai- 
lands) anzuschließen. u 

Das Scheitern der kommunistischen 
Aufstandsbewegung Ende der 70er Jahre 


(Foto: P, Simon) 


und das Erstarken des privatwirtschaftli- 
chen Sektors mit den dadurch bedingten 
größeren politischen Freiräumen gelten 
als die hauptsächlichen Gründe für die 
Entwicklung der thailändischen NGO- 
Bewegung. 

Während der leızten 15 Jahre haben 
thailändische Unternehmer, Bankiers und 
Geschäftsleute in Wirtschaft und Politik 
des Landes zunehmend an Einfluß gegen- 
über der traditionellen Elite aus Monar- 
chie, ziviler und militärischer Bürokratie 
gewinnen können. Sie verfolgen in ihrer 
Mehrheit eine eher liberale Politik, favori- 
sieren ein parlamentarisch- demokrati- 
sches Staatswesen und stehen gen priva- 
ten, sozialen Aktionsgruppen nicht grund- 
sätzlich ablehnend gegenüber. Ohne die 
aufihren Einfluß zurückgehende allmähli- 
che Liberalisierung und Öffnung des poli- 
tischen Systems seit dem Ende der 70er 
Jahre hätten die NGOs nicht den für ihre 
Arbeit konstitutiven legalen Rahmen fin- 
den können. 

Ebenso schuf der gleichzeitige Zerfall 
der ehemals starken kommunistischen 
Guerilla günstige Voraussetzungen für das 
Entstehen neuer sozialer Aktionsgrup- 
pen. Der Weg des bewaffneten Aufstandes 
erwies sich in den Augen der meisten ehe- 
maligen Aktivisten als nicht gangbar, die 
Arbeit in kleinen und konkreten Schritten 
erscheint erfolgversprechender. Ent- 
täuscht und desillusioniert über die Politik 
dree CPT hatten sie sich Ende der 70er 
Jahre von der Partei abgewandt und wa- 
ren im Rahmen einer staatlichen Amne- 
stie aus den Bergen in die Städte zurück- 
gekehrt. Nicht wenige von ihnen schlossen 


sich dort den entsprechenden sozialen 
und entwicklungspolitischen Gruppen an, 
in denen sie bis heute eine führende Rolle 
spielen.’ 

Die bis heute ständig an Zahl zunch- 
menden Gruppen und Organisationen 
sind aber auch Ausdruck eines wachsen- 
den sozialen Bewußitseins unter den Intel- 
lektuellen der städtischen Mittelschichten 
über die von Jahr zu Jahr sich verschlech- 
ternde Lage der Bauern auf dem Lande 
wie auch der städtischen Unterschichten. 
Die Organisationen werden in aller Regel 
durch ein Komitee verwaltet, dem häufig 
Hochschullehrer, Arzte, Rechtsanwälte, 
Gewerkschaftsführe, hohe Beamte, 
buddhistische Abte oder Kirchenvertreter 
unentgeldlich voranstehen. Diese „Per- 
sönlichkeiten des öffentlichen Lebens“ 
sollen helfen, die Aktionsgruppen „gesell- 
schaftsfähig* zu machen, die Beschaffung 
von Geldmitteln erleichtern und eine ge- 
wisse Schutzfunktion gegenüber Angrif- 
fen von Seiten der Regierung oder des Mi- 
litärs ausüben. 

Die thailändische Regierung wie auch 
das Militär verfolgen nämlich mit großer 
Sorgfalt die Aktivitäten der verschiedenen 
NGOs, die sich insbesondere durch die 
Armeeführung häufigen Diffamierungen 
und Schikanen ausgesetzt schen. Von 
kommunistischer Unterwanderung, Sub- 
version und Bedrohung der nationalen Si- 
cherheit ist dann meist die Rede. So sah 
sich vor einem Jahr die gerade erst im 
Aufbau befindliche thailändische Sektion 
von Amnesty International einer wüten- 
den Attacke durch das Militär gegenüber, 
nachdem Folterungen kambodschani- 
scher Flüchtlinge durch thailändische Sol- 
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daten ruchbar geworden waren. Nur 
durch Flucht ins Ausland konnte ein thai- 
ländisches Ehepaar und Mitglied der 
Gruppe sich seiner drohenden Verhaftung 
entziehen. Man hatte es verdächtigt, dem 
Ausland jene Informationen zugespielt zu 
haben. 

Die thailändische Regierung, weniger 
um kommunistische Infiltration besorgt, 
hegt eher die Befürchtung, das soziale En- 
gagement der intellektuellen unter den 


Bauern und Arbeitern könne zu politi- 


schen Unruhen und sozialen Spannuggen 
führen und dem Ansehen des Landes im 
Ausland Schaden zufügen, ausländische 
Investoren abschrecken oder gar zu einem 
Rückgang des Touristengeschäfts führen, 
dem derzeitigen Devisenbringer Nummer 
eins. Andererseits werden die Aktivitäten 
der NGOs hingenommen und sogar hin 
und wieder öffentlich lobend anerkannt, 
hofft man doch dadurch, soziale Kritiken 
besser kontrollieren und integrieren zu 
können, um diese nicht durch eine Politik 
der Repression dem „Extremismus“ zuzu- 
treiben. Erleichtert werden die regie- 
rungsoffiziellen Vereinnahmungsversuche 
noch dadurch, daß unter den fortschrittli- 
chen Kräften in vielen wichtigen politi- 
schen Grundsatzfragen keine Einigung 
besteht, was gemeinsames Handeln oft- 
mals erschwert.ı 

Seit ein paar Jahren werden von Seiten 
einiger Aktiven angesichts dieser Schwä- 
chen verstärkt Versuche unternommen, 
der allgemeinen Zersplitterung, dem ver- 
breiteten Gruppenegoismus, dem Res- 
sortdenken etc. durch gemeinsame Pla- 
nung, Strategieerarbeitung und Schu- 
lungskurse entgegenzuwirken. Verschie- 


er rn 


Teilnehmer der Zeremonie im Versammlungsraum des Tempels 
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dene Organisationen haben sich zu ge- 
meinsamen Trainingsprogrammen und 
-kursen für ihre Mitglieder zusammenge- 
funden. Auch gemeinsam durchzuführen- 
de Projekte sind bereits in Angriff genom- 
men worden. Regelmäßiger Informations- 
austausch, Konferenzen und Seminare 
werden organisiert. Einige NGOs arbeiten 
eng mit universitären Projekten zusam- 
men. Zum ersten Mal seit dem Mili- 
tärputsch vom 6. Oktober 1976 organi- 
sierten etwa 50 Aktionsgruppen vom 12.- 
18. Nov. 1984 eine Ausstellung in der 
Thammasat Universität in Bangkok, die 
weithin Beachtung fand. An Bücherti- 
schen, durch Wandzeitungen und kultu- 
rellen Darbietungen informierten sie die 
Besucher über ihre Arbeit, 

Die Suche nach einem konzeptionellen 
Rahmen für eine neue soziale Bewegung 
in Thailand fördert das Interesse vieler 
NGO-Mitglieder an den Erfahrungen an- 
derer Dritte-Welt Länder, aber auch an 
den sozialen Bewegungen der westlichen 
Welt, wie der Friedensbewegungen und 
der Bewegung der Grünen. Zahlreiche 
Konferenzen mit Vertretern aus den asia- 
tischen Nachbarländern, aus Japan und 
auch aus der BRD wurden bereits durch- 
geführt. vom 5.-20- Dez. 1984 fand das 
zweite große Treffen des „Thai-Deutschen 
Dialogs“ in Bangkok und Bang Saen statt. 
Etwa 35 thailändische und 25 deutsche 
Teilnehmer aus Bauerngruppen, der Ge- 
werkschaft, kirchlichen und privaten Ent- 
wicklungsorganisationen, Solidaritäts- 
und Dritte-Welt Gruppen, Menschen- 
rechts- und Frauengruppen, Parteienver- 
treter (SPD und Grüne) und Journalisten 
berichten über die Arbeit und diskutier- 


(Foto: P. Simon) 
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ten Maßnahme einer verbesserten Koope- 
ration. Seither konnten regelmäßige Kon- 
sultationen eingerichtet werden. Neben 
den jährlich stattfindenen Seminaren zum 
„buddhistisch-christlichen Dialog“ be- 
suchte Ende 1985 eine Delegation thai- 
ländischer Bauern die BRD, eine Gruppe 
deutscher Journalisten reiste ein Jahr spä- 
ter nach Thailand und für Anfang 1988 ist 
die Einladung einer Delegation thailänti- 
scher ökologie- bzw. Umweltgruppen in 
der BRD in Vorbereitung.” 


Entwicklungsstrategien 
thalländischer NGOs 


Auf der Ebene von Benennung und Defi- 
nition von Entwicklungsproblemen wie 
auch hinsichtlich Methode und Arbeits- 
strategie besteht zwischen den NGOs kei- 
ne gemeinsame Auffassung oder einheitli- 
che ideologische Linie. In ihrer theoreti- 
schen Orientierung umfassen sie traditio- 
nalistisches, konservatives ebenso wie 
fortschrittlich-linkes Gedankengut. Aus 
Konferenzdebatten und Strategiepapieren 
lassen sich im wesentlichen drei unter- 
schiedliche Konzepte identifizieren: eine 
„buddhistische“, eine „kulturelle“ und eine 
„politisch-ökonomische* Herangehens- 
weise an Entwicklungsarbeit. 


a) Der „buddhistische* Weg 


Gemäß den unter thailändischen Intellek- 
tuellen sehr einflußreichen buddhisti- 
schen Reformpolitikern wie dem Mönch 
Buddhadasa"' und dem traditionalisti- 
schen Sozialkritiker Sulak Sivaraksa'? ist 
die innere, geistige Entwicklung des Men- 
schen ebenso bedeutsam wie die äußere 
des sozialen Fortschritts. Mensch, Natur 
und Gesellschaft bilden im Buddhismus 
eine Einheit und sollten in Harmonie 
zueinander leben. Zur Pflege der seeli- 
schen Entwicklung gehören Liebe, Hinga- 
be und Opferbereitschaft, Nachsicht dem 
Gegner gegenüber sowie Gleichmut ange- 
sichts von Erfolgen wie Mißerfolgen. Von 
ebenfalls vier Motiven sollten gesellschaft- 
liche Aktivitäten geleitet sein. Es sind dies: 
l. die Bereitschaft, alle materiellen und 
geistigen Güter mit anderen zu teilen, 
2. ernstes, wahrheitsgemäßes Reden und 
Gleichbehandlung aller Menschen, 
3 a nngen zum gegenseitigen Nutzen 
un 
. Gleichheit im Sinne der Nicht-Aner- 
kennung von Klassen und Kasten und 
das Vermeiden jeglicher ausbeuteri- 
scher Handlungen. 
Konkrete Maßnahmen dörflicher Ent- 
wicklungsplanung werden als sekundär 
erachtet und nur insoweit als nützlich an- 
gesehen, als sie einer Rückkehr zu den 
geistigen und moralischen Ursprüngen 
buddhistischer Kultur förderlich sind. Der 
„moderne kulturelle Imperialismus“ der 
westlichen Länder habe die Menschen ih- 
rer Kultur, Religion und Tradition ent- 
fremdet, den Materialismus und Konsu- 
mismus verbreitet, Bedürfnisse nach 


Macht und Prestige hervorgerufen, Kon- 
kurrenz und Haß gesät — mithin eine Ent- 
wicklung eingeleitet, die es umzukehren 
gelte, indem man zu den alten, traditionel- 
len, buddhistischen Werten zurückkehrt.'? 

Die Gesellschaft wird als ein soziales 
Gebilde begriffen, das sich zusammen- 


Von NGOs gelörderte Nachbarschaftshilfe bei der Reisernte 


setzt aus den Elementen Religion, Kultur, 
Politik und Wirtschaft. Die Religion be- 
stimmt dabei im wesentlichen die Kultur 
und zusammen bestimmen sie die Politik. 
Alle drei zusammen regeln die Wirtschaft. 
In der heutigen modernen, vom Materia- 
lismus geprägten thailändischen Gesell- 
schaft seien die religiösen und kulturellen 
Werte geschwächt worden. Um die beste- 
henden sozialen Ungleichheiten zu besei- 
tigen, müßten wieder die Bereiche Reli- 
gion und Kultur gegenüber Politik und 
Wirtschaft ihre vormalige Dominanz zu- 
rückerhalten. 

Praktische Anwendung findet diese 
dem Buddhismus verpflichtete Entwick- 
lungsstrategie in einigen, durch Mönche 
initiierten und geleiteten landwirtschaftli- 
chen Selbsthilfe-Projekten. Daneben gibt 
es Menschenrechtsgruppen, private 
Schulprojekte und Lehrerausbildungsstät- 
ten, die die buddhistische Ethik zur 
Grundlage ihrer Arbeit gemacht haben. 


b) Der „kulturelle“ Weg („cultural- 
community approach) 


Dieses Entwicklungskonzept hat inner- 
halb der NGO-Bewegung während der 
letzten Jahre zunehmend an Einfluß ge- 
wonnen und stellt gegenwärtig die Haupt- 
strömung dar. In vielen Punkten dem „re- 
ligiösen“ Weg nahestehend, wird die Ana- 
Iyse von Entwicklungsproblemen und die 
Setzung von Arbeitsschwerpunkten je- 
doch weiter gefaßt, kulturelle Identität 
und soziale Bewußtseinsbildung als wich- 
ie Grundlagen für Entwicklung begrif- 
en. 

Im Zentrum der Analyse steht der 
Wandel des thailändischen Dorfes von ei- 
ner ehemals autonomen, selbstversorgen- 
den, auf gegenseitige Hilfe beruhenden 


Gemeinschaft mit intakter Sozialstruktur 
hin zu einer durch kapitalistische Konkur- 
renz und Profitdenken gekennzeichneten, 
materiell, geistig und sozial verarmten 
Dorfkultur. Das Eindringen des Marktes, 
neuer Technologien und einer modernen, 
zentralisierten Bürokratie, von außen auf- 


(Foto: P. Simon) 


gezwungen, habe die Dörfer ihrer Unab- 

hängigkeit beraubt und den städtischen 

Zentren unterworfen.'* 

Bisherige Entwicklungsanstrengungen, 
wie Organisierung der Bauern in Komi- 
tees, Ausbildung von Bauernführern, Ein- 
richtung von Fonds, Reisbank oder Büf- 
felbank für besonders bedürftige Bauern, 
werden einer kritischen Prüfung unterzo- 
gen. Zu wenig seien bisher die folgenden 
Momente berücksichtigt worden: 

— Ländliche Entwicklungsprojekte wie 
Kooperativen, Spar-Gruppen etc. ba- 
sierten auf der Ideologie des Profitma- 
chens und zerstörten die alten Werte 
gegenseitiger Hilfe und Zusammenar- 
beit. 

— Bauernführer würden ausgewählt ge- 
mäß ihrer Bereitschaft an Entwick- 
lungsprojekten aktiv mitzuwirken. 
Strukturen lokaler, informeller Dorf- 
führerschaft würden vernachlässigt. 

— Bis heute fänden sie den Bauern eige- 
nen, auf ihrer Erfahrung und Tradition 
beruhenden Problemlösungsstrategien 
nur mangelhafte Berücksichtigung. 

All diese Mängel beruhten darauf, daß es 

sich bei den Entwicklungshelfern um An- 
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gehörige der städtischen Mittelschichten 
handele, deren urbane Erziehung mit ih- 
ren, den westlichen, kapitalistischen Län- 
dern entlehnten Theorien es ihnen er- 
schwere, das soziale Wissensgut der Bau- 
ern zu verstehen und anzwenden. 

Als prinzipieller Rahmen für Entwick- 
lungsaktivitäten gilt für die dem „kulturel- 
len“ Konzept verpflichteten Vertreter die 
Einsicht, daß die dörflichen Gemeinschaf- 
ten über einen reichen Schatz an Erfah- 
rungen hinsichtlich der Lösung von Pro- 
blemen verfügen, die es aufzugreifen und 
weiterzuentwickeln gelte. Traditionelle 
Schlüsselfiguren wie geistige und religiöse 
Führer, Wunderheiler etc. sollten identifi- 
ziert und in ihrer Arbeit ermuntert wer- 
den. Entsprechend einer ganzheitlichen 
Sichtweise sollten Entwicklungsprojekte 
immer die gesamte Dorfgemeinschaft um- 
fassen." 

Die Ideen und Vorstellungen müssen 
dabei von den Bauern selbst kommen; sie 
sind es, die Projekte initiieren und ausfüh- 
ren sollen. Entwicklungshelfer sind die 
Hilfskräfte, die die Erreichung des Ziels 
erleichtern können. Entwicklungsstrate- 
gien und -ideen, die von außen herange- 
tragen werden, weisen die Vertreter des 
„kulturellen“ Ansatzes zurück. 


c) Der „politisch-ökonomische“ Weg 


In deutlichem Kontrast steht diese ent- 
wicklungspolitische Konzeption zu den 
beiden zuvor diskutierten. Sie hat wäh- 
rend der letzten Jahre, nicht zuletzt auch 
durch den praktisch-politischen wie theo- 
retischen Bankrott der kommunistischen 
Bewegung unter den thailändischen Intel- 
lektuellen spürbar an Einfluß verloren. 

Die Vertreter dieses Weges kritisieren 
an den „religiösen“ bzw. „kulturellen“ An- 
sätzen deren romantische Verklärung der 
thailändischen Dorfgeschichte, die Ver- 
breitung der Legende vom „Dorf als My- 
thos“ anstelle konkreter Sozialgeschichte. 
Das vorkapitalistische Dorf werde fälsch- 
licherweise als Einheit gesehen, zusam- 
mengehalten durch einen festen Bestand 
an religiösen und kulturellen Werten. Im 
Gegensatz dazu begreifen die Befürwor- 
ter des „politisch-ökonomischen“ Wegs 
die religiösen und kulturellen Werte als 
ideologische Formen einer bestimmten 
Produktionsweise. In ihren Analysen von 
Entwicklungsproblemen spielt die Klas-. 
senanalyse, die Frage der politischen und 
ökonomischen Macht, eine zentrale Rolle, 
während die erstgenannten Ansätze die 
hauptsächlichen Konfliktlinien auf mora- 
lisierende „gut-bös“-Gegensatzpaare wie 
vorkapitalistisch — kapitalistisch, Land — 
Stadt, innen — außen etc. reduzieren. 

Im Rahmen einer politischen Analyse 
der thailändischen Gesellschaft wird diese 
als beherrscht gesehen durch ein undemo- 
kratisches politisches System. Demokratj 
sierung wird daher zu einem haup 
chen Ziel von Entwicklung. Einige Men- 
schenrechtsorganisationen arbeiten auf 
der Grundlage dieser Einschätzung. 

Auf der Ebene einer ökonomischen 
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Analyse wird die thailändische Gesell- 
schaft als kapitalistische begriffen, basie- 
rend auf Ausbeutung und ungleicher Ver- 
teilung von Produktionsmitteln. Im ländli- 
chen Bereich sehen die diesem Weg ver- 
pflichteten NGOs ihre Hauptaufgabe dar- 
in, gemeinsam mit insb. den armen Bau- 
ern eine Vielzahl von kleinen landwirt- 
schaftlichen Projekten zu initiieren, die al- 
lesamt auf Selbstversorgung und Markt- 
unabhängigkeit gerichtet sind. Hierzu ge- 
hört das Anlegen individueller oder auch 
gemeinsamer Gemüsegärten, Fischteiche 
und die Kleintierzucht. Die Schaffung ge- 
meinsamer Fonds soll die Abhängigkeit 
von Geldverleihern mit ihren exorbitanten 
Zinsen vermindern, gemeinsames An- 
schaffen von landwirtschaftlichem Gerät, 
Dünger etc. und die gemeinsame Ver- 
marktung landwirtschaftlicher Produkte 
soll die Verhandlungsposition der Bauern 
vis-Avis den Händlern verbessern. Religiö- 
se Feste wie die „gnan-thord-phaa-paa* —- 
Zeremonie („den Mönchen Roben über- 
bringen“) werden aufgegriffen und zur Be- 
schaffung von Geldern für Entwicklungs- 
fonds genutzt. Gleichzeitig werden die 
Bauern über die Projektarbeit hinaus er- 
muntert, gewerkschaftliche Gruppen, In- 
teressengemeinschaften, Frauen- und Ju- 
gendgruppen zu gründen, und man hofft 
dadurch das allgemeine politische Be- 
wußtsein anzuheben. 


Schwierigkeiten, 
Unzulänglichkeiten und 
Probleme thailändischer NGOs 


In Diskussionen mit Vertretern der ver- 
schiedenen im ländlichen wie städtischen 
Bereich tätigen NGOs stehen häufig die 
im folgenden kurz aufgelisteten internen 
Probleme und Schwierigkeiten im Vorder- 
grund der Debatten: 

1. Mangel an erfahrenem und kompeten- 

tem Personal, hohe Fluktuation der 
Mitglieder. 
Im Anschluß an ein absolviertes Hoch- 
schulstudium ist die entbehrungsreiche 
und unterbezahlte Tätigkeit in einem 
fernen Dorf, weit abgeschnitten von der 
vertrauten städtischen Umgebung, für 
den thailändischen Intellektuellen eine 
wenig attraktive langfristige Berufsper- 
spektive. Die dadurch bedingte hohe 
Fluktuation unter den Mitgliedern be- 
einträchtigt eine kontinuierliche Ar- 
beitsweise der Organisation. 

2. Abhängigkeit von ausländischen Geld- 
quellen, Mangel an organisatorischer 
Stabilität, an Anerkennung und Unter- 
stützung durch die Öffentlichkeit. 

Die Mehrzahl der NGOs ist angewie- 
sen auf meist für ein oder zwei Jahre 
befristete Mittel ausländischer Geldge- 
ber. Die Fortführung der Projekte ist 
häufig bedroht. Nur wenige NGOs ha- 
ben öffentliche Anerkennung und För- 
derung durch die thailändische Regie- 
rung oder durch private Hand finden 
können. Als Beispiel für eine unerwar- 
tet erfolgreiche Aktion gilt jene Kam- 


pagne des thailändischen Kinderhilfs- 
werks im Jahre 1985, als das thailändi- 
sche Fernsehen auf Intervention des In- 
nenministeriums einen Spendenaufruf 
für hungernde Kinder aus dem Nord- 
osten des Landes absetzte. Es kam dar- 
aufhin zu zahlreichen öffentlichen Pro- 
testen, tagelang wurde in den Medien 
über Unterernährung bei Kindern dis- 
kutiert, die Regierung mußte schließ- 
lich ihr Verbot zurückziehen und beim 


Kinderhilfswerk gingen zahlreiche 
Spenden ein. 

3. Unzureichende Ausbildung der Mit- 
glieder. 


Viele Entwicklungs- und Sozialarbeiter 
sind nur mangelhaft auf ihre Aufgabe 
vorbereitet worden. Es fehlt ihnen an 
wissenschaftlichen Arbeitsmethoden. 
Informationen und Erfahrungen wer- 
den häufig nicht festgehalten, eine sy- 
stematische Auswertung und Analyse 
der Daten unterbleibt. Andere Ent- 
wicklungsarbeiter glauben, aufgrund 
ihrer negativen Erfahrungen mit der 
kommunistischen Bewegung und ihren 
marxistischen Globalanalysen nun ganz 
auf gesellschaftliche Theorien verzich- 
ten zu können. Durch ihr Leben unter 
den Bauern hoffen sie, ihre bürgerlich- 
intellektuelle Vergangenheit abstreiben 
zu können und mit der Zeit das Den- 
ken und die Gefühlswelt der Landbe- 
völkerung zu übernehmen. 

4. Konkurrenz und Rivalität zwischen den 
Organisationen, Mangel an internen 
demokratischen Strukturen, Tendenz 
zur Verbürokratisierung. 
Unterschiedliche entwicklungspoliti- 
sche Konzepte, aber auch persönliche 
Rivalitäten tragen häufig zu Konkur- 
renzsituationen bei. Manche Organisa- 
tionen scheinen eher das Wohl ihrer 
Gruppe im Auge zu haben als eine Ver- 
besserung der Lebensbedingungen der 
Betroffenen. Oder wie es mir gegen- 
über ein Bauernführer einmal aus- 
drückte: „Die Regierungsbeamten wirt- 
schaften in ihre eigene Tasche, die 
NGO-Helfer in die ihrer Organisation. 
Wir wissen nicht, woher wir die Kredite 
zum Kauf für Dünger nehmen sollen, 
doch sie schaffen sich Computer an?“ 
Viele NGOs zeigen intern hierarchi- 
sche Entscheidungs- und Kompetenz- 
strukturen und sind kaum anders orga- 
nisiert als entsprechende staatliche 
Stellen. Unter den einzelnen Mitglie- 
dern herrscht nicht selten wenig Ein- 
tracht und Harmonie, da nur geringe 
Neigung besteht, interpersonelle Kon- 
flikte offen auszutragen. 

5. Mangel an gemeinsamen Konzepten 
und Entwicklungsstrategien. 

6. Neben internen Schwierigkeiten beste- 
hen insbesondere auf Dorfebenen Pro- 
bleme bei der Herstellung von Einheit 
unter den häufig in zerstrittene Fraktio- 
nen zerfallende Dorfgemeinschaften. 

7. Schikanen der Regierung und des Mili- 
tärs. 

Eine erfolgreiche Arbeit der NGOs 
bleibt abhängig von einem politischen 


Klima, welches ein gewisses Maß an 
demokratischen Freiheiten zuläßı.' 
Wie ein Blick auf Thailands Vergangen- 
heit Ichrı, kann sich aber jederzeit die 
politische Lage in Thailand grundle- 
gend ändern. Der letzte, allerdings fehl- 
geschlagene Putschversuch des Militärs 
liegt erst weniger als drei Jahre zurück. 
Schließlich ist eine wirksame Entwick- 
lungsarbeit auf Gemeindeebene nur 
möglich mit zumindest der Duldung 
durch die örtlichen Behörden und lo- 
kalen Machtgruppen. Gerade diese 
aber sind in Thailand besonders kor- 
rupt und skrupellos in der Verfolgung 
ihrer Interessen. Im Falle von Konflik- 
ten können NGOs weder ihren Mitglie- 
dern noch den Betroffenen größeren 
Schutz gewähren. 

Paul Simon 
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Indonesien 


Wenig Bewegung nach 20 Jahren 
Diktatur 


Die Spielräume von Indonesiens 


NGO Szene 


Am 17. September 1986, gut eine Woche, 
nachdem die Regierung von Indonesien 
die Landeswährung Rupiah um 45 % ab- 
gewertet und damit unverzüglich radikale 
Preissteigerungen verursacht hatte, be- 
suchte der französische Präsident Mitte- 
rand zusammen mit Präsident Suharto die 
Technische Universität Bandung. Als sich 
die Delegation dem Hauptgebäude näher- 
te, riefen über 2500 Studenten in Sprech- 
chören: „Liberte! Liberte!” Sie entfalteten 
ein Spruchband mit den Worten: „Nach 
45 % Abwertung können wir nicht einfach 
Hallo’ sagen!” 

Im Nachbarland Philippinen würde 
diese Nachricht unter zwanzig ähnlichen 
versinken. Wagen es Indonesier einmal. 
ihrem Unmut öffentlich und organisiert 
Ausdruck zu verleihen, fragen sich Beob- 
achter sofort, ob diese Demonstration 
Markstein für den Beginn einer neuen 
Studentenbewegung sei. 

Vielleicht ist hier der Wunsch Vater des 
Gedankens. Vielen ist es in Indonesien ge- 
messen an einer sich langsam abnutzen- 
den 20-jährigen Militärdiktatur zu ruhig. 
Es herrscht wirklich Ruhe obwohl es ge- 
nug Gründe zum Protest gäbe. Tatsächlich 


haben Jakarta’s Generäle innenpolitisch 
nicht allzu viel zu befürchten — solange 
sie sich nicht untereinander das Leben 
schwer machen. 

Verglichen mit dem bewegten Nachbar- 
land Philippinen hat Indonesien, mit sei- 
nen 165 Millionen Einwohnern fünftgröß- 
ter Staat der Welt. keine bedeutende Op- 
position aufzuweisen. Die Linke ist tot. 
und die „neuen sozialen Bewegungen” be- 
reiten sich noch auf ihre Geburt vor. Da- 
mit könnte man diesen Bericht abschlie- 
Ben. würden nicht zwei Fragen den Blick 
hinter die Kulissen des Inselstaates span- 
nend machen: 


l. Wie kommt es, daß in dem Land. in 
dem es die größte kommunistische Partei 
außerhalb der sozialistischen Welt gab. 
fast jegliche Opposition im Keim erstickt 
werden konnte? 

2. Warum schießen ausgerechnet in die- 
sem Bewegungs-losen Land NGOs selbst 
in den entlegensten Dörfern wie die Pilze 
aus dem Boden? 


NGOs. das sei an dieser Stelle vorwegge- 
nommen. beinhalten die einzigen und letz- 


ten Elemente oppositioneller Aktivitäten 
in Indonesien. Oder: Was es an „neuen so- 
zialen Bewegungen“ zu finden gibt, ist bei 
den NGO's zu suchen. 


Aktionspakete zur 
Demokratievernichtung 


Niedrige Schätzungen sprechen von 
500.000, höhere von einer Million Men- 
schen, die 1965 ihr Leben lassen mußten, 
als das Militär einen Tag nach einem fehl- 
geschlagenen, angeblich kommunistisch 
dirigierten Putsch begann, Kommunisten, 
Nationalisten und Demokraten abzu- 
schlachten. 

Über Jahre wurden die Menschenrech- 
te mit Füßen getreten. Von den im Verlauf 
des Putsches Verhafteten waren 10.000e 
bis zu 14 Jahren ohne Prozeß inhaftiert. 
Noch immer sitzen hunderte im Gefäng- 
nis und warten auf Schauprozesse oder 
die Vollstreckung der Mitte der siebziger 
Jahre gefällten Todesurteile. 

Nach den Säuberungsaktionen konnte 
Suhartos Militärdiktatur damit rechnen, 
daß die verbliebenen oppositionellen 
Kräft eine lange Regencrationsphase 
brauchen. Sie nützte die Zeit, strukturelle 
Veränderungen zu schaffen. um die Posi- 
tion der „Neuen Ordnung” zu festigen. 


Das sieht sich heute so an: 

— Das Militär kontrolliert die Wirtschaft, 
alle gesellschaftlichen Bereiche sowie 
den Staatssicherheitsdienst 

— Regionale Widerstandsbewegungen 
auf den 13.000 Inseln werden radikal 
unterdrückt. die „Außeninseln” milita- 
risiert und „Javanisiert” (d.h. die Kultur 
der Hauptinsel Java wird ihnen aufge- 
zwungen) 

— Medien und Literatur unterliegen 
strengster Zensur 

— Parteien und Massenorganisationen 
werden kontrolliert und gleichgeschal- 
tet. 


Zerschlagung und 
Unterdrückung der Opposition 


Einige der Maßnahmen, die insbesondere 
dazu dienen. das Wiederaufleben opposi- 
tioneller Gruppierungen. z.B. sozialer Be- 
wegungen, zu verhindern, seien im An- 
schluß dargestellt. 


Parteien 


Die PKI. die kommunistische Partei Indo- 
nesiens, die alleine 3 Millionen Mitglieder 
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hatte und in deren Massenorganisationen 
weitere 10 Millionen Menschen organi- 
siert waren, wurde von den Generälen, die 
den ehemaligen Präsidenten Sukarno 
kaltgestellt hatte, verboten. Die Partei hat 
sich von diesem Schlag nie erholt; sie hat 
nicht einmal eine Untergrund- oder 
„Dschungel”-Organisation aufbauen kön- 
nen wie ihre philippinische Schwesterpar- 
tei. Der Grund dafür lag auch in der PKI 
selbst, deren Kader hauptsächlich in den 
Städten konzentriert waren. Die Gescheh- 
nisse von 1965 trafen sie so unvorbereitet, 
daß sich der „PKl-tiger* als „zahme Haus- 
katze“! entpuppte. 

Die restlichen Parteien — nach den 
Wahlen von 1960 hatten 20 Parteien Par- 
lamentssitze — wurden in zwei Gruppen 
gepreßt und somit das politische Mei- 
nungsspektrum minimiert. Geblieben ist 
die PPP, die Gruppe der konservativ-isla- 
mischen Parteien und die PDI, das Bünd- 
nis der christlichen und demokratischen 
Gruppen.’ Diese Parteien wurden inzwi- 
schen dazu gezwungen, als ihre oberste 
Leitlinie die Staatsphilosophie Pancasila* 
anzuerkennen. 

Sprachrohr der regierenden Militärs ist 
deren selbserrichtete „Partei”, die „Sekber 
Golkar“, das „Sekretariat der funktionalen 
Gruppen“, in dem Anfang der siebziger 
Jahre Gewerkschaften, Genossenschaften, 
Berufsverbände u.a.m. zusammenge- 
schlossen wurden. 1971 brachte sich Gol- 
kar mit entsprechenden Manipulationen 
an die Macht. Im April dieses Jahres, 
wenn Jakartas Generäle wieder zur Wahl- 
urne bitten — sie nennen es das „Fest der 
Demokratie” — werden wie vor jeder Ab- 
stimmung 96 von 460 Parlamentssitzen 
Militärs einnehmen, die der Präsident 
selbst zu Abgcordneten ernannt hat. 


Massenorganisationen 


Der Großteil der Massenorganisationen 
in Indonesien hatten bis zu ihrem Verbot 
und der Ligidierung ihrer Mitglieder der 
PKI nahegestanden oder waren ihr ange- 
gliedert. Dazu gehört z.B. „Barisan Tani“, 
größter indoncsischer Bauernverband, 
oder die Frauenorganisation GERWANI, 
die alleine 1,5 Millionen Mitglieder zählte. 

Nach der Auslöschung der Massenor- 
ganisationen, zu denen auch nationali- 
stisch gesinnte Gruppen, wie z.B. GER- 
MINDO, ein der Dukarno-Partei PNI na- 
hestehender Studentenverband. gehörten, 
schuf sich die Regierung ihre eigenen In- 
stitutionen. Es sind Organisationen, die 
völlig unter staatlicher Kontrolle stehen, 
wie folgendes Beispiel zeigt: 

Größter indonesischer Gewerkschafts- 
bund war bis 1965 SOBSI, dessen Vorsit- 
zender. der PKI-Funktionär Munir, nach 
20jähriger Haft 1985 hingerichtet wurde. 
Die Generäle hatten zunächst Gewerk- 
schaften verboten; 1973 riefen sie den 
FBSI, das „Bündnis der Arbeiter von Ge- 
samtindonesien”, ins Leben. Die gesetzli- 
chen Regelungen der Sukarno-Ära blie- 
ben im wesentlichen bestehen. Wann gc- 


Fabrikarbeit in Indonesien 


streikt wird, bestimmt Arbeitsminister Su- 
domo, der dazu selbst sagt: „Um zu strei- 
ken, bedarf es einer Genehmigung, und 
die werde ich auf gar keinen Fall erteilen, 
weil m.E. ein Streik das Festhalten an libe- 
ralen Vorstellungen demonstriert." 

Auf einem Kongreß 1985 wurde der 
Gewerkschaftsbund umgetauft. Das klas- 
senkämpferisch angehauchte Wort „Ar- 
beiter* verschwand aus seinem Namen. 
Der innere Zustand dieser Organisation 
ist von Konfusion und Rivalitäten be- 
stimmt. Das Indonesien-Magazin TAPOL 
aus London bezeichnet dies als charakte- 
ristisch für die von der Regierung infil- 
trierten Massenorganisationen.‘ 

Es geht noch weiter: Für alle Gruppie- 
rungen, auf die Indonesiens Regierung 
noch keinen unmittelbaren Einfluß neh- 
men konnte, — dazu zählen die meisten 
NGOs — verabschiedete sie 1985 ein Ge- 
setz, das alle nicht-staatlichen Organisa- 
tionen unter ihre direkte Kontrolle bringt. 
Dazu gehört — wie bei den Parteien — die 
Verpflichtung auf die Staatphilosophie 
Pancasila. Außerdem ist bezweckt: 

— Struktur und Finanzen der NGOs zu 
kontrollieren, 

— Organisationen einzufrieren, die der 
(individuell auslegbaren) Pancasila- 
Philosophie widersprechen, 

— selbst Massenorganisationen zu grün- 
den, die unmittelbaren Einfluß auf klei- 
ne Aktionsgruppen und Organisa- 
tionen nehmen und sie im Zweifelsfall 
„schlucken“ sollen. 


Mit diesem Gesetz ist der Regierung zwei- 
fellos cin großartiger Schachzug gelungen. 


Dorfgemeinschaften 


Ein weiteres Instrument, das sich die Mili- 
tärs gegen das Wiedererstarken möglicher 
Opposition geschaffen haben, ist die Ein- 


flußnahme auf die traditionelle Dorfstruk- 
tur. Der wichtige Posten des Dorfober- 
hauptes wird heute vom Innenministerium 
und häufig mit cinem Militär besetzt. Das 
Kommunalregicerungsrecht hat die Dorf- 
versammlung als demokratische Institu- 
tion zerstört. Parteiorganisationen unter- 
halb der Bezirksebene sind verboten. In 
den Dörfern herrscht die Hierarchie der 
staatlichen Bürokratie. GOLKAR, die 
sich ja nicht als Partei i.c.S. versteht, kann 
mit ihren funktionalen Gruppen die Dorf- 
politik bestimmen. Vorsitzende des „Pro- 
gramms zur Familienwohlfahrtsförde- 
rung” (PPK) ist z.B. automatisch die Frau 
des Bürgermeisters. Sie ist damit ebenso 
automatisch Mitglied im Gemeinderat 
und scheidet zugleich mit ihrem Mann aus 
ihrer Funktion aus. 

Mit diesem System wurden Nachbar- 
schaftshilfe und lokale Demokratie völlig 
bürokratisiert und noch dazu als „javani- 
sches Kulturgut“ den Außeninseln aufge- 
zwungen. 


NGOs und die Rudimente 
neuer sozialer Bewegungen 


Suharto hat cs geschafft, seine 13.000 In- 
seln in bewundernswerter Weise unter 
Kontrolle zu bringen. Doch es bleiben im- 
mer noch die NGOs. „Obwohl es keine 
genauen Zahlen gibt“, heißt es in einer in- 
donesischen NGO-Zeitschrift, „steht rein 
quantitativ das Anwachsen der NGOs in 
Indonesien nicht hinter Indien zurück, 
dem ‚Zentrum der Armut in Asien...“” Die 
Zahl der indonesischen NGOs ist unüber- 
schaubar geworden. Der ergänzungsbe- 
dürftige Katalog von „Bina Desa“, einer 
Netzwerkorganisation in Jakarta, be- 
schreibt in seiner 4. Auflage mehrere 100 
Organisationen, die im Bereich „Comm- 
unity Development“ arbeiten.” Die mei- 
sten von ihnen sind als „Yasan”, als Stif- 


tung, registriert; ihr Spektrum ist hetero- 
gen. 


Typen von NGOs 


Geimeinsamer Nenner indonesischer 
NGOs ist höchstens eine Art „Bürokratie- 
müdigkeit“, doch das Verhältnis zur Re- 
gierung ist ebenso unterschiedlich wie die 
Arbeitsbereiche und Ziele der Gruppen. 
Da gibt es zunächst die „Star*- oder „5- 
Sterne-NGOs“ Diese zumeist sehr großen 
NGOs haben ihren eigenen Apparat und 
sind hauptsächlich in Java zuhause, unter- 
halten aber Zweigstellen in den entlegen- 
sten Provinzen. Sie finanzieren sich z.T. 
mit Staatsgeldern und werden damit auch 
zur Exekutive staatlicher Programme 
Darüberhinaus sind sie die wichtigsten 
Ansprechpartner der großen ausländi- 
schen Geldgeberorganisationen. 

Liberales Aushängeschild dieser „5- 
Sterne-NGOs“ ist LBH, die größte 
Rechtshilfe-Organisation _Indonesiens. 
LBH (= Lembaga Bantuan Hukum) steht 
mit ihren zahlreichen Filialen im ganzen 
Land unterpriviligierten Bevölkerungs- 
schichten mit Rechtsberatung bei Um- 
siedlungsfällen, Konflikten mit dem Ar- 
beitgeber o.ä. zur Seite. 

Unter den kleinen und mittelgroßen 
NGOs gibt es einerseits Stiftungen, die mit 
viel Geschick ausländische Gelder ergat- 
tern, um dann als Privatexekutive des 
staatlichen Kaninchenzüchtungs-Pro- 
grammes oder anderer Regierungsmaß- 
nahmen zu wirken. Es arbeiten aber auch 
eine Reihe von Gruppen unmittelbar an 
der Basis, für die das Etikett „Bürokratie- 
müde Humanisten* passend ist: NGOs, 
die versuchen, Probleme, mit denen sie 
sich in ihrer Umgebung konfrontiert se- 
hen, mit außerstaatlichen Eingriffen zu lö- 
sen. Die Bürokratiemüdigkeit ist keines- 
wegs als grundsätzliche Kritik an Regie- 
rung und Gesamtsystem zu sehen, sie rich- 
tet sich gegen die Unfähigkeit und Kor- 
ruptheit der lokalen Bürokratie, mit der 
man unmittelbar zu tun hat. Da die Arbeit 
direkt der Bevölkerung zugute kommen 
soll, versuchen diese Graswurzelgruppen 
die Reibungs- und Bestechungsverluste, 
die der Umgang mit der Verwaltung mit 
sich bringt, möglichst zu umgehen. 


Wenn man diese Kritik am Staatsappa- 
rat, die zumeist beim Kabupaten (Distrikt) 
stehenbleibt, etwas weiter nach oben len- 
ken könnte, wären einige dieser Gruppen 
gutes Potential für „neue soziale Bewe- 
gungen“. Doch die Überzeugung, daß an 
der nationalen Entwicklungspolitik etwas 
falsch sein könnte, teilen nur die wenigs- 
ten. Die Projekte dieser „Strukturverände- 
rer“, wie der dritte Typ von NGOs ge- 
nannt werden soll, unterscheiden sich 
nach außen hin nur wenig von den Aktivi- 
täten der „Humanisten“. Wo die Grün- 
dung von „alternativen“ Bauernverbänden 
oder Gewerkschaften aufgrund der be- 
schriebenen gesetzlichen und politischen 
Bedingungen nicht möglich ist, bleibt als 
zentraler Arbeitsbereich eine alternative, 


nicht von der Staatphilosophie Pancasila 
infiltrierte Bewußtseinsbildung. Allein 
sie ist notwendige Basis dafür, daß in Zu- 
kunft die eine oder anderer heilige Struk- 
tur-Kuh Indonesiens geschlachtet werden 
kann. 

Hier zwei Beispiele: 

Streiks von Fabrikarbeitern, so können 
die zitierten Worte von Arbeitsminister 
Sudomo verstanden werden, haben wenig 
Chancen, die erforderliche Genehmigung 
zu erhalten. Dennoch gibt es in Indone- 
sien hunderte von wilden Streiks. Von der 
Regierungsgewerkschaft haben die unzu- 
friedenen Arbeiter („Wir streiken wirklich 
nur, wenn wir nicht mehr ein noch aus wis- 
sen!“ so eine Arbeiterin) nichts zu erwar- 
ten, wohl aber von einigen NGOs, die vor 
allem im Bereich der Rechtshilfe tätig 
sind. Wer seine Ansprüche auf Mindest- 
lohn oder Krankenversicherung kennt, hat 
selbst in Indonesien Chancen, vor Gericht 
zu gewinnen. Die „Strukturveränderung“ 
beginnt dort, wo die jeweilige NGO nicht 
bei der reinen juristischen Beratung 
bleibt, sondern die Arbeiter auch über die 
Hintergründe für die Ineffizienz des Ge- 
werkschaftsbundes o.a. aufklärt und ihnen 
Wege und Mittel eröffnet, um sich selbst 
zu organisieren. 

Indonesien ist ein Agrarland und ein 
„Musterland“ der „Grünen Revolution“. 
Die Schikanen, denen Millionen von 
Kleinbauern bei der Einführung neuer 
Reissorten ausgesetzt wurden, sind un- 
zählbar und nehmen kein Ende. „Man hat 
mir den fast reifen Reis abgeschnitten“, 
beschwert sich eine Bäuerin, „weil angeb- 
lich ein Schädling im Feld sein soll. Als 
Ersatz habe ich nur die Samen für eine an- 
dere Reissorte bekommen.“ Im gleichen 
Dorf, nur wenige Schritte vom Haus der 
Bäuerin entfernt, versammelt sich die 
Dorfjugend und spielt Theater. Aber sie 
probt nicht für eine Aufführung: Ein jun- 
ger Mann spielt gerade den Militär, der 
dafür sorgt, daß der Reis der Frau abge- 
schnitten wird. Die jungen Leute stellen 
im Spiel ihre eigene Umwelt dar und ver- 
suchen die Strukturen zu begreifen, die für 
die Ereignisse in ihrem Dorf verantwort- 
lich sind: Theater als Methode zur Be- 
wußtseinsbildung in einem Land, in dem 
noch nicht einmal die Studenten auf der 
Universität zu kritisieren und zu diskutie- 
ren lernen. 


Vernetzung 


Eine „Strukturveränderungs-NGO“ mach 
natürlich noch keine soziale Bewegung. 
„Vernetzung“ heißt das Zauberwort hier 
wie in Deutschland, und es ist auch in aller 
Munde bei der beeindruckend großen in- 
donesischen NGO-Szene. Doch wieder ist 
Vorsicht geboten: Auch in die Strategie 
von Umwelt (und NGO-!)Minister Emil 
Salim gehör Vernetzung, und zwar eine 
vertikal-horizontale. Die Spinne in der 
Mitte sind die 5-Sterne-NGOs, wie z.B. 
WALHI, der Dachverband für die NGOs, 
die im Umweltbereich arbeiten. Diese 


blätter des iz3w, Nr. 142, Juni 1987 31 


SCHWARZER FADEN 


Vierteljahresschrift 
für libertäre Kultur und Politk 


Der Schwarze Faden will durch Diskus- 
sion und Information die Theorie und Pra- 
xis der anarchistischen Bewegung för- 
dern und verbreiten. Er tritt für die Bele- 
bung eines libertären Gegenmilieus 
{(Libertäre Zentren, Foren, Föderationen, 
Kulturinitiativen etc.) ein und versucht 
Geschichte und Kultur von unten leben- 
dig zu halten. 


Inhalt von Nr.23 

% Gentechnologie, Männerspra- 
che, 

%* Antipädagogik, Soziale Bewe- 
gungen, 

% Neokonservative, Anarchafe- 
minismus — Bericht über das letzte 
FLI-Treffen von Friederike Kamann 

% RAF-Kritik und autonome 
Selbstreflexion — von Lupus aus 
Frankfurt s 

% Spassguerilla —- über notwendige 
Aktionen ganz anderer Art zusam- 
mengestellt von Wolfgang Haug 

%*& 130a, Kessel-Treiben und 
andere freiheitlich erprobte Herr- 
schaftsmittel 
#*Neokonservatismus am Bei- 
spiel Späths — Libertäre Initiative 
Tübingen 

%* Spanienfilme — über den ideolo- 
gisch-politischen Standort ihrer 
Macher von Jörg Auberg 

%xVon der FAUD zur NSDAP - eine 
Dortmunder Gruppenentwicklung’ 
nachgezeichnet von Andreas Müller 
%Der arme Teufel — Robert Reitzel 
neuentdeckt, eine Rezension von 
Heinz Hug 


. Einzelnummer: 5.— DM 


SF-Abonnement: 15.- DM 
Sondernummer ARBEIT: 5.- DM 
Sonderdruck: SF 0-12: 10.- DM 


Redaktion Schwarzer Faden 
Postfach 
7031 Grafenau-1 
PSK Stuttgart, Kto.-Nr. 574. 63-703 


32 blätter des iz3w, Nr. 142, Juni 1987 


Großorganisationen sind nicht nur Emp- 
fänger der großen ausländischen Gelder, 
sondern verfügen außerdem über einen 
Verwaltungsapparat, der dem staatlichen 
überlegen ist. Sie heben — weit von der 
Zentrale — kleine Tochter- oder Paten- 
torganisationen aus der Taufe, vermitteln 
Kontakte zu Sponsoren. Sie schulen die 
„Kleinen im Management, Organisation 
und Finanzen, Bereiche in denen die en- 
gagierten Graswurzler häufig wenig Vor- 
wissen mitbringen, So schaffen die „5- 
Sterne-NGOs“ einerseits Verbindungen 
unter den kleinen Gruppen, bekommen 
andererseits aber einen Einblick in deren 
Aktivitäten und Finanzierung. Kurz, sie 
arbeiten als bürokratisch vergleichsweise 
effizienter, verlängerter Arm der Regie- 
rung, die im Rahmen des bereits erwähn- 
ten Gesetzes zu Massenorganisationen 
Kontrolle über kleine NGOs gewinnen 
und unliebsame Gruppen ausschalten will. 

Diese Strukturen sind schwer zu durch- 
schauen. Die ausländischen Beobachter, 
die hier auf die große vernetzte, geschulte, 
von „Partizipation“ und „Dezentralisie- 
rung“ sprechende NGO-Szenz triffe, kann 
nur beeindruckt sein. Noch viel beein- 
druckter zeigen sich die kleinen NGOs, in 
den entlegensten Dörfern und Provinzen, 
zu denen plötzlich der Abgesandte einer 
5-Sterne-NGO aus Jakarta kommt, ein 


Schulungsseminar in der Provinzhaupt- 
stadt anbietet und Gelder von der großen 
Ford-Foundation aus dem entfernten 
Amerika oder der etwas kleineren Ade- 
nauer Stiftung aus Deutschland zu organi- 
sieren verspricht. 

Neue soziale Bewegung ist das nicht. 
Der Weg führt zurück zu den Strukturver- 
änderern, die sich als Einzelkämpfer „be- 
freite Gebiete" schaffen können: die 
streikbereite, geschulte Arbeiterschaft an 
zwei Betrieben einer Stadt, die wider- 
spruchsbereite und innovationsfreudige 
Bauernschaft in dem Dorf, wo die „Grüne 
Revolution“ nur schlechten Reis gebracht 
hat. Auch diese Gruppen müssen sich ver- 
netzen, untereinander schulen, überört- 
lich Erfahrungen austauschen und Aktio- 
nen durchführen. Wenn in fünf Städten die 
Arbeiter — unterstützt von NGOs — ge- 
meinsam streiken, geht hier die Arbei- 
terbewegung nicht den Weg zur Diktatur 
des Proletariats, sondern eine „neue so- 
ziale Bewegung“ zeigt ihre Früchte. Ansät- 
ze zu solchen Vernetzungen gibt es, aber 
die Indonesische Regierung findet ihre 
Methoden, dies zu erschweren — sei es 
durch die Verletzung des Briefgeheimnis- 
ses oder die beschriebenen vertikalen 
Zwangsvernetzungsstrategien. 

Die Frage bleibı, ob cin Volk, das seit 
Jahrhunderten bürokratischen Zentralis- 


‚mus und obrigkeitsstaatliches Denken ge- 


wöhnt ist, sich in naher Zukunft „bewe- 
gen“ wird. NGOs können mit Bewußt- 
seinsänderungen „zur Seite stehen“, müssen 
aber darauf achten, nicht selbst wieder zu 
kleinen zentralistischen Bürokratien zu 
werden, die Bedürfnisse und Wünsche der 
Bevölkerung besser kennen als diese 
selbst. 


Anmerkungen: 

1. Rainer Werning: Indonesien 1965-1985, Lunge 

Schatten des Terrors, Münster 1985. $. 28 

In Indonesien sind knapp 90 % der Bevölkerung 

Muslims und ca. 8 % Christen. 

. Pancasila ist die bereits von Präsident Sukarno ent- 
worfene Staatphilosophie. Sie umfaßt $ Prinzipien: 
Glauben an einen Gott, nationale Einheit, Huma- 
nität, Demokratie und soziale Gerechtigkeit, 

Die Anerkennung der Pancasila als oberstes Prin- 
zip trifft vor ullem die islamischen Gruppen, die 


w 
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noch immer von der Gründung eines islamischen 


Staates träumen. 
4. Berita Buana (Jakarta) vom 21. 12. 83., zit. nach 
Rainer Werning, a.4.0.$.51 
5. Government grip of workers’ organisation tighte- 
ned. In: TAPOL Bulletin No. 73. Januar 1986 
Kandyawaun. Idealisme: Di mana Petanya utuk 
Lembaga Swadaya, In Bulletin Bina Desa, No. 53,, 
Juni,$.4 
7. Sekretariat Bina Desa: Katalog Bina Desa, Profil 
Lembaga-Lembaga Swasta Pengembang Masyara- 
kat, 4. Auflüge, Jakarta 1983 


— Erika Jung — 
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Rechtshilfe in Indonesien 


Fall Simpruk: /08 Familien wurden 
aus ihren Häusern in Simpruk vertrie- 
ben, da ihr Land, auf dem sie wohnten, 
an ein Bauunternehmen verkauft 
wurde, das auf dieser Fläche eine Sied- 
lung für reiche Indonesier bauen wollte. 
Die Familien erreichten durch die 
Unterstützung des indonesieschen 
Rechtshilfeinstitus LBH (Lembaga 
Bantuan Hukum ) wenigsten, daß sie 
Entschädigung für das verlorene Land 
erhielten Zu Beginn er Auseinanderset- 
zung war dies keineswegs sicher. 

Fall Dietje: Pak De, ein » Wunderhei- 
ler«, wird angeklagt, das Photomodell 
Dietje in Jakarta ermordet zu haben. 
Der Fall stößt auf großes öffenliches 
Interesse, da es Gerüchte gibt, Dietje sei 
einem Mordauftrag zum Opfer gefallen 
und mit Pak De solle ein Unschuldiger 
verurteilt werden, um den Mordauftrag 
zu vertuschen. Er wendet sich an LBH 
und bittet um Verteidigung. 

Fall P.T. Textra: Arbeiter der Firma 
PT. Textra wehren sich gegen neue 
Verordungsn des Managemenis, das 
Management entlässt daraufhin Arbei- 
ter. LBH hilft den Arbeitern, ihre For- 
derungen gegenüber Regierungsstellen 
und dem Parlament zu venreten und 
vertritt sie auch später vor dem Arbeits- 
gericht. Mit Unterstützung von LBH 
erreichen die Arbeiter einige Teiler- 


LEMBAGA BANTUAN HUKUM 


Das Emblem der LBH 


folge, u.a. serzen sie die Bezahlung von 
Überstunden durch. 


Entstehung von LBH, Aufgaben und 
Ziele 

1969 schlug A. Buyung Nasution der 
indonesischen Anwaltsvereinigung 
vor, ein Rechtshilfeinstitut zu gründen, 
das mittellosen Leuten kostenlose 


Rechtsberatung und Rechtshilfe 
gewährt. Während seiner Zeit als 
Amtsrichter hatte er die Erfahrung 
gemacht, daß Leute ohne Geld oder 
Einfluß bei rechtlichen Auseinander- 
setzungen hoffnungslos benachteiligt 
sind. 1970 eröffnete er dann im Auf- 
trag der Rechtsanwaltskammer das 
Rechtshilfeinstitut LBH in Jakarta. 
Dieses Institut hat es sich zur Aufgabe 
gemacht: 1. Armen und bedürftigen 
ohne Rücksicht auf religiöse, rassische 
oder politische Anschauung Rechts- 
hilfe zu gewähren, 2. das Rechtsbe- 
wußtsein innerhalb der Gesellschaft 
zufördern und 3. beim Aufbau und 
der Erneuerung des Rechts und bei 
seiner Durchsetzung mitzuwirken. 
Entwicklung und Organisation von 
LBH 

Inzwischen gibt es in ganz Indonesien 
13 Zweigstellen von LBH, die (bis 
1986) bereits 56.000 Fälle betreut 
haben. Die Art der Fälle reicht von 
Strafprozessen über Scheidungen zu 
Problemen des Bodenrechts, des 
Arbeitsrechts und anderer ziviler 
Rechtsstreitigkeiten. Der Klient wen- 
det sich an ein LBH-Büro, muß ein 
Formular ausfüllen (oder wenn er 
Analphabet ist, die entsprechenden 
Informationen mündlich geben) und 
mit einem Mitarbeiter des teams spre- 
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GABRIELA 


Philippinische Frauen im Kampf 


um ihre Befreiung 

Das „größte Unglück für die philippini- 
schen Frauen seit den letzten hundert Jah- 
ren“, hat Carmen Nakpil das „Maria-Cla- 
ra-Syndrom“ genannt. 

Maria Clara, die weibliche Hauptfigur 
in der Novelle „Noli me tangere“ des phi- 
lippinischen Nationalhelden Rizal, ver- 
körpert all das, was ein tugendhaftes, 
christliches Mädchen ausmacht: sie ist 
hübsch, fügsam, gehorsam und aufop- 
fernd. „Maria Clara“, das ist die Personifi- 
zierung der Fügsamkeit wie sie die Prie- 
ster und Mönche in jahrhundertelanger 
Missionierung und Kolonisierung auf den 
Philippinen gepredigt haben, entspre- 
chend dem Status der Frauen ihrer spani- 
schen Heimat. Im Namen der „Heiligen 
Jungfrau Maria“ verdammten und ver- 
bannten sie all das, was Selbständigkeit 
und Selbstbewußtsein der Filipinas aus- 
machte: Priesterinnenämter, Mitsprache 
bei politischen und militärischen Angele- 
genheiten, Ansehen innerhalb der sozia- 
len Gemeinschaft, relative sexuelle Selbst- 
bestimmung und das Erziehungs- und 
Sorgerecht für die Kinder, die der mütter- 
lichen Linie zugerechnet wurden. Die spa- 
nische Kolonialherrschaft machte sie zum 
Besitz des Mannes, vom Status her Land 
und Vieh gleichgestellt. 


ie perfekt die 300-jährige spani- 
WW sche Domestizierung der Frauen 
gelungen ist, ihre Verbannung in 
Küchen, Kirchen und Kloster, und die 


n. el Pas % Sa Ri 


Verinnerlichung der Tugenden der „Maria 
Clara“, zeigt sich auch heute noch in der 
philipinischen Gesellschaft. „Wir alle ken- 
nen diesen Maria-Clara-Typ“, so Felicitas 
Aquino von GABRIELA. „Man hat uns 
erzählen wollen, daß Maria Clara längst 
tot und begraben ist. Aber wie oft hat 
nicht schon jede von uns zu hören bekom- 
men, daß sie nur deswegen so großartig 
ist, weil sie gerade diese Art von Weiblich- 
keit habe. Und werden nicht oft wir Filipi- 
nas als die begehrenswertesten aller 
Frauen bezeichnet, weil wir so anschmieg- 
sam seien?“ 

Das die Filipinas auch andere „Tugen- 
den“ als die der Maria-Clara haben, haben 
sie während der 400-jährigen „europäi- 
schen“ Geschichte ihres Landes bewiesen. 

Der Kampf für nationale Befreiung und 
Unabhängigkeit auf den Philippinen war 
immer geprägt vom Engagement und Ein- 
satz zahlloser Frauen, aber nur wenige 
von ihnen sind heute namentlich bekannt: 
Gabriela Silang, Gregoria de Jesus, Trini- 
dad Tescon oder Teresa Magbanua. Sie 
waren Frauen, die sich mit der ihnen zuge- 
wiesenen Rolle als Ehefrau und Mutter 
nicht zufrieden gaben und aktiv in die po- 
litische Auseinandersetzung ihrer Zeit 
eingriffen. 

Gabriela Silang führte die Truppen ih- 
res ermordeten Mannes gegen die spani- 
schen Besatzer (1863). Gregoria de Jesus 
gründete Ende des 19. Jahrhunderts die 
Frauenorganisation der Katipunan-Bewe- 


‚lonialmacht 


gung, die mit ihrem Aufstand 1898 die 
philippinische Revolution und Befreiung 
von den Spaniern auslösten. Zur gleichen 
Zeit kämpfte Trinidad Tescon in der anti- 
kolonialen „Women's Masonic Lodge“. Sie 
wurde berühmt durch ihr mutiges Verhal- 
ten während der Kämpfe als „Mutter von 
Biak-nabato“. Wegen ihrer militärischen 
Leistungen wurde ebenfalls 1898 Teresa 
Magbanua unter ihrem Spitznamen Nay 
Isa populär. 


iese Frauen kamen aus sehr per- 
D sönlichen Gründen zu ihren politi- 

schen Aktivitäten, zumeist be- 
stimmt vom Verhalten der Männer (und 
Söhne). So wurde Gabriela Silang erst ak- 
tiv, nachdem ihr Mann ermordet worden 
war, Gregoria de Jesus unterstützte in 
erster Linie ihren Ehemann Andres Boni- 
facio, dem Begründer der Katipunan. 
(Heute begründet die Präsidentin Cory 
Aquino ihr politisches Engagement mit 
dem Satz: „Laßt uns den Kampf Ninoy 
Aquinos fortsetzen“, auch sie wurde erst 
nach der Ermordung ihres Mannes Ninoy 
aktiv.) - 


Die Frauenorganisationen um die Jahr- 
hundertwende, die „Liga Femenina de la 
Paz“, die „Liga Nacional de Damas Filipi- 
nas“, als Teil der philippinischen Unab- 
hängigkeitsbewegung gegen die neue Ko- 
USA, die verschiedenen 


Frauengruppen der politischen Parteien, 
die sich zu Beginn des Jahrhunderts gebil- 
det hatten, bis hin zu den heutigen moder- 
nen „Frauen-Clubs“, sie alle waren im we- 
sentlichen Ableger und Entwicklungsströ- 
mungen aus der jeweiligen nationalen und 
politischen Bewegung heraus. Diese Be- 
wegungen waren fast ausschließlich von 
Männern dominiert, die die wesentlichen 
Führungspositionen innehatten. 


rst in den 70er Jahren entstand 
während der Studentenproteste ei- 
ne revolutionäre Frauenorganisa- 
tion neuen Types: „MAKIBAKA* = 
KAMPF. Als Teil einer national-demokra- 
tischen Bewegung versuchten diese 


Frauen nicht nur andere Frauen für den ; 
nationalen Kampf zu mobilisieren, son- : 


dern ein spezifisches Frauenbewußtsein 
zu entwickeln und forderten als erste eine 
umfassende Befreiung der Frau. Die wich- 
tigste Organisatorin von MAKIBAKA 
war Laurie Barros. Nach der Verhängung 
des Kriegsrechtes 1972 durch Marcos 
wurde MAKIBAKA wie viele andere 
Gruppen gezwungen in den Untergrund 
zu gehen. Mit Laurie Barros gingen zahl- 
reiche Frauen zur „New Peoples Army“, 
dem bewaffneten Arm der verbotenen 
kommunistischen Partei der Philippinen. 
1976 wurde Laurie, erst 28 Jahre alt, nach 
der Flucht aus einem Gefängnis in den 
Bergen bei einem Gefecht verletzt und 
nach ihrer Gefangennahme ermordet. 

Das Vermächtnis der MAKIBAKA- 
Bewegung und die Erfolge der Frauenbe- 
wegung anderer Länder stärkten trotzdem 
das Verlangen vieler Filipinas sich auch 
gegen ihre eigene Unterdrückung und 
Ausbeutung in ihrer patriachalen Gesell- 
schaft zu wehren. 

Die’ tiefe ökonomische und politische 
Krise der Philippinen seit den 80er Jah- 
ren, die zunehmende Verarmung der Be- 
völkerung durch Massenentlassungen (v. 
Dez. 83 — März 84: ca. 1 Million), extre- 
me Preissteigerungen bei den Grundnah- 
rungsmitteln und Lohnabbau, die gleich- 
zeitige Zunahme der Militarisierung, be- 
sonders in den ländlichen Regionen, und 
die brutale Verfolgung Oppositioneller — 
alles das hat vor allem die Frauen in be- 
sonders harter Weise betroffen: sie müs- 
sen z.B. die Familien versorgen, wenn die 
Männer verschleppt oder ermordet, oder 
aus Furcht davor untergetaucht sind. Der 
fast gleichzeitige Aufschwung der Selbst- 
hilfeorganisationen und Gruppen und der 
wachsende Protest gegen die US-Marcos- 
Diktatur, besonders nach der Ermordung 
von Ninoy Aquino, gab der Frauenbewe- 
‚gung verstärkt Auftrieb. 

Auch nutzten die philippinischen 
Frauen die größere Aufmerksamkeit, die 
die Frauenthematik durch die UNO-De- 
kade von 75-85 bekommen hatte, um das 
‚Augenmerk auf ihre spezifischen Proble- 
me zu lenken. 


um organisierten Ausdruck dieser 
Entwicklung wurde GABRIELA 


(General Assembly Binding Wo- 


men for Reforms, Integrety, Equality, Lea- 
dership and Action), der philippinische 
Frauendachverband. 1984 mit 54 Mit- 
gliedsorganisationen gegründet, ist er heu- 
te auf über 80 Organisationen angewach- 
sen. Das Spektrum der Mitgliedsorganisa- 
tionen ist so breit und vielfältig wie die 
Probleme der Frauen in diesem vom Ka- 


Nelie Sancho-Liao 

Ex Schönheitskönigin, Gefangene 
unter Marcos, Generalsekretärin von 
GABRIELA 


1975 wurde von der UNO die Dekade 
der Frau verkündet, aber „Die Dekade 
kam und ging mit herzlich wenig Verän- 
derungen In der Situation der Frauen. 
Nirgendwo ist der traurige Zustand die- 
ser Stagnation sichtbarer und fühlbarer 
als In den Lebensbedingungen der 
Frauen aus der „3. Welt“.“ 


tholizismus geprägten Land. Zwar haupt- 
sächlich von Frauen des Mittelstandes ini- 
tiiert und ins Leben gerufen, spiegelt GA- 
BRIELA heute alle Sektoren der philippi- 
nischen Gesellschaft und die verschiede- 
nen Lebensumstände der Frauen wieder. 
Organisationen der Arbeiterinnen sind 
ebenso Mitglied wie der Gesundheitsar- 
beiterinnen, Künstlerinnen, Studentinnen, 
Hausfrauen oder der Angehörigen von 
Ermordeten und Verschwundenen. 


Die Ziele und Forderungen von GA- 
BRIELA sind so einfach wie komplex: 
— nationale Souveränität 
— Demokratie 
— soziale Verbesserungen 
— Entmachtung des Militärs 
— Landreform 
— Nationalisierung der Industrie. 
Spezifische Frauenforderungen sind: 

— wirkliche Gleichberechtigung im wirt- 
schaftlichen und politischen Leben 
— gleiche Entlohnung 
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— gleiche Zugangschancen im Arbeits- 
und Bildungsbereich 
— eine nicht-sexistische Erziehung 
— Recht auf Selbstbestimmung über den 
eigenen Körper 
— Schutz vor Vergewaltigungen und sexu- 
ellen Belästigungen 
— Gesundheitsfürsorge 
schutz. 
Zum Verhältnis dieser frauenspezifischen 
Forderungen zu den allgemeinen politi- 
schen Forderungen sagt Sister Mary John 
Manaza, die derzeitige Vorsitzende: „Ich 
denke, daß es zwei Hauptprinzipien gibt, 
auf denen die Frauenbewegungen der „3. 
Welt“ beruhen sollten. Die erste ist, daß 
die Frauenbefreiung in der „3. Welt“ nicht 
getrennt vom Kontext des ökonomischen, 
politischen und sozio-kulturellen Lebens 
der Gesellschaft gesehen werden kann. 
Wir können den Frauenkampf nicht als et- 
was Isoliertes vom Kontext der sozialen 
Befreiung betrachten. Aber wir sollten 
nicht warten, bis die Gesellschaft bereit ist 
und uns dann erst mit der Frauenfrage be- 
schäftigen. Es ist uns klar, daß das auch an 
uns selbst gerichtet ist und wir uns zusam- 
mentun müssen und für die Befreiung 
der Frauen kämpfen.“ 


ie einzelnen Arbeits- und Forde- 
D rungsbereiche von GABRIELA 

spiegeln sich auch in den Mit- 
gliedsorganisationen wieder. Eine der 
größten ist die „Arbeiterinnen-Bewegung“ 
KMK > Kilusang Manggagawang Kaba- 
haihan. KMK organisiert Frauen im Indu- 
strie- und Dienstleistungsbereich, wie 
Handel, Verkehrswesen, Restaurants, 
Kommunikationswesen u. ä., wo der An- 
teil der Frauen über 60 % beträgt. 1979 
hatten Arbeiterinnen, z. T. aus den Ge- 


werkschaften, begonnen über den Aufbau 
einer eigenen Organisation zu diskutieren, 
woraus 1983 die „women workers indu- 
strial alliance* entstand. Ein Jahr später 
gründeten die KMK, um neben dem indu- 
striellen Bereich auch die Frauen aus den 
Diensleistungsbetrieben einzubeziehen. 
Im Vordergrund der Arbeit stehen neben 
der gewerkschaftlichen Orientierung und 
Mobilisierung auch die Organisation der 
Gegenwehr auf alle ökonomischen und 
politischen Maßnahmen und Bedingun- 
gen und der Kampf um eine Verbesserung 
der Lebensbedingungen der Arbei- 
terinnen. So versucht KMK in den größe- 
ren Städten Gruppen und Koordinations- 
stellen aufzubauen; bislang gibt es sie in 
der „Freien Produktionszone Bataan“, in 
der überwiegend Frauen beschäftigt wer- 
den, in den Städten Baguio und Cebu, und 
auf der Insel Negros, wo zur Zeit verstärkt 
KMK-Gruppen von den Landarbeiterin- 
nen der Zuckerrohrplantagen gebildet 


werden. ‚ ! 
Der Hauptsitz von KMK befindet sich 


in Metro-Manila. Dort liegt der Arbeits- 
schwerpunkt bei den zahllosen Industrie- 
unternehmen. Wie schwierig sich das in 
der Praxis darstellt, wird daran deutlich, 
daß z.B. 15 Unternehmen, darunter so be- 
deutende wie Triumph Intern., Matell, 


und KMutter- 


ge 


rubber world (addidas) und Stanford, von 
nur 8 Organisatiorinnen betreut weren 
müssen. In einem Interview berichtete ei- 
ner der Organisatorinnen, Nancy: „Die 
Probleme beginnen schon bei dem häufig 
fehlenden Busgeld für die Fahrt zum 
„Einsatzort“. Dazu kommt die lange Ar- 
beitszeit, oft bis spät in die Nacht, da wir 
die Frauen nur nach Arbeitsschluß treffen 
können: dazu gehören Einschüchterungs- 
versuche von Seiten der Firmenleitungen 
und Widerstände in den Be- 
triebsgewerkschaften. Wir versuchen zwar 
immer mit den Gewerkschaften zusam- 
menzuarbeiten, aber manchmal ist es 
wirklich ein hartes Stück Überzeugungs- 
arbeit, den männlichen Kollengen klarzu- 
machen, daß Frauen nicht nur allgemein 
Arbeiter, sondern Arbeiterinnen mit ganz 
eigenen Problemen sind. Wir Frauen ha- 
ben nicht nur Probleme durch unzurei- 
chende Löhne, gesundheitsgefährdende 
Arbeitsbedingungen und willkürliche 
Entlassungen, was ja alle betrifft, sondern 
wir haben auch mit Praktiken zu kämpfen, 
wie Körperkontrollen, z.T. in Gegenwart 
männlicher Sicherheitskräfte, Jungfräu- 
lichkeitstests (bes. in der Elektro-Indu- 
strie), sexuellen Belästigungen und Er- 
pressungen durch Vorgesetzte sowie feh- 
lendem Mutterschutz. Wir diskutieren 
dies in den Frauengruppen und versuchen 
daraus gewerkschaftliche Forderungen 
abzuleiten.“ (KMK arbeitet auf nationaler 
Ebene mit dem engagierten Gewerk- 
schaftsdachverband KMU zusammen.) 

Offel, ebenfalls KMK-Organisatorin: 
„Ich spreche die Frauen hauptsächlich auf 
ihre ständige Doppelbelastung an. Das ist 
etwas, was sie jeden Tag erleben und mit 
zu ihren größten Problemen gehört. Oft 
sind sie 8 bis 10 Stunden in der Fabrik, be- 
nötigen 2 Stunden für die Fahrt, danach 
müssen sie noch waschen, kochen, Ehe- 
mann und Kinder versorgen, so daß sie 
häufig nur auf 4-5 Stunden Schlaf und Er- 
holung kommen. Wir diskutieren in unse- 
ren Gruppen auch, wie das Verhalten der 
Ehemänner in Bezug auf Mitarbeit ist. 
Gegenseitig bestärken wir uns bei unseren 
Treffen. auf unsere Rechte als Mensch zu 
bestehen!* 
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Philippinische Frauen werden als Quelle billiger Arbeitskraft 


von GABRIELA sind die cher mit- 

telschichtorientierten Verbände 
„WATCH* = women!’s alliance for a true 
change, und „WOMB“ = giving order die a 
new life, Sie organisieren Diskussionsver- 
anstaltungen wie das „Samstags-Früh- 
stücks-Forum“ in einem bekannten Cafe 
in Manila zu aktuellen politischen und 
frauenrelevanten Problemen. Ende 1986 
eröffneten die Mitarbeiterinnen von 
WOMB das erste „Chrises-Intervention- 
Center“, eine Beratungs- und Unter- 
kunftsmöglichkeit für _vergewaltigte 
Frauen. Vergewaltigung, genau wie andere 
Formen der Gewalt gegen Frauen, waren 
und sind in dieser katholischen Gesell- 
schaft weitgehend tabuisiert. Von den po- 
litisch engagierten Organisationen wird 
dieses Thema fast ausschließlich in Bezug 
auf weibliche, politische Gefangene disku- 
tiert, der Bereich der Gewalt in den Fami- 
lien aber bislang (noch) nicht angetastet. 
WATCH und WOMB haben hier ebenso 
erste Vorstöße unternommen wie bei der 
Diskussion um Scheidungs- und Abrrei- 
bungsmöglichkeiten, was beides durch 
den Einfluß des Klerus verboten wurde. 
Die Frauen wollen zumindest als kurz- 
fristiges Ziel die Möglichkeit zur Abırei- 
bung bei Gefahr für die Frau und bei Ver- 
gewaltigung erreichen. Wie wichtig gerade 
diese Forderung für die Frauen ist, zeigen 
jene Fälle, in denen Frauen und Mädchen 
gezwungen wurden, ihren Vergewaltiger 
zu heiraten, um die Familienehre wieder- 
herzustellen. 


Z wei andere Mitgliedsorganisationen 


In Manila gibt cs nach Schätzungen ca. 
90.000 „Hospitality-girls“ und mehr als 
5.000 Kinder-Prostituierte, in Angeles- 
City und Bolongapo, nahe den US-Mili- 
tärbasen, fast 20.000 Prostituierte, zusätz- 
lich unzählige Bar- und „Zimmer*-mäd- 
chen, die ebenfalls der Prostitution nach- 
gehen. Hinzu kommen die Frauen, die ih- 
ren Lebensunterhalt im Pornographie- 
Geschäft verdienen müssen. Eine beson- 
dere Rolle spielt das „Geschäft“ mit der 
Vermittlung philippinischer Frauen an 
heiratswillige Europäer, Amerikaner und 


von multinationalen Konzernen ausgenutzt 


Australier. Gegen diese Ausbeutung und 
Unterdrückung als „Sex-Sklavinnen” weh- 
ren sich die philippinischen Frauenorgani- 
sationen u. a. durch Demonstrationen vor 
den verantwortlichen Ministerien und 
ausländischen Botschaften. Eigene Ar- 
beitsgruppen innerhalb der GABRIELA- 
Organisationen beschäftigen sich mit dem 
Thema, erstellen Dokumentationen und 
Studien und versuchen vor allem konkrete 
Hilfen für die betroffenen Frauen und 
Kinder zu geben (alternative Arbeitsmög- 
lichkeiten, Rechtsschutz u.a.). Von beson- 
derer Bedeutung ist die vor kurzem ge- 
gründete Organisation AID = Alliance 
against Institutionalized Dehumanization, 
die sich mit dem AIDS-Problem unter 
philippinischen Prostituierten auseinan- 
dersetzt. Nach Angaben der Weltgesund- 
heitsorganisation haben die Philippinen 
die drittgrößte Anzahl von AIDS-Erkran- 
kungen in Asien, vorwiegend in den Ver- 
gnügungszentren der Militärbasen der 
USA. AID bereitet zusammen mit einer 
Gruppe von Prostituierten aus Olongapo 
und Angeles-City eine Klage gegen die 
US-Regierung wegen dieser Konzentra- 
tion von AIDS im Bereich des US-Militärs 
vor. Sie fordern AIDS-Teste für stationier- 
te US-Militärs und daß Infizierte nicht 
mehr die Vergnügungsviertel besuchen 
dürfen. Zugleich fordern sie die Abschaff- 
ung der Basen noch vor Auslaufen des 
Vertrages 1991. AID startete parellel dazu 
eine Aufklärungskampagne unter den Be- 
schäftigten der Vergnügungsviertel über 
Schutzmöglichkeiten vor AIDS-Anstek- 
kung. 


Is neuestes Mitglied von GABRIE- 

LA wurde im Oktober 86 „AMI- 

HAN", eine nationale Föderation 
von Landfrauen, aufgenommen. Mit der 
Gründung von AMIHAN wurde der Tat- 
sache Rechnung getragen, daß von den 
26,7 Millionen Frauen des Landes 67 % 
zur ländlichen Bevölkerungsgruppe gchö- 
ren. Der ländliche Bereich gehört zu den 
am stärksten unterdrückten und ausge- 
beuteten Gebieten. Die Frauen haben so- 
wohl unter den minimalen Existenzbedin- 
gungen zu leiden mit all den negativen Be- 


gleiterscheinungen wie Hunger und Un- 
terernährung, hohe Kindersterblichkeit, 
schlechte medizinische Versorgung und 
kaum vorhandene Bildungsmöglichkeiten, 
als auch unter dem hohen Grad an Milita- 
risierung und Repression. Hinzu kommt 
eine ausgeprägte patriachale Struktur der 
ländlichen Gesellschaft,-die die Unterord- 
nung der Frauen unter die Herrschaft des 
„padre de familia* verlangt. AMIHAN 
will in ihren Aktivitäten gegen diese ver- 
krusteten Strukturen angehen, indem sie 
Bewußtseinsarbeit unter den Landfrauen 
verstärkt und mit ihnen zusammen für 
gleiche politische und ökonomische Rech- 
te streitet. Im Mittelpunkt steht dabei die 
Forderung nach einer wirklichen Landre- 
form, die auch Frauen das Recht auf 
Landerwerb und Landbesitz sichert. 


ABRIELA versteht sich als muliti- 

sektoraler Verband, der die Arbeit 

der Mitgliedsorganisationen 
durch Koordination und Vernetzung un- 
terstützt, Hilfestellung gibt bei Aufbau 
und Neubildung von Gruppen, und über- 
regionaler Kongresse und Versammlun- 
gen oder bei der Erarbeitung von Pro- 
blembereichen. 

Die Delegierten der Mitgliedsorganisa- 
tionen bestimmen auf dem jährlichen 
„Nationalen Kongreß“ die Rahmenarbeit 
von GABRIELA, verabschieden Deklara- 
tionen zu aktuellen Themen und Aktions- 
programme. Zu den ständigen Repräsen- 
tantinnen gehören diejenigen der Berei- 
che „Städtische Arme“, „Studentinnen“, 
„Frauen ethnischer Minderheiten“, „Ar- 
beiterinnen“ und „Landfrauen“; sie bilden 
zusammen mit den Delegierten der regio- 
nalen Arbeitsgruppen GABRIELA Min- 
danao und GABRIELA Manila sowie 
dem überregionalen GABRIELA-Büro in 
Manila das „Nationale Gremium“ des 
Frauendachverbandes. 

Ein großer Teil der Mitgliedsorganisa- 
tionen ist nach Berufsgruppen organisiert 
wie z.B. die Arbeiterinnen, Landfrauen, 
Frauen im Gesundheits- oder Medienbe- 
reich usw. Andere beschäftigen sich mit 
übergreifenden Themen wie die Gruppen 
„Parents Alternativ ins.” mit alternativer 
Kleinkinderziehung, „MARTYR" mit der 
Situation der Verschwundenen und deren 
Angehörige oder „BUNSO* mit den Pro- 
blemen von Muttermilchersatznahrung 
und den Praktiken der Babynahrungsher- 
steller. Insofern unterscheiden sich die 
einzelnen Gruppen in ihren Schwerpunk- 
ten, Zielgruppen und Aktivitäten, treffen 
sich aber wieder in dem gemeinsamen 
Kampf gegen Unterdrückung und Diskri- 
minierung von Frauen und der Ursachen- 
erklärung des philippinischen Volkes 
durch „imperialistische Kratte”, „lokale 
Eliten“ und die herrschenden „patriarcha- 
len Strukturen“. Daß diese gemeinsame 
Grundlage in konkreten Fällen nicht im- 
mer zu einheitlichen Entscheidungen 
führt liegt in der Natur einer derart struk- 
turierten Organisation wie GABRIELA. 
So konnten sich die Delegierten des „Na- 
tionalen Kongresses“ Ende 1985 nicht auf 


eine gemeinsame Linie in Bezug auf 
„Wahlboykott“ oder „Wahlbeteiliging* an 
den Präsidentschaftswahlen im Januar 
1986 einigen. Nach einem langen und 
schmerzlichen Diskussionsprozeß wurde 
die Entscheidung den jeweiligen Mit- 
gliedsorganisationen freigestellt. Die ein- 
zelnen Frauen-Organisationen sind eigen- 
ständige Verbände, die teilweise wieder- 
um aus verschiedenen Gruppen und Ein- 
zelpersonen bestehen. Sie stehen überwie- 
gend den engagierten und „cause-orient- 
ed-groups“ nahe und arbeiten mit ihnen 
auf ihren jeweiligen Gebieten zusammen. 
So ist z. B. „KMK“ Mitglied des fort- 
schrittlichen und kämpferischen Gewerk- 
schaftsdachverbandes „KMU“, „AMI- 
HAN“ Mitglied des nationaden Bauern- 
verbandes „KMP*, „SAMAKA“ Teil des 
nationalen Studentenverbandes „LFS“. Je 
nach Thema und Aktualität arbeiten die 
Frauenorganisationen mit Menschen- 
rechtsvereinigungen, kirchlichen Grup- 
pen, progressiven Lehrerverbänden, den 
Aktionsgruppen gegen das Kernkraftwerk 
in Bataan (dessen Inbetriebnahme von 
Präsidentin Aquino nicht genehmigt wur- 


de) oder der „Koalition für atomwaffen- 


freie Philippinen“ zusammen. GABRIE- 
LA selbst ist wiederum Mitglied bei 
BAYAN, einem im März 85 gegründeten 
Bündnis von über 500 Organisationen, 
deren politische Plattform die Forderung 
nach „populärer Demokratie, nationaler 
Souveränität und nationaler Einheit, ei- 
genständiger wirtschaftlicher Entwicklung 
sowie Auflösung der US-Basen“ ist. Frau 
Mananzan, Vorsitzende von GABRIELA, 
ist derzeit auch eine der drei Vorsitzenden 
von BAYAN. 


ichtiger Teil der Arbeit von GA- 
W=# ist die überregionale 

Öffentlichkeitsarbeit zu frauen- 
relevanten Themen; sie reicht von Kam- 
pagnen für die Freilassung von weiblichen 
politischen Gefangenen, Protestmärschen 
gegen das Kernkraftwerk in Bataan, Pro- 
testaktionen gegen die Sexindustrie, Fric- 
densmärsche gegen Militarisierung u.ä. bis 
hin zu Vorschlägen für Gesetzesvorlagen 
im frauenspezifischen Bereich. Im Som- 
mer 86 hatten GABRIELA Arbeitsgrup- 
pen Vorschläge zu den Themen „Ehe und 
Familie" für die verfassungsgebende 
Kommission „Con Com“ erarbeitet. In die 
Verfassung, der im Januar 87 fast 80 % 
der Bevölkerung zustimmten, fanden all- 
derings Vorschläge zur Ehescheidung und 
Abtreibung aufgrund der überwiegend 
konservativen katholischen Mehrheit der 
Kommission keinen Eingang. GABRIE- 
LA plant und bereitet zudem Aktionen 
zum 8. März, dem Internationalen 
Frauentag, zum 1. Mai, dem Internationa- 
len Tag der Arbeit, dem 21. August, dem 
Jahrestag der Ermordung Aquinos und 
zum 28. Oktober, dem nationalen 
FRAUENPROTESTTAG, vor. 

Das Büro in Manila ist zuständig für die 
internationale Netzwerkarbeit der 
Frauen. Der Schwerpunkt liegt dabei im 
asiatischen Raum. Zu dieser Arbeit ge- 
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hörte die Teilnahme an dem NGO-Forum 
der Weltfrauen-Konferenz 85 in Nairobi. 
GABRIELA selbst organisiert jedes Jahr 
die WISAP-Konferenz (womens interna- 
tional solidarity affair in the philippines), 
zu der Teilnehmerinnen aus der ganzen 
Welt eingeladen werden, um die Lebens- 
bedingungen philippinischer Frauen ken- 
nenzulernen und gemeinsame Erfahrun- 
gen herauszuarbeiten. Um all diese Akti- 
vitäten der Öffentlichkeit darzustellen 
und zu vermitteln, gibt GABRIELA vier- 
teljährlich eine Zeitung heraus: „womens’s 
update“. Diese ist wichtigstes Diskussion- 
und Aktionsforum für ihre Mitgliederin- 
nen. 


50 Jahre nachdem die philippinischen 
Frauen das Wahlrecht erhielten, haben 
400 Delegierte der unterschiedlichsten 
Frauenorganisationen im Oktober 84 die 
erste Frauenpartei gegründet: KAIBA. 
Ähnlich wie GABRIELA vertritt sie 
durch gewählte Repräsentantinnen die 
verschiedenen Gesellschaftsbereiche. Die 
persönliche Verknüpfung von GABRIE- 
LA und KAIBA sind offensichtlich nicht 
zufällig, die überwiegende Zahl der für 
KAIBA gewählten Frauen ist auch für 
GABBRIELA aktiv, Die ehemalige Vorsit- 
zende von GABRIELA und jetzige So- 
zialministerin Mita Pardo de Tavera nann- 
te die Gründung von KAIBA „einen Mei- 
lenstein und Wendepunkt im Kampf der 
philippinischen Frauen für Gleichberech- 
tigung”. Es sei „höchste Zeit, daß Frauen 
aktiv am Aufbau der philippinischen Na- 
tion beteiligt werden”. 

Christa Weltring 


Quellen: 

GABRIEALA. Convention Proceedings. März. 1985 

GABRIELA. Konferenzbericht der WISAP 86, 
März 86 

wonem's update, Ausgaben 1/1 - 1172 

Babaylan. No. 1. Center for Women's ressources 
1984 

Sunday. Sonntagsbeilage der Zeitung MALAYA. 
2. März 86 

eigenes Interviewmaterial vom Febr /März 86 
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Rüstung 


Der gemeinsame Griff 
nach der Bombe 


Die Kontrolle über den Uranexport aus Namibia (siehe Blätter 


Die nukleare Zusammenarbeit zwischen Südafrika und Taiwan 


des iz3w, Nr.135, Aug.86) und die Möglichkeit, selbst bombenfähi- 
ges Material zu produzieren, machen das südafrikanische Minder- 
heitsregime zu einem unkalkulierbaren Faktor im perversen Nukle- 
argeschäft. Die westlichen Industrieländer kaufen das namibische 
Uran trotz überhöhter Preise, weil es international nicht kontrolliert 
werden und deshalb militärische Verwendung finden kann (Atom- 
waffensperrvertrag, siehe Blätter des iz3w, Nr. 130, Dez. 1985). 


zu den sogenannten nuklearen 

Schwellenländern gerechnet. Dazu 
zählen Staaten, die über Know-how und 
Materialien zur Entwicklung nuklearer 
Waffen verfügen und sich in einer politi- 
schen Situation befinden, die eine tatsäch- 
liche Herstellung für den Staat wün- 
schenswert erscheinen läßt. Die kleine In- 
selrepublik erhebt nach wie vor den An- 
spruch, das ganze chinesische Volk zu ver- 
treten, andererseits fühlt sich der Staat mit 
18 Mio. Einwohnern von dem nur wenige 
km entfernten Giganten mit seiner Mil- 
liarde Menschen bedroht, zumal die 
VRChina ihrerseits immer wieder An- 
spruch auf ihre „Inselprovinz Taiwan“ er- 
hebt. Seit die meisten Staaten der Erde di- 
plomatische Beziehungen zur VRChina 
aufgenommen hatten und ihre Vertretun- 
gen in Taiwan schlossen, ist das Land zu- 
nehmend in die internationale Isolation 
geraten. Vor allem der Abbruch der diplo- 
matischen Beziehungen durch die USA 
und die Kündigung des Beistandspaktes 
hat die taiwanische Sicherheitspolitik in 
Frage gestellt.' Erschwerend kommt hin- 
zu. daß die VRChina ihren Anspruch auf 
ein ungeteiltes China mit den Regelungen 
‚über die Wiedereingliederung von Hong- 
kong und Macao in den chinesischen 


D ie Republik China (=Taiwan) wird 


Staatsverband bisher wirkungsvoll durch- 
setzen konnte.’ Seit der Öffnung Chinas 
wird die Situation für die Guomindang- 
Diktatur auch wirtschaftlich problema- 
tisch. Taiwan, mit einem für asiatische 
Verhältnisse hohen Lohnniveau, wird für 
vicle westliche Konzerne als Billiglohn- 
land weniger attraktiv im Vergleich zu 
China und den südostasiatischen Staaten.? 
Eine nuklcarce Bewaffnung wäre für das 
Regime in Taipeh sowohl ein innenpoliti- 
scher Prestigegewinn als auch eine ent- 
scheidende militärische und politische 
Stärkung gegenüber China.’ Obwohl Tai- 
wan, relativ zur Bevölkerungszahl gese- 
hen, das hochgerüstetste Land der Welt 
ist’— z.B. ist ein Drittel des ganzen Lan- 
des militärisches Sperrgebiet — war es im 
nuklearen Bereich der Atommacht China 
bislang unterlegen. Taiwan hat bereits 
mehrere Siedewasserreaktoren von 636 
und 950 MW zur Stromerzeugung in Be- 
trieb und bezicht aus der Kernenergie 
37% seines Strombedarfs.* Zusätzlich be- 
sitzt das Land auch Forschungsreaktoren, 
u.a. einen Schwerwasserreaktor, der von 
Kanada geliefert wurde und sich zur Pro- 
duktion von Plutonium eignet.’ Allerdings 
hatte Taiwan den Atomwaffensperrver- 
trag unterschrieben und unterlag damit 
den Kontrollen der internationalen Be- 


hörde IAEO bis zu seinem Ausschluß 
1972, war aber danach noch immer an das 
bilaterale Kontrollabkommen mit den 
USA gebunden.* Unter Umgehung dieser 
Kontrollen wurde 1976 aus dem For- 
schungsreaktor heimlich Brennstoff ent- 
fernt und in einer Laboranlage für Wie- 
deraufbereitung in 0,5 kg Plutonium auf- 
bereitet. Diese Unregelmäßigkeit fiel je- 
doch auf, und auf Druck der USA wurde 
die WAA in Lung Tau abgebrochen und 
das Plutonium herausgegeben.’ Das Inter- 
esse an militärisch nutzbarem radioakti- 
vem Material ist aber offensichtlich vor- 
handen. Seit dem gescheiterten Versuch 
ist Taiwan schr interessiert an dem noch 
nicht ausgereiften, aber voraussichtlich 
hocheffektiven Laser-Isotopen-Anreiche- 
rungsverfahren und unterhält dafür eigene 
Forschungsprogramme.'” Seit dem Ab- 
bruch der diplomatischen Beziehungen zu 
den USA könnte sich Taiwan auch nicht 
dann sollten dies auch die demokratischen 
Länder tun, eine Kooperation bei der 
friedlichen Nutzung der Kernenergie und 
bei der militärischen Entwicklung sei 
möglich.'* Vertraglich wurde auch die Lie- 
ferung von 4000 ı Rössing-Uran zum 
Preis von 520 Mio. Dollar an Taiwan für 
eine Lieferfrist von 1984. bis 1990 gere- 
gelt.'“ Dem gingen aber auch schon ande- 
re Lieferungen voraus, z.B. hat Südafrika 
Mitte der 70er Jahre an Taiwan 160 t 
Uran für einen Schwerwasser-For- 
schungsreaktor verkauft.'* Immer wieder 
tauchen seitdem Gerüchte über eine Zu-. 
sammenarbeit beider Länder in der Nu- 
kleartechnologie auf und die Vermutung, 
daß Taiwan mittlerweile im Besitz von 
Kernwaffen ist, scheint sich immer mehr 
zu erhärten. Bereits 1978 wurde allgemein 


als gesichert angenommen, daß drei Staa- 
ten, nämlich Israel, Indien und Taiwan, 
bereits im Besitz von Atomwaffen seien.’ 
Am 13.9.1980 berichtete die „Washington 
Post“ von einem informellen atomaren 
Bündnis zwischen Israel, Südafrika und 
Taiwan.'* Kurz darauf, am 9.12. desselben 
Jahres, wußte das Blatt zu berichten, daß 
die CIA Untersuchungen anstellte, ob Is- 
rael durch ranghohe Mitglieder der US- 
Luftwaffe Zugang zur Nukleartechnologie 
erhalten haben könnte, die in einem ge- 
meinsamen Programm zur Entwicklung 
von Cruise Missiles an Südafrika und Tai- 
wan weitergegeben worden sei.'” In diesen 
Rahmen paßt auch der Besuch des Stab- 
chefs der taiwanesischen Streitkräfte, Ge- 
neral Hao, am 28.4.1983 in Windhoek, 
‚wobei der General es für nötig hielt, sein 
Desinteresse an Waffenkäufen in Namibia 
zu unterstreichen.?" Allerdings werden in 
Namibia direkt keine Waffen hergestellt — 
sein Interesse hätte höchstens dem Rös- 


sing-Uran gelten können. 
D Möglichkeiten sich für Südafrika 
bieten, durch Uran-Exporte neue 
politische Verbündete — der Vizepräsi- 
dent war als einziger ausländischer Staats- 
gast bei Bothas Amtseinführung als 
Staatspräsident zugegen — und wirt- 
schaftliche Partner zu erwerben. Nicht nur 
Südafrika selbst wird durch Rössing mit 
nuklearem Material versehen, sondern 
durch Export und Technologie-Transfer 
mehr an das bilaterale Kontrollabkom- 
men mit den Vereinigten Staaten gebun- 
den fühlen, d.h. das Land könnte eigent- 
lich unkontrolliert an der Entwicklung 
von Atomwaffen arbeiten. Allerdings hät- 
te dies mit ziemlicher Sicherheit US-Sank- 
tionen zur Folge, was sich Taiwan ange- 
sichts der fortgesetzten Lieferung von 
konventionellen Waffen durch die USA 
nicht leisten kann.! 


H 


.ben sich Gemeinsamkeiten in dem von 
beiden Regimes geteilten extremen Anti- 
kommunismus als auch — daraus resultie- 
rend — auf militärischem Gebiet. Schon 
Mitte der 70er Jahre war das US-State 
Department aufmerksam geworden auf 
die Gefahr, daß sich ein „Club of outlaw 
countries“ zu nuklearer Zusammenarbeit 
entschließen könnte.'? Dazu zählten inter- 
national weitgehend isolierte Staaten wie 
Südafrika, Taiwan, damals auch noch 
Rhodesien und Iran, das von Begin regier- 
te Israel, Paraguay u.a.m. Der potentielle 
Versorger mit nuklearem Material wäre 
Südafrika gewesen. Tatsächlich begann 
Anfang der 80er Jahre, kurz nachdem Tai- 
wans außenpolitische Isolierung mit dem 
diplomatischen Rückzug der USA ver- 
vollständigt wurde, eine rege politische, 
wirtschaftliche und militärische Zusam- 
menarbeit zwischen Taiwan und Südafri- 


as Beispiel Taiwan zeigt, welche 


Taipeh aber der Apartheidstaat in- 


ier wurde für die rechte Diktatur in | 


teressant. Sowohl ideologisch erga- : 


ka.'? PW. Bothas Besuch im Spätsommer 
1980 bildete den Auftakt, und bereits da- 
mals wurde eine Zusammenarbeit auf vie- 
len Gebieten, einschließlich dem der Nu- 
kleartechnologie vereinbart. Auf einer 
Pressekonferenz erklärte Botha, wenndie 
kommunistischen Länder zusammenar- 
beiteten, um ihre Interessen zu wahren, 
trägt dieses Land zur nuklearen Labilisie- 
rung bisheriger Nebenkriegsschauplätze 
im Ost-West-Konflikt bei.’! Südafrika, das 
in den letzten Jahren immer stärker als 
Waffenexporteur auch im konventionellen 
Bereich hervorgetreten ist, nachdem Län- 
der wie die Bundesrepublik den Apart- 
heidstaat mit dem notwendigen techni- 
schen Know-how versehen haben,?? ist 
selbst mit großer Wahrscheinlichkeit eine 
Atommacht. Bereits 1976 wies Radio Joh- 
annesburg „ausländische“ Kritik an dem 
AKW-Geschäft mit Frankreich, die Süd- 
afrika die Absicht unterstellte, sich nun- 
mehr zur Kernwaffenmacht entwickeln zu 
wollen, mit dem Hinweis zurück, daß Süd- 
afrika diese Kapazität längst schon besit- 
ze.” Am 23.8.1977 gab der damalige 
französische Außenminister Guiringaud 
bekannt: „Wir haben tatsächlich Nachrich- 
ten, wonach in Südafrika Vorbereitungen 
zu einer Nuklearexplosion getroffen wer- 
den, die, wie die Südafrikaner behaupten, 
friedlich sein soll.” Am 22.9.1979 wurde 
von einem US-Satelliten ein Lichtblitz re- 
gistriert, wie er charakteristisch für die 
Explosion einer Atombombe ist. Südafri- 
ka streitet den Versuch bislang offiziell ab, 
obwohl die CIA davon ausgeht, daß es 
sich tatsächlich um einen Bombentest ge- 
handelt habe.?* Nach der Mitteilung eines 
Mitarbeiters der Bonner ANC-Vertretung 
‚hat die CIA mittlerweile herausgefunden, 


‘daß Südafrika jeztz schon über 8 Bomben 


18. 


Wie die Konsequenz aussicht, die die 
weißen Südafrikaner zu ziehen bereit, fä- 
hig und willens sind, hat der ehemalige 
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stellvertretende _Verteidigungsminister 
Coetzee unmißverständlich allen, die es 
hören wollten, zur Kenntnis gebracht: 
„Für Südafrika wäre es als Land mit nu- 
klearem Potential sehr dumm, dies als 
letztes Mittel der Verteidigung nicht zu 
.nutzen.“?” Damit meinte er sicherlich 
nicht nur die Verteidigung nach außen, 
sondern auch nach innen, gegen das eige- 
ne Volk. Wer glaubt, das wäre den „Buren“ 
nicht zuzutrauen, der kennt sie leider 


schlecht. Red./Christoph Marx 
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Äthiopien 


„Eine unvergessliche Erfahrung...“ 


Während eines Aufenthaltes in Khartun _ 
im Sommer 1986 lernte ich Ato B. ken- 
nen, einen etwa 40-jährigen Eritreer, der 
seit Anfang des Jahres als politischer 
Flüchtling im Sudan lebte. Obwohl erst 
seit kurzem im Sudan, ging es ihm im Ge- 
gensatz zur Masse seiner Landsleute, die 
dort als Flüchtlinge leben, materiell gut. 
Er arbeitete als leitender Manager einer 
mittleren sudanesischen Firma und er 
wurde für die Verhältnisse im Sudan gut 
bezahlt. 

Auch in Äthiopien hatte Ato B. zu den 
Bessergestellten gehört. In Eritrea gebo- 
ren und aufgewachsen, war er als junger 
Mann nach Addis Abeba gegangen und 
hatte dort die Oberschule und die Univer- 
sität besucht. Nach einem Studium der 
Volkswirtschaft und Jura arbeitete er vor 
und nach dem Umsturz von 1974 in ver- 
schiedenen Betrieben und Unternehmen. 
Zuletzt war er ein leitender Manager in 
einer jener Dachgesellschaften, in die die 
Militärregierung nach 1975 die verstaat- 
lichten Betriebe jeweils einer ganzen 
Branche zusammengefaßt hatten. 

Obwohl Eritreer von Herkunft, scheint 
sich Ato B. in der Vergangenheit nicht ak- 
tivam Kampf der eritreischen Unabhän- 
gigkeitsbewegung gegen die äthiopische 
Zentralregierung beteiligt zu haben. So- 
weit es nach den verschiedenen Gesprä- 
chen und seinem Auftreten mir zu beur- 
teilen möglich ist, gehörte er in Addis Ab- 
beba auch nicht dem in Zellen organi- 
sierten Untergrund der EPLF an, mit der 
er jetzt im sudanesischen Exil offen sym- 
pathisiert. 


ein Fortgang aus Äthiopien fand 
M Mitte November 1985 statt. Die 

Gründe für meinen Weggang wa- 
ren wirklich vielfältig, angefangen damit, 
daß ich im Jahre 1984 wegen einiger dum- 
mer Anschuldigungen 7 Monate inhaftiert 
war. Und danach war der Sicherheits- 
dienst dauernd hinter mir her. Ich wurde 
regelrecht schikaniert. Mir war hinter- 
bracht worden, daß sie mich erneut ver- 
haften wollten. Schließlich beschloß ich, 
Äthiopien zu verlassen. Ich verließ Addis 
Abeba unter dem Vorwand, in Asmara ein 
Managertreffen zu haben. Sobald ich dort 
ankam, verließ ich zu Fuß das Land und 
ging in den Sudan. 


Günther Schröder: Um welche Anschuldi- 
gung handelte es sich? 


Ato B.: Ich wurde beschuldigt, den eritrei- 
schen Bewegungen anzugehören, und ge- 
gen das System und die militärische Füh- 


de: ; & 
rerschaft zu sein und so weiter. Es gab 
mehrere Anschuldigungen. 


Schröder: Wer erhob die Anschuldigungen 
gegen Sie? 


Ato B.: Das waren die Angehörigen des 
Politischen Amtes! in dem Betrieb, in dem 
ich nach meinem Transfer zu dieser Ge- 
sellschaft mein Büro hatte, und die Führer 
der Stadtbewohner-Vereinigung?. Ferner 
war über mich ein äußerst unerfreulicher 
Bericht verfaßt worden, der sich in den 
Händen des Leiters des Politischen Amtes 
für die Region Addis Abeba? befand. 


Schröder: Wie wurden Sie verhaftet? 


Ato B.: Nun, eines Tages bekam ich ein 
Schreiben, daß ich zur Abklärung einiger 
Fragen zur Ersten Polizeiwache' kommen 
sollte. Da ich keine Vermutung hatte, daß 


‘ich verhaftet werden sollte und dachte, es 


habe etwas mit meiner Arbeit zu tun, ging 
ich hin und wurde sofort verhaftet. Zuerst 
blieb ich dann in der Ersten Polizeiwa- 
che‘. 


Schröder: Gab es viele politische Gefange- 
ne in der Ersten Polizeiwache? 


Ato B.: Es gab etwa 100 politische Gefan- 
gene. Sie kamen aus allen ethnischen 
Gruppen Äthiopiens — Oromo, Amhara 
usw, 


Schröder: Wessen wurden diese haupt- 
sächlich beschuldigt? Der Zugehörigkeit zu 


einer der Oppositionsbewegungen? 


Ato B.: Bei einigen war es diese Anschul- 
digung, aber es gab eine Vielzahl von Be- 
schuldigungen. Einem Familienvater war 
vorgeworfen worden, er hätte sein Kind 
der Rekrutierung für den Militärdienst 
entzogen, ein anderer wurde beschuldigt, 
auf der Straße ein bestimmtes Mitglied 
der Militärjunta öffentlich beleidigt zu ha- 
ben; wegen Gesprächen, politischen Un- 
terhaltungen mit Freunden. Diese Be- 
schuldigungen waren oft geringfügig und 
durch keine wirklichen Beweise gestützt. 


Schröder: Wurden Sie nach Ihrer Verhaf- 
tung jeden Tag verhört? 


Ato B.: Nein. Den ersten Monat hielten sie 
mich einfach im Gefängnis, ohne mit mir 
auch nur die geringste Diskussion zu füh- 
ren. Erst nach einem Monat sandten sie 
ein Befragungsteam. Drei Leute vom 
CID* kamen zur Polizeiwache. Sie befrag- 
ten mich, und dann entschied jemand, daß 
ich zum CID überstellt werden sollte. 
Dort werden alle politischen Gefangenen 
zum Foltern und Befragen hingebracht. 


Schröder: Wie erfuhr Ihre Familie, daß Sie 
in der Polizeiwache gefangen waren? 


Ato B.: Oh, sie suchten nach mir. In sol- 
chen Fällen geht man zu einigen Leuten 
und zu allen Polizeiwachen, um herauszu- 
finden, wo ist X, wo ist Y und dann findet 
man es im Laufe der Zeit heraus. Manch- 
mal gibt man jemandem 1 Birr” oder ir- 
gendwas und bittet ihn. Es war sogar ein 


Polizist, der deshalb schließlich meine Fa- 
milie anrief und ausrichtete, wo ich wäre. 
Man kann etwas erreichen, wenn man be- 
stechen kann. 


Schröder: Wie lange blieben Sie im CID 
und wie wurde dort verfahren? 


Ato B.: 6 Wochen. 4 Leute fragten mich 
aus, nach meiner Lebensgeschichte, was 
ich machte, welchen Beitrag ich im Lande 
geleistet hätte, meinen Ansichten über die 
Revolution. Es ging um die Erstellung 
meines biographischen Hintergrundes. Sie 
bezogen sich niemals direkt auf das, des- 
sen ich beschuldigt war. Sie gingen die Sa- 
che nicht geradeheraus an: ‚Du wirst die- 
ses und jenes beschuldigt — verteidige 
Dich oder bekenne‘. Ich wußte nicht ein- 
mal, wessen ich genau beschuldigt wurde. 
Wiederholt sagten sie, ich hätte mich mit 
den eritreischen Bewegungen gegen das 
Land an einer Verschwörung. beteiligt. 
Manchmal drohten sie sogar, mich zu 
schlagen. Normalerweise kommt keine 
Person aus diesem Gefängnis heraus, oh- 
ne gefoltert worden zu sein. Ich wurde 
deshalb nicht gefoltert, weil ich mehrere 
Personen im Staatssicherheitsdienst kann- 
te. Leute, die mir wirklich geholfen haben, 
im Gefängnis nicht mißhandelt zu werden. 
Wäre dies nicht gewesen, dann... 


Schröder: Welche Art von Folter wird an- 
gewandt? 


Ato B.: Oh ja, ich sah es jeden Tag gesche- 
hen. Sie schlagen mit Stöcken und elektri- 
schen Kabeln hierhin® und auf die Füße. 
Sie binden dich so’ zusammen und lassen 
dich so etwa eine halbe Stunde — bis du 
bald am Sterben bist. Und manchmal stek- 
ken sie deinen Kopf in ein Faß; eine Tonne 
mit Wasser und sie legen etwas darauf... 
Manchmal nehmen sie Strom, Elektro- 
schocks. Und sie haben eine Art Werk- 
zeug... damit spannen sie die Hände so zu- 
sammen und dann bleiben sie so... das 
Blut kann nicht fließen... manchmal 2-3 
Wochen. Deine Finger können sich nicht 
bewegen, sie sterben ab, es ist keine Re- 
gung möglich. Und du siehst, einige Leute 
sind sehr‘ schlimm gefoltert worden, sie 
können nicht zur Toilette gehen, können 
nicht essen; jemand muß sie zur Toilette 
tragen und sie müssen gefüttert werden, 
wie man ein Baby füttert. 

Die Foltern sind vielfältiger Natur und 
zahlreich... manchesmal mit schweren 
Stöcken, 3 oder 4 Leute prügeln, bis alle 
Stöcke auf deinem Körper zerschlagen 
wurden... Es gibt wirklich zahlreiche Fol- 
terarten. 

Eine andere Art ist psychologischer 
Natur. Manchmal holen sie einen Gefan- 
genen und dann ist er einfach weg... sie 
bringen ihn um, Sie holen dich mitten in 
der Nacht oder um 3-4 Uhr morgens, 
wenn du am tiefsten schläfst... 

Wenn sie dich nachts holen, weißt du 
nicht sicher, was mit dir geschehen wird — 
vielleicht holen sie dich zum Prügeln oder 
sie holen dich, um dich umzubringen. 


Schröder: Wer waren im CID die schlimm- 
sten Folterer? 


Ato B.: Sie haben dort einfache, sehr we- 
nig gebildete Soldaten, analphabetische 
Soldaten, von denen man sich nicht vor- 
stellen kann, daß sie professionelle Befra- 
ger und Untersuchungsbeamte sind; Leu- 
te ohne irgendeine professionelle Qualifi- 
kation oder Leute, die wegen Korruption 
und Veruntreuung öffentlicher Gelder 
verhaftet wurden. 


Schröder: Was geschah nach den Befra- 
gungen, wurden Sie freigelassen? 


Ato B.: Nun — ursprünglich brachten sie 
mich dorthin!", um mich ohne irgendeine 
Berücksichtigung der Gesetze auf Dauer 
festzuhalten. Meine Akte war nicht in die- 
ser Abteilung, sie befand sich im Politi- 
schen Amt bei einem der Spitzenleute der 
COPWE!, 

Im COPWE-Büro hatten sie aus mei- 
ner Person einen ziemlich großen Fall auf- 
gebaut — narürlich entsprechend ihren 
Auffassungen — und ich sollte dauerhaft 
gefangen bleiben. Aber später geschah 
folgendes: einige einflußreiche Personen 
vermochten auf eine freundliche Weise die 
Aufmerksamkeit auf meinen Fall zu len- 
ken. In der Tat wurde ich deshalb von der 
Polizeiwache zum CID verlegt. Mein Be- 
frager pflegte mir, zu guter Letzt, zu sagen, 
ich sei dieses oder jenes angeklagt. Mein 
Fall wurde nicht verhandelt... einfach nicht 
verhandelt. Aber letztendlich wurde be- 
schlossen, daß ich 6 Monate absitzen soll- 
te. Irgendjemand traf die Entscheidung, 
nicht durch Anwendung der Gesetze des 
Landes. So kam ich in das Zentralgefäng- 
nis von Addis Abeba'”. 


Schröder: Wissen Sie, was normalerweise 
mit den Gefangenen im CID geschah, wie- 
viele enılassen, wie viele verlegt und wievie- 
le einfach dabehalten wurden? 


Ato B.: Die Gefangenen haben keine In- 
formation darüber. Sie können nur 
schlußfolgern, wer wohin gegangen ist. Es 
gibt keine Kommunikation. Im CID 
kannst du nicht mal mit vier oder fünf 
Leuten reden. Sie haben dort noch ihr ei- 
genes internes Sicherheitssystem. 

Lassen Sie mich noch etwas zum Leben 
in der Polizeiwache nachtragen... Dort bist 
Du in einem Raum eingeschlossen, selbst 
wenn du urinieren mußt oder wenn du auf 
die Toilette gehen mußt, kannst du nicht 
zur Toileıte gehen, sie öffnen die Zelle nur 
zweimal am Tag, früh am Morgen um 5 
Uhr und abends um 5.30 Uhr. Wegen die- 
ser Schwierigkeiten müssen die Gefange- 
nen folgendes tun: in deiner Zelle gibt es 
ein halbes Faß, dorthin urinierst du. In 
den Polizeiwachen hast du nur 15 Minu- 
ten oder eine halbe Stunde im Freien, un- 
ter der Sonne, ansonsten bist du einge- 
schlossen. 
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Schröder: Wie groß waren die Zellen? 


Ato B.: Nun, einige von ihnen waren schon 
groß. Aber wenn es mehr Gefangene gibt, 
werden sie einfach dazugestopft. Wir hat- 
ten nicht einmal genug Platz zum Schla- 
fen, wir hatten einfach nicht genug Platz 
zum Ausruhen. Ich sage Ihnen, das ist ei- 
ner der schlimmsten Aspekte der Behand- 
lung im Gefängnis, und Organisationen 
wie amnesty international haben hinsicht- 
lich solcher Sachen nichts unternommen. 


Schröder: Sind die anderen Polizeiwachen 
genauso? 


Ato B.: Ich kenne die genaue Zahl der Po- 
lizeiwachen nicht, mir sind nur die sieben 
größten bekannt. Aber jede von diesen ist 
in dieser Hinsicht ähnlich. Und in jeder 
gibt es politische Gefangene und solche 
unter anderen Anklagen. Das ist wirklich 
etwas, was Sie bekanntmachen sollten: die 
konkrete Tatsache, daß Menschen die na- 
türlichen Rechte menschlicher Wesen vor- 
enthalten werden. 


Schröder: Wo werden die weiblichen Ge- 
fangenen untergebracht? 


Ato B.: An gleicher Stelle, aber die Zellen 
sind getrennt. Sie würden Männer und 
Frauen nicht zusammen unterbringen. 
Ansonsten werden sie gleichermaßen be- 
handelt. 


Schröder: Haıten Sie Gelegenheit, Ihre Fa- 
milie oder Verwandte zu kontaktieren, 
während Sie in der Polizeiwache waren 


Ato B.: Nein, das kannst du nicht. Du 
kannst sie nur aus der Entfernung schen 
wenn sie z.B. Essen bringen. Aber selbst 
dieses Recht wird dir meistens vorenthal- 
ten. 


Schröder: Wie war es in dieser Hinsicht im 
Zentralgefängnis? 


Ato B.: Oh, dort war das kein Problem. 
Ein- oder zweimal in der Woche kann 
man eine Verabredung treffen und die Fa- 
milien in einem Büro sehen. Man kann 
dort Platz nehmen und sogar persönliche 
Angelegenheiten diskutieren. 


Schröder: Gibt es im Zentralgefängnis ne- 
ben den politischen auch normale Strafge- 
fangene? 


Ato B.: Hauptsächlich findet man dort po- 
litische Gefangene, sie sind die übergroße 
Mehrheit. 


Schröder: Dürfen die Gefangenen im Zen- 
tralgefangnis arbeiten oder besteht sogar 
Arbeitszwang? 


Ato B.: Nein. es gibt keinen Arbeitszwang. 
Sehen Sie, als sich die Revolution in ihrem 
embryonalen Stadium befand, gab es die 
weitverbreitete Ansicht, Gefängnisse soll- 
ten so verwaltet werden, daß die Rechte 
der Gefangenen respektiert würden, daß 
die Leute Anspruch auf Bildung hätten. 
Folglich machten all die Gefangenen das 
zu einer anderen Art von Gefängnis. Sie 
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eröffneten im Gefängnis große Schulen, 
Leute, die ihre Schulabschlußexamina ab- 
geschlossen und bestanden hatten, be- 
suchten Lehrgänge in Buchhaltung, Bi- 
lanzwesen. Und dann gab es auch die 
Schulung technischer Fertigkeiten: Kfz- 
Mechaniker, Elektriker. Jetzt kann der 
Derg nichts unternehmen, um es rückgän- 
gig zu machen": im Gefängnis geht buch- 
stäblich jeder zur Schule. Es gibt einige 
Leute im Gefängnis, die Analphabeten 
waren und die nun in der 10. Klasse, 12. 
Klasse sind. 

Es existiert auch ein Kooperativladen 
dort, der jährlich etwa 100.000 Birr Net- 
toertrag erbringt; das meiste davon geht in 
die Finanziertung der Schule; etwa 60.000 
birr für Schreibmaterialien, Matritzen, 
Schulbänke usw. 


Schröder: Besteht in den anderen Gefäng- 
nissen im Lande das gleiche Systen? 


Ato B.: Nein, das gibt es nur in Addis und 
nur in diesem Gefängnis. 


Schröder: Haben Sie eine Ahnung, wo in 
Äthiopien sich die anderen großen politi- 
schen Gefängnisse befinden? 


Ato B.: Es gibt viele Gefängnisse. Die grö- 
Beren befinden sich in den Hauptgebieten 
mit politischen Schwierigkeiten, z.B. in 
Asmara, in Mekalle und in Wollega in Le- 
kemti!*. Es gibt auch eines zwischen Ad- 
dis Abeba und Dessie'’, das Shoa Robi 
genannt wird... 1977/78 wurden die Leute 
wegen vermuteter politischer Abweichun- 
gen oder Verbrechen zu Tausenden ein- 
fach umgebracht. 


Schröder: Wie sieht das heute aus? 


Ato B.: Nun, sie hörten mit dem Töten auf. 
Ich war in Addis, als Zehntausende ohne 
stichhaltige Gründe umgebracht wurden. 
In den Stadtbewohnervereinigungen ga- 
ben sie den Wachen Gewehre und sie for- 
derten sie auf, jeden umzubringen, den sie 
nicht mochten. Das Land verlor so eine 
Menge Menschen. Nach etwa 2 Jahren, 
stoppten sie es und danach sagten sie: 
‚Laßt uns die Leute verhaften und Unter- 
suchungen durchführen und mit dem 
Morden, ohne den wirklichen Sachverhalt 
zu kennen, aufhören! Und es hat sich in 
der Tat erheblich verändert, es wurde 
wirklich besser. 


Schröder: Gibt es noch eine erhebliche 
Anzahl von Todesurteilen? 


Ato B.: Ja. Diejenigen, die den Selbst- 
mordkommandos der EPRP'* angehör- 
ten, pflegten sie umzubringen. Als ich im 
Gefängnis war, gab es viele, die umge- 
bracht worden sind. sie erzählen zwar 
nicht, daß sie die umbringen, aber sie ho- 
len sie um 5 Uhr. Die Gefangenen kom- 
men nie mehr zurück und du weißt, sie ha- 
ben sie umgebracht. Es gibt keine Mittei- 
lung darüber, daß sie getötet wurden. 


Schröder: Welche Anklagen ziehen heute 
haupisächlich die Todesstrafe nach sich? 


Ato B.: Nun — Arbeit gegen die bestehen- 
de Partei, das System in Frage stellen... 


Schröder: Das sind ja allgemeine Ankla- 
gen, gibt es genauer spezifierte? 


Ato B.: Die gibt es eigentlich nicht. Die Sa- 
che ist so: Wenn sie Leute umbringen, er- 
folgt dies nicht unter Anwendung der Ge- 
setze. Du wirst nicht zu einem formalen 
Gericht gebracht und du weißt nicht ein- 
mal, warum du getötet wirst. Es reicht, 
daß ein Mitglied der Militärjunta befiehlt: 
„bring ihn um“ — und sie bringen dich um. 
Äthiopien ist in der Frage der Verhängung 
der Todesstrafe noch weit von der An- 
wendung gesetzlicher Verfahren entfernt. 
Ich weiß, daß es im Gefängnis von Addis 
Abeba hunderte von Gefangenen gibt, ge- 
gen die nichts vorliegt. Sie gaben noch 
nicht einmal Akten für diese Fälle, seit 6 
oder 8 Jahren sind die Personen immer 
noch im Gefängnis. 


sen wurden seit meiner Rückkehr an mei- 
nen Arbeitsplatz von vielen Leuten gren- 
zenlose Anstrengungen getätigt, mich wie- 
der ins Gefängnis zu bringen. Ich hatte et- 
wa 7 Amhara mit abeschlossenem Uni- 
versitätsstudium um mich herum, die mich 
haßten. Und außerhalb meines Arbeits- 
platzes wurde ich, wo ich auch hinging, 
schikaniert. Heute gehen in Äthiopien 20 
% des Staatshaushaltes für die Sicher- 
heitsdienste drauf und wir glauben, daß es 
für je zehn Leute einen Angehörigen der 
Sicherheitsdienste gibt. Aber ich wußte 
Bescheid und ich pflegte zu wissen, wer 
ein Sicherheitsmann war. Ich habe sie je- 
den Tag gesehen. Wenn ich zu einem öf- 
fentlichen Platz ging und mit jemand 
sprach, pflegte jemand direkt dabei zu ste- 
hen und herauszufinden, mit wem und 
worüber ich spreche. War ich mit dem Wa- 
gen unterwegs, folgt mir ein Wagen des Si- 
cherheitsdienstes, um zu sehen, welche 
Orte ich aufsuche. So wurde ich schika- 


Schröder: Haben sie im Zentralgefängnis niert. Ich kenne die Fahrzeuge, denn als 


Unterricht gegeben? 


Fabrikmanager habe ich den Sicherheits- 
dienst manchmal wegen irgendwelcher 


Ato B.: Ja. Ich blieb dort vier Monate. Ich Probleme aufsuchen müssen, und ich 
habe Unterricht gegeben — Diplomstu- weiß, wer zur Sicherheitsabteilune gehört 


f En 


wurde ich dann freigelassen, weil jemand 
eine Bürgschaft über 10.000 Birr gestellt 
hat. 


Schröder: Erhielten Sie nach Ihrer Entlas- 
sung Ihre alte Stellung zurück? 


Ato B.: Für mich war es eine sehr schwie- 
rige Lage: Einerseits hatte ich, weil ich ein 
Eritreer war, sozusagen Feinde innerhalb 
des eigenen Büros. Sie wissen ja, in jedem 
Büro gibt es jemanden, der dem Politi- 
schen Amt Äthiopiens zugehörig ist, Or- 
ganisatoren der neuen politischen Partei. 
Diese wollten mich noch nicht einmal auf 
eine Stelle zurückkehren lassen. Wegen 
meiner Erfahrung und Fähigkeiten mußB- 
ten sie mich aber wieder nehmen. Indes- 
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d wer nicht. Das war sehr unerfreulich. 
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Schröder: Wie habe sie erfahren, daß sie 
wieder verhaftet werden sollten? 


Ato B.: Ich hatte einen Freund bei der Si- 
cherheitsabteilung. Und deshalb gelang es 
mir zu entkommen. 


Schröder: Wie gelang es Ihnen, aus Asma- 
ra herauszukommen, da man dafür doch 
Genehmigungen benötigt? 


Ato B.: Als ich in Asmara ankam, bat ich 
jemanden von den Betriebsverwaltungen, 
mir eine Genehmigung zu besorgen, mei- 
ne Familie mit einem Firmenwagen besu- 
chen zu dürfen. Diese lebt etwa 20 km vor 
der Hauptstraße von Asmara nach Addis 
Abeba entfernt. Sie besorgten die Geneh- 


migung und mit dem Fahrer verließ ich in 
einem Fiat 134 Asmara. Einen Tag später 
schickte ich den Fahrer nach Asmara zu- 
rück und ich selbst ging zu Fuß in die Ge- 
biete, wo sich die eritreischen Befreiungs- 
kämpfer befanden, Ich kenne die Plätze, 
ich bin Eritreer, ich bin in Eritrea geboren, 
ich wuchs in Eritrea auf. Daher wußte ich, 
was ich zu tun hatte, sobald ich den Fuß 
auf asmarischen Boden gesetzt hatte. 


Schröder: Wie lange dauerte es, bis Sie den 
Sudan erreichten? 


Ato B.: Vier Monate. Zuerst hatte ich 
mich entschlossen, über das Rote Meer 
nach Saudi-Arabien zu gehen, aber die 
EPLF wollte nicht, daß ich dorthin ginge, 
da es für mich nicht geeignet wäre. Außer- 
dem habe cs, als ich kam, schwere. Kämpfe 
der 8. Offensive der Äthiopier gegeben. 

An einem der Orte, wo ich mich auf- 
hielt und auf ein kleines Boot wartete, das 
mich nach Nord-Sahel bringen sollte, be- 
gannen prötzlich 12 äthiopische Hub- 
schrauber Truppen abzusetzen. Etwa 800 
Soldaten sprangen dort ab, wo ich mich 
befand. Das war in der Danakil-Wüste, wo 
sich eines der Hauptquartiere der EPLF 
für diese. südöstliche Zone Eritreas be- 
fand. Ich marschierte zwei Tage und drei 
Nächte mit den EPLF-Verbänden. In die- 
sem Gebiet blieb ich insgesamt zweiein- 
halb Monate; solange, bis die Dinge sich 
normalisierten, die Äthiopier vertrieben 
wurden, und dann kam ich per Boot nach 
Nord-Sahel. 

Von einer Insel nahe der eritreischen 
Grenze aus ging es mit einem EPLF-Last- 
wagen in die EPLF-Basisregieon. Dort 
blieb ich 6 Wochen und dann ging ich di- 
rekt nach Port Sudan und von dort nach 
Khartum. Nach kurzer Zeit fand ich mit 
Hilfe der EPFL diese Stellung, die ich 
jetzt habe. Ich versuche jetzt, hier soviel 
Geld zu verdienen, daß ich den Betrag zu- 
sammenkriege, den ich für Bestechungen 
benötige, um meine Familie herausholen 
zu können. Sie wird laufend überwacht 
und belästigt. Leider konnte ich nichts ar- 
rangieren, sie gleich mitzunehmen, da al- 
les sehr schnell gehen mußte. Ihre Situa- 
tion wäre jetzt auch nicht anders, wäre ich 
im Lande geblieben und verhaftet worden. 
So kann ich wenigstens versuchen sie her- 
auszuholen. Aber es wird lange dauern... 


Schröder: Gibt es jetzt in den Staatsbetrie- 
ben und Verwaltungssiellen viel Druck, der 
Partei beizutreten? 


Ato B.: Ja, einen unvorstellbaren Druck, 
wenn man nicht mit einigen ihrer Anfor- 
derungen konform geht. Zweimal die Wo- 
che oder pro Tag eine Stunde gibt es diese 
Diskussionssitzungen und deine Beteili- 
gung daran wird zu einem der Mittel, dich 
und deine Einstellungen einzuordnen. 
Vertreter des Politischen Amtes haben 
über jeden Angestellten, der dort arbeitet 
eine Akte, und sie halten in diesem Be- 
richt Ansichten und Einstellungen fest. 


Schröder: Wenn sie jemanden auffordern, 
der Partei beizutreten und es wird abge- 
lehnt, werden dann Strafmaßnahmen er- 
griffen? 


Ato B.: Sie pflegen keine Maßnahmen zu 
ergreifen, aber sie tun allles, um dich zu 
reizen und verärgern und sie werden dich 
vermutlich zu einem späteren Zeitpunkt 
ins Gefängnis stecken. Sie werden deine 
Bewegungen überprüfen, alles und jedes 
wird genau verfolgt werden. Aber in eini- 
gen Fällen stecken sie dich auch direkt ins 
Gefängnis. Ich weiß, daß es einige Leute 
gibt, die nur deswegen festgehalten wer- 
den. 


Schröder: Welches ist der Status der Mit- 
glieder der politischen Partei insgesamt? 


Ato B.: Heute steigt in Äthiopien eine 
neue Klasse auf, und zwar in der Hinsicht: 
Bildungsmöglichkeiten, Wohnraum, die 
besten Arbeitsplätze, Beförderungen. In 
jedem Gebiet der äthiopischen Gesell- 
schaft geht jetzt der Löwenanteil an die 
Parteimitglieder. Es gibt z.B. zwei exzel- 
lente Schulen in Äthiopien. Durchschnitt- 
lich gebildete Eltern wie ich selbst würden 
unsere Kinder auf diese Schulen schicken, 
auf das Lyzeum Ghebremariam und die $. 
Josef-Schule. Aber ich weiß, daß gewisse 
Mitglieder der politischen Partei ihre Kin- 
der mit ihren Fahrern und ID-Karten zu 
diesen Schulen schicken, um sie dort ein- 
schreiben zu lassen, während die Zivili- 
sten normalerweise keinen Zugang zu die- 
sen Schulen haben. sie genießen alle Prio- 
ritäten. Aber auf dem Papier, in der offi- 
ziellen Erklärung zur Parteigründung sa- 
gen sie, daß die Mitgliedschaft in der poli- 
tischen Partei gegenüber den anderen An- 
gehörigen der Bevölkerung keine beson- 
deren Vorteile mit sich bringt. 

Nun, vorneweg kann ich Ihnen sagen, 
die Mitglieder der politischen Partei in 
den Fabriken und Büros sind in der Tat 
mehrheitlich ungebildete Leute. In mei- 
nem Büro war der Leiter der Parteiorg- 
anisation ein Absolvent der 11. Klasse, 
während die meisten von uns Universitäts- 
graduierte waren, die weitaus mehr über 
Sozialismus, Kapitalismus und viele ande- 
re Dinge gelesen haben. In der Verkün- 
dung der Partei gab es diesen Glauben 
und das Gefühl, daß die Partei das oberste 
Organ, die höchste Autorität sei, folglich 
ihre Mitglieder die Lenker der Gesell- 
schaft wären, die in allen gesellschaftli- 
chen Bereichen diktieren könnten. Und 
dabei haben sie nur sehr wenig Gebildete, 
die — sagen wir mal — Leiter einer Region 
oder ihres Politischen Amtes sind. Man- 
che mögen vielleicht Universitätsbildung 
aufweisen, aber an der Basis werden Leu- 
te nicht wegen ihrer Ehrlichkeit, wegen 
diesem oder jenem, sondern wegen ihrer 
Ansichten und ihrer nachgiebigen Ansich- 
ten der Partei gegenüber, zu Parteimitglie- 
dern gemacht. Ich sage Ihnen, die Partei 
hat keine Grundlage. Sie ist bloß wie eine 
Insel in einem Ozean. 
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Anmerkungen 

I Politisches Amt — für die politische Schulung in- 
ner- wie außerhalb der Partei zuständige Abıci- 
lung der Staatspartei EWP (Ethiopian Worker's 
Party) bzw. deren Vorläuferin COPWE (Commis- 
sion for Organizing ıhe Party of ihe Workers’ of 
Ethiopia) 

2 Stadtviertelvereinigungen — unterste Ebene der 
neuen Kommunalverwaltungen, die ab 1975 auf- 
gebaut wurden. Sie haben weitreichnde Befugnis- 
se hinsichtlich der Vergabe von Wohnraum und 
Ausstellung von Rationalisicrungskarten und Bc- 
zugsscheinen. Sie haben ferner die Gerichtsbar- 
keit für kleinere Streitfälle. Sie fungieren aber 
auch in vieler Hinsicht als unterste Überwa- 
chungsorgane des Staates. 

3 Äthiopien ist heute in 24 Regionen und zwei son- 
derregionen untergliedert. An der Spitze der Re- 
gionen stehen jeweils Gouverneurc, die Sonderre- 
gionen Addis Abeba und Assab unterstehen di- 
sckt der Zentralregierung. 

4 In Addis Abeba sind die Polizeiwachen durch- 
nummeriert. 

5 D.h. in deren Trakı für politische Untersuchungs- 
häftlinge. Neben diesen Trakt gibt es auch ein Un- 
tersuchungsgefängnis bei jeder Polizeiwache für 
einfache Straftäter. 

6 Das Central Investigation Department /CID har 
seinen Hauptsitz in der 3. Polizciwache in Addis 
Abeba an der Harrar Road. Diese Polizeiwache 
hat kein eigenes Gefängnis für politis£he Untersu» 
chungshäftlinge, da Häftlinge aus ihrem Zustän- 
digkeitsbereich dirckt dem CID übergeben wer- 
den. 

7 Birr — äthiopische Währungseinhcit, oft als äthio- 
pischer Dollar bezeichnet, heutiger Gegenwert ct- 
wa 1,50 DM 

8 in die Nierengegend 

9 mit dem Kopf auf den Knien 

10 muß sich hier auf das Untersuchungsgefängnis in 

der Ersten Polizeiwache bezichen 

11 siche Anmerkung I . 

12 Neben dem großen Zentralgefängnis, das für Ge- 
fangene gedacht ist, die regulär verurteilt wurden 
oder hinsichtlich derer es zumindest irgendwelche 
sonstigen Entscheidungen über die Dauer ihrer 
Gefangenschaft gab, gibt es in Addis Ababa zum 
einem die bereits genannten Untersuchungsge- 
fängnisse in den Polizeiwachen, wo Leute oft jah- 
relang ohne Verfahren bleiben und eine Reihe 
von Geheimgefängnissen, in denen prominente 
Gefangene untergebracht sind. In den Stadtvier- 
telverwaltungen gibt es ferner kleinere Gefängnis- 
sc, in denen kleinere Straftäter kurze Strafen ab- 
sitzen. 

In der Tat hat der Derg etwas unternommen und 

1985 die internen Ausbildungsgänge im Zentral- 

gefängnis von Addis Abeba aufgehoben. Nach 

Aussagen eines geflohenen hohen Beamten, der 

Gefängnisverwaltung hing dies u.a. damit zusam- 
men, daß viele Gefangene im Gefängnis die Ab- 
schlußprüfung der 12. Klasse mit exzellenten No- 
ten bestanden und nach ihrer Entlassung mit 
Leichtigkeit den Numerus Clausus bei der Uni- 
versitätszulassung übersprangen. Der hohe Anteil 
vön ehemaligen politischen Gefangenen, der soan 
den Söhnen und Töchtern der Parteimitglieder 
vorbei in den letzten Jahren an dic Uni gelangte, 
erregte das Mißfallen dieser Kader, die entspre- 
chend Druck ausübten. Hierbei ist zu berücksich- 
tigen, daß viele der 1977-79 Inhaftierten und zu 
kürzeren Strafen Verurteilten Jugendliche, zu- 
meist noch Oberschüler waren, die jetzt natürlich 
im Gefängnis die Weiterbildungsmöglichkeiten zu 
nutzen suchten. 
14 Mekalle — Hauptort der Region Tigrai, Lekemti 
— Hauptort der Region Wollcga 
15 Dessie — Sitz der Regionalverwaltung von Wollo 
16 EPRP — Ethiopian People's Revolutionary Party 
— linke Oppositionsbewegung zum Derg, mitdem 
sie sich 1976-78 einen blutigen Bürgerkrieg liefer- 
te. EPRP hatte eine starke Verankerung unter 
Oberschülern und Studenten und um ihre Veran- 
kerung zu zerstören, betrieb der Derg eine brutale 
Repression gegen Schüler und Studenten allge- 
‚mein. die EPRP schlug gegen die Vertreter des 
Regimes mit Sclbstmordkommandeos zurück, von 
denen aber trotzdem immer wieder Mitglieder in 
Gefangenschaft gerieten, dort aber bald umge- 
bracht wurden. 


\ 


= 


Günther Schröder 
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Mexiko 


Müllsammiler von Mexiko-Stadt 


Für die Bewohner ganzer Stadtvier- 
tel von Mexico-Stadt ist der Recy- 
cling und der Verkauf der daraus 
entstandenen Produkte einzige 
Erwerbsaquelle. Diese Gruppen zäh- 
len durchaus nicht zu den ärmsten 
der Stadt, wohl aber ein großer Teil 
ihrer Kundschaft. 


epito, in unmittelbarer Nähe zum 

Stadtzentrum, ist ein typisches Bei- 

spiel, das manchen Mexico-Tou- 
risten vielleicht wegen seiner „maleri- 
schen” Motive und Hausbemalungen 
bekannt ist. In Tepito, das sich an sieben 
Tagen in der Woche in einen riesigen 
Straßenmarkt verwandelt, kann man die 
wie fabrikncu aussehenden, aber aus dem 
Abfall stammenden Bügeleisen und 
andere Haushaltsgeräte neben gestohle- 
ne" und geschmuggelten Waren (wie Kas- 
sc ‚enrecordern, Fernsehgeräten etc.) 


preiswert kaufen; gereinigte , aufgearbei- 
tete und gebrauchte Kleidung wird ange- 
boten; Schuster reparieren weggeworfene 
Schuhe für den Wiederverkauf. 

Besonders gut wiederverwertet wird in 
Mexico-City der Baumüll, so daß nur 
rund 1% des gesammelten Abfalls, der in 
den städtischen Deponien landet, aus 
Bauschutt besteht. Die Baumaterialien 
werden direkt an den Baustellen zurück- 
gewonnen: gebrauchte Ziegeltwine wer- 
den verkauft, Zementproben und die 
Reste der Verschalung werden für den 
Hausbau in den Elendsvierteln verwen- 
det; selbst der übrige Bauschutt wird 
noch gekauft, weil die Bewohner wilder 
Stadterweiterungsgebiete den für den 
Bau ihrer Behausungen benötigten Sand 
klauen und deswegen in der Nähe der 
Elendsviertel riesige Erdlöcher und -höh- 
len entstehen, die die Bodeneigentümer 
möglichst schnell mit Bauschutt wieder 
auffüllen. entweder um Bauland zu 


gewinnen oder um das Land über den 
Höhlen als Bauland zu erhalten. 

Das Recycling von Müll in Mexico-Stadt 
hat aber auch ganz andere Seiten.! Aus 
den 504 organischen Materialien des 
Haus- und Straßenmülls, wie Speisere- 
sten, trockenen Tortillas, Obstresten, 
Knochen, Tierkadavern, werden nicht nur 
Futtermittel hergestellt. Aus Knochen 
macht man die Briefmarkengummierung, 
aber auch Instant-Fertigsuppen; Obstre- 
ste werden zu Fruchtsäften, die man in 
der Dose verkauft; nicht nur Fettreste 
sondern auch altes Autoöl verwandelt 
sich in Speisefett. Tierkadaver sollen von 
Wurstfabriken aufgekauft werden.’ 

Daß Menschen, um zu überleben, den 
Müll durchwühlen, reicht bis zur spani- 
schen Kolonialisierung zurück, die 
gewaltsam die indianische Sozial- umd 
Wirtschaftsstruktur zerstörte. In den 
Städten lebten z.B. Menschen, die ihre 
Nahrung im Müll suchten und die sich 


aus dem Abfall mit dem Sammeln und 
Verkaufen von Rohstoffen (wie Metall, 
Lumpen, Papier, Pappe) Einkommen 
beschafften. 

Die Lebens- und Arbeitsbedingungen der 
Müllsammler von Mexico-Stadt verän- 
derten sich qualitativ, als sie in den 
kommunalen Mülldeponien arbeiten und 
in den umzäunten Gebieten auf dem Müll 
ihre Hütten bauen durften. Auf der größ- 
ten offiziellen Mülldeponie der Stadt, 
Santa Cruz Meyehualco, die 1924 eröff- 
net wurde und 160 ha groß ist, arbeiten 
und wohnen heute ca. 1.000 Familien, 
d.h. ca. 10.000 Menschen. In der zweit- 
größten Deponie, Santa Fe, die 1958 auf 
einem Gebiet von 7 ha gegründet wurde 
und die heute 40 ha bedeckt, leben und 
arbeiten noch einmal 500 Familien.? 

80% der Müllsammler und -sortierer 
(pepenadores) von Santa Cruz Meyehu- 
alco sind bereits in der Deponie geboren 
und aufgewachsen; 50% der Bewohner, 
die älter als 10 Jahre sind, sind Analpha- 
beten und rund die Hälfte der Kinder 
zwischen 6 und 14 Jahren geht nicht 
regelmäßig zur Schule. Nicht einmal 20% 
der Bewohner, die älter als 12 Jahre sind, 
haben die sechsjährige Hauptschule (pri- 
maria) beendet. Die durchschnittliche 
Lebenserwartung der Deponiebewohner 
liegt nur bei weniger als 40 Jahren‘. 


Räumliche und soziale Segrega- 
tion 


Es soll hier exemplarisch gezeigt werden, 
daß in den Lebens- und Arbeitsbedin- 
gungen der "pepenadores” soziale Merk- 
male auszumachen sind, die den Kern der 
räumlichen und sozialen Segregation aus- 
machen. 

Die Mülldeponien sind mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln nicht erreichbar; weitere 
Infrastruktureinrichtungen wie Energie, 
Kanalisation, Wasser fehlen. Außer der 
technischen fehlt auch die soziale Infra- 
struktur (z.B. schulische und ärztliche 
Versorgung). Das Gebiet von Santa Cruz 
Meyehualco ist mit einem hohen Zaun 
überall dort eingegrenzt, wo nicht ohne- 
hin natürliche Bedingungen den Zugang 
unmöglich machen, denn die Deponie 
liegt in einer tiefen Schlucht. Der Eingang 
wird ständig bewacht. Diese räumliche 
Segregation der Müllsammler und -sor- 
tierer ist auch eine soziale Segregation. 
Selbst die politischen Gruppen, die sich 
gegenwärtig in Mexico in der einen oder 
anderen Weise um marginalisierte Grup- 
pen kümmern, scheinen heute wenig 
Interesse an den "pepenadores” zu haben; 
Sie werden anscheinend kaum als ein 
Protestpotential gegen Arbeitslosigkeit, 
Inflation, Wohnungsnot etc. angesehen. 
Eher werden sie als Mitglieder von Schlä- 
gertrupps, die den status quo verteidigen, 
gefürchtet. 


Wege des Mülls 


Täglich werden in Mexico-Stadt rund 
10.000 Tonnen Müll gesammelt und auf 


den Abfallhalden, die zwischen 25 und 
30 m hoch sind (manche behaupten, der 
Müll habe an seiner höchsten Erhebung 


“ schon eine Höhe von 100 m)S, entladen. 


Der Inhalt der Müllwagen wird bereits 
beim Abkippen von einer "pepenadores”- 
Familie, in der immer auch die ”alten” 
Leute und Kinder unter 10 Jahren mitar- 
beiten, mit Stöcken nach Lebensmitteln, 
Papier, Metallen etc. durchwühlt. Das 
Verwertbare wird sortiert und in großen 
Plastiksäcken gesammelt. Die Chancen, 
Verwertbares zu finden, sinken rapide für 
jede ”pepenadores”, die erst auf der 
schon einmal sortierten Müllfläche arbei- 
ten®. 

Der gesammelte und sortierte Abfall wird 
an zentralen Sammelstellen, die in den 
Deponien eingerichtet sind, verkauft. 
Diese Sammelstellen werden von Zwi- 
schenhändlern beherrscht, die die Säcke 
selbst wiegen, den Preis machen und die 
Materialien weiterverkaufen. 

Das Leben in den Mülldeponien ist 
beherrscht von Konflikten: Konflikte zwi- 
schen den Müllsammlern und den Zwi- 
schenhändlern um die Bezahlung des 
Mülls; zwischen den Müllsammilern und 
denen, die entscheiden (auch Müllsamm- 
lern), wo der Müll und der Müll welcher 
Stadtviertel entladen wird; Konflikte ent- 
stehen beim Müllsammeln und beim Ent- 
laden der Wagen. 

Eine Familie kann unterschiedliche Zah- 
len an Fuhren bekommen, wichtig ist 
auch die Qualität des Mülls. Müll aus den 
“guten” Wohngebieten bringt bis zu 4 kg 
pro Einwohner, aus anderen Stadtgebie- 
ten nicht einmal 1/2 Pfund. Zudem hat 
der Müll aus den anderen Gebieten einen 
geringeren Anteil an verwertbaren Mate- 
rialien, weil diese Gebiete eine geringere 
Dichte an Geschäften haben, aber auch, 
weil die Bewohner selbst die Wiederver- 
wertung ihres Abfalls besorgen. Die 
soziale Segregation von Mexico-Stadt aus 


Umfang und Qualität des anfallenden 
Mülls ableiten zu wollen, wäre allerdings 
schwierig, da es in vielen, nicht legalisier- 
ten Elendsvierteln überhaupt keine Müll- 
abfuhr gibt, aber auch kein Wasser, keine 
Elektrizität und keine Kanalisation. In 
diesen Vierteln entstehen wilde Deponien 
in kleinen Schluchten und auf unbebau- 
ten Grundstücken, die ebenfalls von 
Müllsammiern, die aber noch ärmer sind 
als die, die in den offiziellen Deponien 
arbeiten und wohnen, durchsucht wer- 
den. Diese "pepenadores” sammeln auch 
nachts in den Straßen der Stadt Speisere- 
ste, Papier, Dosen, Glas etc. 

Ein anderer Konflikt in den Deponien ist, 
daß die Preise, die für den sortierten 
Abfall innerhalb der Deponie gezahlt 
werden, wesentlich niedriger sind, als die 
außerhalb. Die Müllsammler behaupten 
außerdem, daß die Wagen, auf denen die 
Müllsäcke gewogen werden, falsch und zu 
ihren Ungunsten eingestellt sind. 

Aber auch schon bevor der Müll in den 
Deponien landet, sind die wertvollsten 
Stücke (Metallteile, Haushaltsgeräte, 
Kleidung) aussortiert worden. In den 
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Stadtvierteln, durch die die Müllabfuhr 
kommt, nehmen offene Lastwagen den 
Müll, der an die Wagen gebracht werden 
muß, lose und in Plastiktüten, Kartons, 
Tonnen etc. mit; auch Sperrgut wird 
abtransportiert. Zwei Müllsammler auf 
den Wagen sortieren den Abfall während 
der Fahrt, um die wiederverwertbaren 
Sachen später auf eigene Rechnung zu 
verkaufen. Es gibt Fälle, in denen Helfer, 
die an dem Verkaufserlös beteiligt wer- 
den, mitfahren. Die Müllwagenfahrer ver- 
dienen besser, weil sie die Möglichkeit 
haben, ihr Einkommen regelmäßig aufzu- 
bessern, indem sie mehr Müllbehälter 
abtransportieren, als der Müllabfuhr offi- 
ziell angegeben und bezahlt werden. 
Besonders kleine Betriebe machen von 
dieser Möglichkeit der Müllabfuhr 
Gebrauch. Extratouren, z.B. für einen 
großen Fischladen oder für Restaurants 
oder Metzgereien, bringen den Müllfah- 
rern einen weiteren Zusatzverdienst, weil 
sie die ganze Wagenladung direkt an wei- 
terverarbeitende Betriebe verkaufen. In 
diesem Fall erhalten die ”pepenadores” 
auf den Müllwagen einen Teil vom Erlöß. 

Die Müllsammler und -sortierer von 
Mexico kann man als Teil einer stocken- 
den relativen Überbevölkerung? bezeich- 
nen; sie sind ”ein Teil der aktiven Arbei- 
terarmee, aber mit durchaus unregelmä- 
Biger Beschäftigung”®: Ihre Arbeitszeit ist 
überdurchschnittlich lang und wird vom 
unregelmäßigen Rhythmus der Müllab- 
fuhr bestimmt; ihre Reproduktionsbedin- 
gungen sind noch schlechter als die des 
Durchschnitts. "Maximum der Arbeits- 
zeit und Minimum des Salairs charakteri- 


Er 


sieren sie”. 


Anfang und Ende der Genos- 
senschaft der Müllsammler 


Erst Anfang der 60er Jahre, als in Santa 
Cruz Meyehualco immerhin schon 3.000 
Menschen arbeiteten und wohnten, fand 
in der Öffentlichkeit eine Diskussion über 
die Lebens-, Wohn- und Arbeitsbedin- 
gungen in den Mülldeponien statt. Selbst 
der Präsident von Mexico, Adolf 
LopezMateos, mußte sich im Februar 
1962 mit den Problemen der "pepenado- 
res” von Santa Cruz Meyehualco befas- 
sen. Er versprach menschenwürdige 
Wohnungen. Zur gleichen Zeit gründeten 
Damen der sogenannten guten Gesell- 
schaft die "Gesellschaft des guten Willens 
und des sozialen Dienstes” (Buena 
Voluntad y Servicio Social A.C.). Sie sam- 
melten Kleidung für die Bewohner; sie 
sorgten dafür, daß regelmäßig Trinkwas- 
sertanks in die Deponie fuhren; sie ver- 
suchten, für die Kinder der Mülldeponie 
in den umliegenden Grundschulen Plätze 
zu finden; mit einem nahegelegenen staat- 
lichen Gesundheitszentrum wurde verein- 
bart, daß die "pepenadores” nund ihre 
Familien kostenlos versorgt werden. Viele 
dieser Aktivitäten verliefen nach kurzen 
Anfangserfolgen im Sand. Sowohl die 


. Eltern als auch die Lehrer der umliegen- 


den betroffenen Schulen wehrten sich 
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erfolgreich gegen die Eingliederung der 

Kinder aus der Mülldeponie. Auch inner- 

halb der Deponie wuchs der Widerstand 

gegen die begonnenen Maßnahmen: Die 

Regelungen, die bis dahin gegolten hat- 

ten, hatten nicht-nur den Zwischenhänd- 

tern, sondern auch den Müllsammlern, 
die die Arbeit verteilten (capacates) und 
einigen einflußreichen Politikern hohe 

Einkommen gesichert. Diese Gruppe ver- 

teidigte mit Gewalt und Terror ihre Privi- 

legien: Müllsammler wurden in der 

Deponie — weiterhin — zusammenge- 

schlagen, wenn sie sich den Befehlen der 

"capataces” widersetzen wollten; sie wur- 

den auch weiterhin daran gehindert, die 

Deponie zu verlassen, wenn sie die 

gesammelten Materialien zu günstigen 

Bedingungen außerhalb verkaufen, oder 

wenn sie sich außerhalb medizinisch 

behandeln lassen wollten. 

Mit Unterstützung der Damen "des guten 

Willens..” wurde zwischen 1962 und 

1964 der Versuch gemacht, eine Genos- 

senschaft der Müllsammler und -sortierer 

zu gründen, mit der sich die "pepenado- 
res” der Kontrolle der etablierten Organi- 
sation der Zwischenhändler und "capata- 
ces” hätten entziehen können. Evangeline 

Lagons schreibt: “Bei der ersten Ver- 

sammlung erschienen 60, bei der zweiten 

bereits 200 und eine Woche später, bei 

der nächsten Versammlung , waren 650 

pepenadores anwesend”. Die Genossen- 

schaft war in kurzer Zeit sehr erfolgreich: 

— Man kaufte drei Wagen und einen klei- 
nen Lastwagen, um den sortierten 
Abfall direkt an die Abnehmerbe- 
triebe liefern zu können; 

— 3.000 Wohnungen, die der Präsident 
versprochen hatte und die fertiggestellt 
worden waren, wurden verteilt; 

— die umfangreichen Vorarbeiten, um als 
Genossenschaft zugelassen zu werden, 
wurden erledigt und die Papiere an die 
Stadtverwaltung weitergeleitet. Mit der 
Zulassung als Genossenschaft sind in 
Mexico erst die Grundvoraussetzun- 
gen für eigene Handlungs- und Artiku- 
lationsmöglichkeiten sozialer Gruppen 
erfüllt: Kreditgewährung durch Ban- 
ken, öffentliche Zuschüsse oder offi- 
zielle Einflußmöglichkeiten auf politi- 
sche Entscheidungen haben die "Lega- 
lisierung“ zur Voraussetzung. 


Aber mit dem Schritt zur Gründung einer 

eigenen Genossenschaft in Santa Cruz 

Meyehualco wurde ein Nerv der finan- 

ziellen, politischen und sozialen Kontrolle 

der Ausbeutung der "pepenadores” 
getroffen. Die Reaktion ließ nicht lange 
auf sich warten: 

— Die Legalisierung der Genossenschaft 
wurde immer wieder und ohne kon 
krete Begründung verzögert, ein in 
Mexico gängiges Verfahren, berech- 
tigte Forderungen abzulehnen ohne 
die Ablehnung begründen zu müssen. 

— Der aktivste Sprecher der Genossen- 
schaft, Othon Rangel, wurde von der 
Polizei verhaftet unter der Anschuldi- 


gung, einen der "capataces” verletzt zu 
haben. 

— Müllsammler und -sortierer, die Mit- 
glieder der Genossenschaft geworden 
waren, aber auch ihre Frauen und Kin- 
der wurden mehrfach zusammenge- 
schlagen. 

— Die Genossenschaftsmitglieder, denen 
Häuser zugeteilt worden waren, wur- 
den — mit Unterstützung der Polizei 
und ohne Gerichtsbeschluß, der auch 
nach mexikanischem Recht erforder- 
lich gewesen wäre — aus ihren Woh- 
nungen vertrieben. 


Die Damen "des guten Willens ...", die mit 
der Unterstützung der Genossenschafts- 
bewegung offensichtlich den Rahmen 
wohltätiger Unternehmungen überschrit- 
ten hatten, zogen sıch allmählich aus 
Santa Cruz Meyehualco zurück. Seitdem 
herrscht wieder "Ruhe und Ordnung” in 
der Deponie. 

Von dem politischen Sprecher der 
Genossenschaft, Oıhon Rangel, verlor 
sich seit 1964 jede Spur. Die nicht legali- 
sierte Genossenschaftsbewegung ist ein- 
geschlafen. Von den 1963 neuerbauten 
3.000 Häusern, die die menschenunwür- 
digen elenden Behausungen, in denen die 
allergrößte Mehrheit der Menschen auf 
dem Müll lebt, ersetzen sollten, waren 
1965 nur noch 700 übrig. Die Bewohner 
waren entweder mit Gewalt vertrieben 
worden oder sie hatten "freiwillig” ihre 
Häuser für nichts verkauft; einige Fami- 
lien hatten ihre Häuser auch verlassen. In 
allen Fällen wurden die Gebäude in ihre 
Bestandteile zerlegt, die Teile verkauft.!! 


Der Aufstieg des Rafael Gutier- 
rez Moreno 


” Der wichtigste Schritt, um die "pepe- 
nadores” erneut politisch und finanziell 
zu kontrollieren, wurde 1965 mit der 
Gegengründung der "Union de pepena- 
dores de los tiraderos del DDF” 
(Gewerkschaft der Mülleute der Depo- 
nien von Mexico-Stadt) getan. 

Die "Union de pepenadores” wurde 
sofort nach ihrer Gründung als offizielle- 
Gewerkschaft anerkannt.'? Präsident der 
neuen Gewerkschaft wurde Rafael 
Gutierrez Moreno, ein bis dahin weitge- 
hend unbekannter ehemaliger Müll- 
sammler und Müllwagenfahrer. Sein stei- 
ler Aufstieg zum mächtigsten Mann der 
Mülldeponien, der ihm ein Vermögen von 
mehreren Millionen und einen Sitz als 
Parlamentsabgeordneter einbrachte, war 
durch politische Protektion möglich 
geworden: Ein Senator der Stadt Mexico, 
Benjamin Carpio, in dessen Amtsbereich 
auch die Stadtreinigung fiel und der bis 
zu diesem Zeitpunkt den Wiederverkauf 
der gesammelten Materialien aus den 
Deponien indirekt kontrolliert hatte und 
an dem Erlös beteiligt war, spielte eine 
zentrale Rolle. Möglicherweise schien 
Gutierrez als "Strohmann” für die Weiter- 


führung seiner illegalen Nebengeschäfte 


geeignet zu sein. 
Gutierrez verstand es, eine allen Beob- 
achtern unangreifbar erscheinende 


Machtposition in der Deponie Santa 
Cruz Meyehualco aufzubauen. Die fol- 
gende Interpretation darf nicht als Perso- 
nalisierung der Vorgänge mißverstanden 
werden: die Figur des Gutierrez ist aus- 
tauschbar. 

Der unbedingte Gehorsam, der in der 
Deponie gegenüber Rafael Gutierrez vor- 
herrschte, hatte keine gesetzliche Grund- 
lage. Das persönliche Vertrauen der 
Deponiebewohner in Gutierrez mag u.a. 
damit erklärt werden, daß er es verstand, 
den marginalen Status der "pepenadores” 
in den Augen der Deponiebewohner auf- 
zuwerten: ”Die Erde soll dem gehören, 
der sie bearbeitet; der Müll den Müll- 
sammlern und -sortierern” war einer sei- 
ner Sprüche. Gutierrez ließ die Zufahrt 
zur Deponie Santa Cruz Meyehualco mit 
einer eisernen Girlande schmücken, auf 
der es hieß: ”Wir sind auch Mexicaner”. 
Er organisierte 20 Fußballmannschaften 
und ließ auf dem Müllgelände einen 
Sporıplatz mit vier Fußballfeldern anle- 
gen. Die Kirche und das Gewerkschafts- 
haus, aus Abfallmaterial gebaut, wurden 
angemalt und renoviert. An Feiertagen, 
wie am Mutter- und Vatertag und am Tag 
des Kindes, ließ Gutierrez kleine 
Geschenke an Leute verteilen, die nie 
etwas geschenkt bekommen, noch nicht 
einmal Werbematerial. 

Rafael Gutierrez verkörperte den Aus- 
beuter und Wohltäter in einer Person, wie 
ein "Patron”.'? Ein Patron gewährt Schutz 
und verschafft Vorteile, deswegen wird er 
geachtet. Buchstäblich am Dach über 
dem Kopf ist in der Mülldeponie Santa 
Cruz Meyehualco erkennbar, daß es sich 
auszahlt, Gutierrez die Treue zu halten: 
Jene übriggebliebenen, unzerstörten 700 
Häuser hatten nach 1965 den Eigentü- 
mer gewechselt. Sie wurden von Gutier- 
rez übernommen, der die finanziellen 
Verpflichtungen der ehemaligen Eigentü- 
mer gegenüber der Baufirma ablöste.Da 
die neuen — oder zum Teil alten — Haus- 
bewohner für die Unterkunft in den 
festen Häusern nur eine symbolische 
Miete an Gutierrez zahlen mußten — sie 
auf einmal also Privilegien zu verlieren 
hatten — wurden sie zu loyalen Gutier- 
rez-Anhängern. 

Die Herrschaft von Gutierrez in der 
Mülldeponie Santa Cruz Meyehualco hat 
sich als sehr stabil erwiesen. Die Ursa- 
chen dafür sind nicht in der Deponie, 
sondern in den gesellschaftlichen Rah- 
menbedingungen zu suchen. 


‘Die Herrschaft von Gutierrez in Santa 


Cruz Meyehualco hat eine Vorgeschichte: 
Gutierrez wurde als Strohmann lanciert, 
konnte sich aber als politischer Führer 
aufbauen, weil er eine Organisation, die 
Gewerkschaft der Mülleute, fest in den 
Griff bekommen hatte. Der Umstand, 
daß politische, ökonomische und soziale 
Kräfte außerhalb der Deponie die Macht 


von Gutierrez innerhalb der Deponie 
garantierten (indem sie ihm einen Auf- 
stieg in der PRI ermöglichten, indem die 
Polizei nicht unangemeldet in der Depo- 
nie erschien etc.) hatte zur Folge, daß die 
Bewohner der Deponie tatsächlich keine 
Alternative hatten, ihrem ”Herrn« nicht 
zu vertrauen. Das war die Voraussetzung 
dafür, daß Gutierrez seinen Paten, Car- 
pio, politisch "überleben” konnte. 

Das Geschäft zwischen Carpio und 
Gutierrez funktioniert nur ein Jahr, bis 
1966, weil Carpio bei den Neuwahlen 
nicht wieder als Kandidat aufgestellt 
wurde. Gutierrez wurde durch diesen 
Umstand unabhängig. Er brauchte von 
nun an weder seine Macht noch das Ein- 
kommen aus den Mülldeponien zu teilen. 
Seine Position war zu diesem Zeitpunkt 
schon so stark, daß er mit dem neuen 
Senator auf gleicher Ebene verhandeln 
konnte. 

Innerhalb der Mülldeponie Santa Cruz 
Meyehualco konnte Gutierrez aufgrund 
dieser Entwicklung seine Position weiter 
festigen. Nachdem Benjamin Carpio von 
der politischen Bühne verschwunden war, 
übernahm Gutierrez die Kontrolle über 
den Verkauf aller Materialien, die in der 
Deponie gesammelt wurden. Ein Einstieg 
in diese Position war die Übereinkunft 
mit den Mietern, die nur eine symboli- 
sche Miete zahlen müssen, daß sie ihr 
gesammeltes Blech ausschließlich an ihn 
verkauften.-Als Guiterrez in der Deponie 
im großen Maßstab Geschäfte auf eigene 
Rechnung begann, hat sich für die ”pepe- 
nadores“ nicht der Grad der Ausbeutung 
verändert, sondern nur der Name des 
Ausbeuters gewechselt, zumal die Preise 


von Guiterrez nicht über denen der frü-. 


heren Zwischenhändler lagen. 

Die alten Zwischenhändler, die nicht für 
den neuen ”Herrn” arbeiten wollten, ver- 
schwanden aus Santa Cruz Meyehualco. 
Einige siedelten sich in Santa FE an, der 
zweitgrößten Deponie der Stadt, und ver- 
suchten vergebens, von dort aus eine 
Gegenorganisation aufzubauen. Heutzu- 
tage wird auch die Deponie Santa Fe von 
den Anhängern von Rafael Gutierrez 
beherrscht. Nur einer der ehemaligen 
”capataces”, Jos&Veläzques, versuchte, 
sich den Machtansprüchen von Gutierres 
zu widersetzen. Er starb unter ungeklär- 
ten Umständen mit einer Kugel im Kopf. 
Seine Witwe wurde ein wichtiger "capa- 
taz” bei Gutierrez. Sie kontrollierte 1980 
rund 300 Familien von Müllsammlern. 
Seit Ende der 70er Jahre brauchte sich 
Gutierrez nicht mehr selbst um Santa 
Cruz Meyehualco zu kümmern. Er hatte 
diese Aufgabe einem Vertreter, E. Rodri- 
guez, überlassen. Gutiörrez, dessen 
monatliches Einkommen auf 100.000 
DM geschätzt wird', konnte sich auf 
seine Geschäfte und politische Karriere 
konzentrieren: Er war von 1979 bis 1985 
Parlamentsabgeordneter und gehörte zu 
den einflußreichsten Männern der Partei 
der "institutionalisierten Revolution” 
(PRI). Die Grundlage seines Einflusses- 


war bestimmt sehr vielseitig. Nicht unwe- 
sentlich war sicher, daß die Kritik der 
Untätigkeit der Regierung wächst (große 
Arbeitslosigkeit, enorme Inflation, sicht- 
bare Verarmung großer Gruppen, augen- 
scheinliche Korruption), Gutierrez aber 
in der Lage war, ”seine” Leute für die 
Regierungspolitik zu mobilisieren: nicht 
nur als jubeinde Kulisse bei politischen 
Demonstrationen oder Parteitagen, son- 
dern auch, um demonstrierende Studen- 
ten, Bauern und Arbeiter auseinanderzu- 
treiben. Die Ermordung der Studenten 
1971 geht angeblich auf sie zurück. 


Herr der Deponien 


Die heutige Organisation von Santa Cruz 
Meyehualco entspricht weitgehend dem 
Typ charismatischer Herrschaft '3. Der 
als ”Hert” der Deponie anerkannte 
Gutierrez hat im An- und Verkauf des 
sortierten Mülls, als Aufseher und in der 
Arbeitsorganisation Leute seines Ver- 
trauens eingesetzt, nicht "angestellt”. Die 
für die Materialien Verantwortlichen lie- 
fern die mit Guticrrez vereinbarten Men- 
gen bei den einzelnen Abnehmern außer- 
halb der Deponie ab. Die Ablieferung ist 
so organissiert, daß ein Rest übrig bleibt, 
den die "Verantwortlichen auf eigene 
Rechnung verkaufen dürfen. ”Verant- 
wortiche” sind auch für die Verteilung der 
Abreit auf die einzelnen ”pepenadores”- 
familien zuständig, sowie für den soge- 
nannten "sozialen Frieden” innerhablb 
der Deponie: Sie besorgen, wenn sie es 
für nötig halten, einen Arzt;sie bestim- 
men, welche Familien wann "auf Kosten 
von Rafael Gutierrez” zur Erholung 
außerhalb der Deponie gehen sollen und 
dürfen; sie verteilen im Namen von 
Gutierrez Geschenke, wie z.B. Kleidung; 
selbst Streitigkeiten zwischen den ”pepe- 
nadores” werden von ihnen geschlichtet. 
Diese sogenannten "”Verantwortlichen” 
haben ”capacates”, die sie selbst ernen- 
nen dürfen. 

Gutierez wurde im März 1987 ermordet 
— allerdings nicht aus politischen Moti- 
ven. Ein von seiner Frau bezahlter Killer 
erschoß ihn. Das von ihr angegebene per- 
sönliche Motiv, sie habe die Erniedrigung 
durch ihren Mann nicht mehr ausgehal- 
ten, erscheint auch seriösen Berichterstat- 
tern glaubhaft.!* 


Schlußbemerkungen 


Die Vorteile, die die Freundschaft mit R. 
Gutierrez den Bewohnern der Deponie 
brachte, reichen keineswegs aus, um 
erklären zu können, wieso Menschen 
bereit sind, langfristig solche Verhältnisse 
zu erdulden. Dafür muß man die Gesamt- 
entwicklung Mexicos in Betracht ziehen: 
Das ökonomische Wachstum in den 50er 
und 60er Jahren hat sich nur für eine 
Minderheit der Mexicaner bemerkbar 
gemacht: für eine kleine, aber wachsende 
Mittelschicht, für die noch geringe Zahl 
der Industriearbeiter mit festen Arbeits- 


blätter des iz3w, Nr. 142, Juni 1987 47 


verträgen und für die Oberschicht. Die 
Krise, die in den 70er Jahren einsetzte 
und heute andauert, hat nicht nur die 
Mittelschicht und die Industriearbeiter 
betroffen, sondern vor allem diejenigen, 
die schon immer benachteiligt waren: die 
Bauern und die Armen in den Elends- 
vierteln der Städte. 1982 sollen "rund 
40% der 75 Millionen Mexikaner, also 
ungefähr 30 Millionen Menschen,unge- 
nügend ernährt gewesen sein und zu den 
”Marginados” gezält haben. 30% der 
Bevölkerung, so wurde errechnet, konsu- 
mierte keine Milch, 15 Millionen Mexik- 
anern fehlte der Zugang zum staatlichen 
Gesundheitswesen, 15 Millionen, vor 


allem Campesinos, vegetieren im 
Elend”.' 
Die Zerstörung der ökonomischen 


Grundlage auf dem Land zwingt täglich 
Menschen, in die Stadt emigrieren: Men- 
schen, die selbst die Arbeit in der Depo- 
nie übernehmen würden, wenn sie dort 
zuziehen dürften. Verarmte und hun- 
gernde Bauern waren schon einmal in der 
Geschichte Mexikos Träger der noch 
heute glorifizierten mexikanischen Revo- 


RR Ay 


Handwerker/in gesucht 

mit pädagog. Fähigkeiten, der/die 
Lust und viel Energie hat, mit einem 
kl. Team ein selbstverwaltetes Ta- 
gungshaus zu betreiben. Das Haus 
— in kl. Eifeldorf bei Daun — be- 
steht seit 4 Jahren, ist sehr gemüt- 
lich, hat 27 Betten und ist relativ gut 
ausgelastet. 

Gewünscht wird eine langfristige u. 
verbindliche Mitarbeit. 

Also: Wenn Du älter als 26 J. bist, 


(entwicklungspolitisches Engage- 
ment hast, selbständig arbeiten und 


viel Eigeninitiative entwickeln 
kannst, wenn Du Routinearbeiten 
nicht scheust und ein hohes Ein- 
kommen Dir weniger wichtig ist als 
ein selbstbestimmteres Gestalten 
Deiner Zukunft, dann melde Dich 
doch mal! 


LERNWERKSTATT 
Brunnenstr. 1, 5531 Niederstadtfeld 
Tel.: 065.96/551 oder 1031 
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lution. Es gibt Beobacher, die heute 
wieder in den Bauern ein revolutionäres 
Potential erkennen zu können glauben. 
Den verelendeten Bewohnern der Müll- 
deponien scheint das kaum einer zuzu- 
trauen. Aber einige befürchten, daß sie 
bei Straßenprotesten als Schlägertrupps 
gegen die Demonstranten eingesetzt wer- 
den könnten. 
Gisela Hänel - Osario 
Carles Osario 


Anmerkungen: 

1. Die hier beschriebenen Verhältnisse sind aber 
für viele Städte in Entwicklungsländern nicht 
untypisch (vgl. z.B. Wilms, Zablin. Die Müllmen- 
schen von Mokattam, Cairo, Bremen 1985) 

2. Vgl. H.F. Castillo Berthier, La’sociedad de la 
basura: Caciquismo en la ciudad de Mexico, 
Mexiko 1983, S.9 
H.F. Castillo Berthier, a.2.0., S.74 und $. 51 
H.F. Castillo Berthier, 22.0... 74 
Vgl. E. Ortiz V., Limpia y transportes, Mexiko 
1978, 5.27 
Auf der auch Kühe und vereinzelt Schafe gehal- 
ten werden und die von breiten vielbefahrenen 
“Straßen” der Müllwagen durchgezogen ist und 
auf der auch die Kinder spielen. 

7. Vgl. K. Marx, Das Kapital, Bd. 23 MEW, Berlin 
1975, Kap. 23. — M. Tjaden-Steinhauer rechnet 
die “pepenadores” zu den Heimarbeitern. (Vgl. 
dies. Die Pepenadores auf den Basuras der 
Haupistadı, in: R. Aehnelt (Hg), Mexiko, Ham- 
burg 1986, 5.36 ff) 

8. K. Marx, 2.0.0. 5.672 

9. K. Marx, an.0. 5.672 . 

0. E. Lagons, Encuesia 'social en Ia comunidadde 
pepenadores de Ixtapalpa, Mexiko 1964, zit. 
nach H.F. Castillo Berthier, a.2/.,S. 79 

It Die Situation in der Deponie ist erst zutreffend 
charakterisiert, wenn man die Behausungen, in 
denen die Menschen leben vor Augen hat. Das 
Baumaterial der Hütten ist aus Abfallholz oder 
— meistens — nur aus aufgeschnittenen Blech- 
tonnen. Die armseligsten Hütten sind aus Papier 
von Milchtüten gemacht. Länger als 20 Juhre seit 
der Zerstörung der mehr als 2000 Häuser in der 
Deponie haben ein Drittel aller Wohnungen in 
Santa Cruz Meyehualco immer noch kein Trink- 
wasser;vor dem Eingang jeder zweiten Hütte 
versickern die Abwasser; jede vierte Hütte ver- 
fügı noch nicht einmal über "geklaute” Elektrizi- 
tät. (Vgl. H.F. Castillo Berthier, aa.O., S. 74) 

12 Über mexikanische Gewerkschaften dieses Typs 
schreibet die Neue Züricher Zeitung: „Die 
Regierung hält über ihre Partei Partido Revolu- 
cionario Institutional (PRI) — sie ist seit über 
einem halben Jahrhundert an der Macht — die 
Gewerkschaften eisern im Griff; die offiziellen 
Syndikate sind ja seit jeher nicht mehr als ein 
Transmissionsriemen der Partei“. (Neue Züri- 
cher Zeitung, 24.12.83) 

13 Nach der Definition von M. Kenny ist der Patron 
jemand, der als “Beschützer, Führer und Vor- 
bild, das man Nachahmen möchte, eingeschätzt 
wird, und der sich selbst auch so einschätzt. Er 
wird als Vermittler gesehen, der mit jemanden 
verhandelt, der mächtiger ist als man selbsı — ob 
diese Macht nun imaginär ist oder ob nicht. die 
Forischritte, die von seinem Schutz zu erwarten 
sind, sind materieller Art oder imaginär”. (M. 
Kenny, Patters of patronage in Spain, in: Anthro- 
pological Quartly, J. 33 (1960). S. 15. — Vgl. 
aych J.W. Bennet, Paternälism, in: Internat. 
5 neyclopedia of ihe Social Sciens, 1968, Bd. II. 

.475 


14 EI Pais, 24.3.1987 

5 Vgl. M. Weber, Wirtschaft und Gesellschaft, 5. 
rev. Aufl, Tübingen 1972, Teil I, Kap. 3, 88 10 - 
12a und Teil II, Kap. IX, Abschnitt I und 5 

16 Nach ihren Angaben war Rafael Gulierrez ein 
Bilderbuchmacho. Er soll Vater von 56 Kindern 
gewesen sein. Zu diesem Portrait gehört, daß 
Guiierrez seine Zähne mit drei Diamanten ver- 
schönert hatıe. (Vgl. EI Pais, 24.3.1987) 

17 Neue Züricher Zeitung, 24.12.1983 
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Rezensionen 


Vom Ensemble „Auto-Haus- 
Elektronik“ zur charity? 


Zu Mike Davis’ Buch: Phoenix im Sturz- 
flug, Rotbuchverlag Berlin 1986, 24,- 
DM 


‘Prisoner’s oft the American Dream’ (der 
Originaltitel) von Mike Davis ist eine 
spannende Darstellung des politischen 
und ökonomischen Hintergrundes der ge- 
genwärtigen US-Regierungspolitik unter 
Ronald Reagan. Das Buch leistet einen 
ausgezeichneten Beitrag zur Entzaube- 
rung des Feuer- und Budenzaubers der 
Rechten in den USA und ihren Hilfstrup- 
pen in der BRD. 

Eine zentrale These von Davis ist, daß 
die Hegemonie, also die Vormachtstel- 
lung der USA in der Welt, nicht im Nie- 
dergang begriffen ist, sondern vielmehr im 
Sinne einer einseitigeren Praxis ökonomi- 
scher und militärischer Intervention um- 
strukturiert wird. Offenbar verändern sich 
Grundlagen und Bedingungen der USA- 
Hegemonie. 

Monetäre Souveränität und nukleares 
Monopol waren in der goldenen Ära des 
US-Imperialismus auf das engste mit in- 
nenpolitischen Reformen und einer von 
Massenkaufkraft getragenen nationalen 
Produktivität verbunden. Dieser Zusam- 
menhang löst sich unter den heutigen Be- 
dingungen auf. „Die militärische Aufrü- 
stung fungiert offenbar als Ersatz und 
nicht als Ergänzung für ökonomisches 
Wachstum, und die Konsumfähigkeit hat 
immer weniger mit der aktuellen Richtung 
der Produktivitätsentwicklung zu tun“ (S. 
45). 

Auffallend ist die Bedeutung, die Davis 
dem Verhältnis zwischen der Binnenöko- 
nomie der USA und ihrer eigenen interna- 
tionalen Hegemonie, sowie der internatio- 
nalen Verschuldungskrise beimißt, findet 
dieser Gesichtspunkt in der bisher er- 
schienen Literatur doch kaum Beachtung. 


Für ihn beruhte „die Vormachtstellung' 


der USA — im Gegensatz zu früheren 
Epochen merkantilkolonialer Vorherr- 
schaft — nicht auf bloßer Überlegenheit 
im Welthandel, sondern auf dauerhaft ’ge- 
sunden’ binnenökonomischen Akkumula- 
tionsbedingungen“ (S. 58) 

Obwohl die meisten gängigen Indexwerte, 
die eine ökonomische Vormachtstellung 
belegen, wie z.B. das Verhältnis des Dollar 
zur DM, rapide zurückgehen, funktioniert 
der amerikanische Binnenmarkt immer 
noch als das dynamische Zentrum des 
Weltmarktes. 

Daß die BRD gegenwärtig die USA in 
der Exportbilanz überflügelt, wäre ohne 
den "Binnenmarkt der USA gar nicht 
denkbar. 

Die wichtigsten Begriffe mit denen Da- 
vis arbeitet, sind „Fordismus“ als bisheri- 
ges Akkumulationsmodell sowie „Über- 
konsumismus“ als neues „embryonales 


Akkumulationsmodell.“ Fordismus ist 
nicht nur eine Metapher, die an Henry 
Ford, den ersten Massenautomobilher- 
steller erinnern soll, sondern bezeichnet 
für den Zeitraum von 1930-1975 u.a. die 
gesellschaftliche Durchsetzung eines be- 
sonderen Typus von Lohnverhältnis. For- 
dismus steht für die Regulierung des Ver- 
hältnisses zwischen Kapital und Arbeit in 
der besonderen Form, daß auf der einen 
Seite eine legale Basis für die Artikulation 
von Forderungen der Lohnabhängigen ge- 
schaffen wurde, andererseits die gesell- 
schaftspolitischen Konflikte juristischen 
Zwängen unterwarf. Dabei wurde der 
Spielraum der Forderungen der Arbei- 
terklasse an eine Definition des „Gemein- 
wohls“ gekoppelt, das wiederum von den 
Interessen des Kapitals abhängig ist. 

Dieses Lohnverhältnis ist eine Art 
Kompromiß zwischen Lohnarbeit und 
Kapital, wobei der Staat Steuerungslei- 
stungen übernimmt, die das Kapital vor 
entscheidender Kontrolle schützt, dafür 
den Arbeitskraftgebern Konsum ermög- 
licht. 

In diesem Rahmen war es möglich, daß 
das „Ensemble Auto-Haus-Elektrogerät“ 
(S. 59) jahrzehntelang zur Hauptquelle 
des ökonomischen Wachstums wurde, 
und zwar nicht nur in den USA selbst, 
sondern unter ihrer Vorherrschaft auch in 
den anderen Metropolen der Welt, dort 
sogar teilweise noch ausgeprägter. 

Davis sagt nun, daß der Fordismus eine 


. Krisenkonstellation hervorgebracht hat, in 


der die Widersprüche der verschiedenen 
Ebenen miteinander verflochten sind: „al- 
so die Widersprüche in der Zusammen- 
setzung des Kapitals bzw. der Arbei- 


.terschaft, in der internationalen Arbeits- 


teilung und die Widersprüche, die sich 
aus der relativen Autonomie des weltwei- 
ten Finanzsystems ergeben“ ($. 68). 

Die Lösungsmöglichkeiten für das Ka- 
pital könnten folgende sein: erstens, die 
den Fordismus kennzeichnende Wechsel- 
beziehung zwischen Massenproduktion 
und -konsumtion auf die Reihe urbaner 
Gesellschaften auszuweiten, die sich ent- 
lang der Grenzen zu den Metropolen her- 
ausgebildet haben. Doch das ist wohl der 
konfliktträchtigen Situation in der halbin- 
dustriellen Peripherie nicht mehr möglich; 

die zweite Möglichkeit wäre, daß eine 
revolutionäre Produktions- und Lohnent- 
wicklung in den Wachstumsbranchen der 
Dienstleistungs- und Informationsindu- 
strie die fordistische Dynamik verstärken 
könnte. Voraussetzungen wären, „die Ver- 
kürzung des Arbeitstages, ein dynamisier- 
ter und erweiterter staatlicher Sektor und 
die gesellschaftliche Aufwertung von neu- 
en kulturellen und Gemeinschaftsbedürf- 
nissen“ (S. 69). Diese eher sozialdemokra- 
tischen Lösungen greifen für Davis nicht. 

Um die neue Realität fassen zu können, 
benutzt er den Begriff Überkonsumismus, 
der kaum etwas mit der „aufwendigen Le- 


bensweise der Superreichen zu tun hat, 
vielmehr soll er auf eine entstandene mas- 
senhafte Sub-Bourgeoise Schicht von Ma- 
nagern, freiberuflichen Akademikern, 
neuen Unternehmern und Rentiers hin- 
weisen, die es geschafft haben, in unge- 
heuerlichen Ausmaßen von der Inflation 
und von den erweiterten Staatsausgaben 
zu profitieren“ (S. 84). 

Das Neue liegt darin, daß die überpro- 
portionale Entwicklung des tertiären Teils 
der Wirtschaft, also Dienstleistungsbe- 
reich, Handel, Banken und Versicherun- 
gen, sich zum finanziellen Vorteil einer er- 
weiterten Schicht von Managern und Frei- 
beruflern ausgewirkt und zugleich ganz 
neue Akkumulationsdimensionen für 
kleine und mittlere Unternehmer eröffnet 
hat. Dieser Entwicklung entspricht umge- 
kehrt der beginnende Zusammenbruch 
des fordistischen Kreislaufs, der für eine 
regelmäßige Angleichung der Lohn- an 
die Produktivitätsentwicklung gesorgt 
hatte. 

Überkonsumismus steht für die Logik 
eines politischen Bündnisses zwischen Fi- 
nanzkapital sowie den meisten Angehöri- 
gen der neuen Mittelschichten auf Kosten 
der „arbeitenden wie der einkommenslo- 
sen Armen“ ($. 94). Dieses Bündnis steht 
auf wackligen Füßen. Ist doch die Macht 
des US-Finanzkapitals an die Wahrung 
der internationalen Hegemonie des Dol- 
lars gebunden, richtet sich das Interesse 
der aufgedunsenen Neo-Bourgeoisie je- 
doch auf eine inflationstreibende Freibeu- 
terpolitik aus, die die Stellung des Dollars 
untergräbt. Die Klammer für beide Frak- 
tionen ist für Davis das Verteidigungsmi- 
nisterium, denn „nur der immer fetter 
werdende Militärhaushalt kann dafür sor- 
gen, daß der unersättliche Appetit der 
Neureichen und die Bedürfnisse eines 
breiten Kernkapitalsektors auf Dauer mit- 
einander auskommen können. Kurz: Der 
Militärhaushalt sorgt für den inneren Zu- 
sammenhang des Überkonsumismus” (S. 
107). 

Davis bezeichnet den Überkonsumis- 
mus sogar als neue Gesellschaftsforma- 
tion ($. 107). Er verwendet hier eine 
Marx’sche Kategorie, was mir sehr frag- 
würdig erscheint. Marx verwendet den 
Begriff Gesellschaftsformation epochal. 
Er unterscheidet u.a. zwischen feudaler 
und kapitalistischer Gesellschaftsforma- 
tion. Die historische Bedingung für die 
Existenz der kapitalistischen Gesell- 
schaftsformation ist It. Marx dort gegeben, 
wo der Besitzer von Produktions- und Le- 
bensmitteln den freien Arbeiter als Ver- 
käufer seiner Arbeitskraft auf dem Markt 
vorfindet. 

Dies ist auch in der sogenannten „Logik 
des Überkonsumismus“ (S. 47) der Fall. 
Also kann es sich bei Überkonsumismus 
nur um eine neue Form der Aneignung 
der Mehrarbeit innerhalb der bestehen- 
den kapitalistischen Gesellschaftsforma- 
tion handeln. 

Die Aussichten, die Davis beschreibt, 
sind düster, werden doch den Preis für den 


Versuch, die Logik des Überkonsumismus 
auf die internationale Ebene zu übertra- 
gen, wie immer vor allem die Länder der 
„Dritten Welt“ bezahlen müssen. Was Da- 
vis leistet, ist, den Blick auf die wirtschaftli- 
chen und politischen Strukturen der USA 
zu lenken, ohne deren Berücksichtigung 
und Verständnis die Krise der Hegemonie 
der USA und die Internationale Verschul- 
dungskrise nicht zu verstehen sind. Be- 
stimmen doch gerade die Bedingungen 
der Akkumulation im inneren der USA 
die Strukturen in der Weltwirtschaft. 


Michael Meilwes 
Erklärungen: ‚charity’_ bedeutet verwaltete 


Wohltätigkeit, Finanzkapital bezeichnet die 
Verbindung von Industrie- und Bankkapital 


EEE /X> SPAK 
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Eine Anleitung mit Pfiff 


WIE MAN Eine Anleitung mit run 
COMIX MACHT 3. erweiterte Aufl 
visien Abbildungen — 200 en 
MS52 - DM 18,- 
Juan Acevedo vermittelt in diesem Band 
nicht nur die grundiegenden Hilfen zum 
Selberzeichnen, die obendrein noch gros 
son Spaß machen, sondern er führt uns in 
die Welt der Comics, in das Medium ein: 
macht uns die Comie-Sprsche und ihre 
Mechanismen erkennber. Er fordert uns 
sut mit diesem Medium umzugehen, un- 
sare eigene Wirklichkeit festzuhsiten, zu 
analysieren; Charskteristisches sulzu- 
decken und uns mit Humar offentlich- 
keitswirksam zu Wort zu meiden. 


Zu beziehen bei: 
AG SPAK, Kisılenur. 3,8000 München 90 


'Stellenausschreibung: 


‚Im Informationsbüro Nicaragua e.V. ist im‘ 
Herbst dieses Jahres, spätestensiaber zum 
‚Frühjahr 1988 die Stelle einer hauptamtli-' 

chen Mitarbeiterin neu zu besetzen. 


‘Der Tätigkeitsbereich umfaßt: 


— Inhaltliche Arbeit zu vennralen Aufga-; 


ben .der Solidaritätsbewegung zu Mit-. 
:  telamerika; 
'— Vertretung des. Informationsbüros nach: 
‘außen (Sprecherinnentätigkeit): 


‚— Kontakte zu Institutionen (Ailfswer- 


ken, Kirchen, Gewerkschaften) sowie, 
zur Basis zu pflegen 


'— Verwaltungstätigkeiten im, Informa- 


tionsbüro - 
— Archiv- und Dokumentationsarbeit. 


Voraussetzungen für diese Tätigkeit sind: 
‚— Kenntnis der spanischen Sprache 


:— Die Bereitschaft, in Wuppertal zu Be 


nen. 
‚Die Bezahlung ist kollektivüblich: gering. 


Informationsbüro Nicaragua e.V. 
‚Hofaue 51 
‚9600 Wuppertal, 
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WECHSEL 
ONAMAIM 


Zeitschrift für 
TECHNIK NATURWISSENSCHAFT 
GESELLSCHAFT 


WECHSELWIRKUNG berichtet über politi- 
sche Aktivitäten im naturwissenschaftlich- 
technischen Bereich, Gewerkschaftsarbeit 
und soziale Konflikte. 

WECHSELWIRKUNG analysiert die soziale, 
politische und ökonomische Funktion von 
Wissenschaft und Technik und zeigt deren 
Perspektiven und Alternativen auf. 
WECHSELWIRKUNG ist ein Diskussions- 
forum für Naturwissenschaftler, Ingenieure 
und Techniker. 

WECHSELWIRKUNG 

erscheint vierteljährlich. 


TO DM. 42. Qusnted, Mai ST ABDIR.N..M 


WECHSEL 
INNIWAIM 


TECHNIK NATURWISSENSCHAFT 
: GESELLSCHAFT 


eh E 
und »Dritte Welt« 


Dertä Bot e Cobal für Adaza e Fekrräckr e Die Robert C. Geo Sry m 
Das Jahr 1 cactı Tickoranbyt o Strahlenuhtisveronduseg i 


Nr. 33, Mai 1987 

Schwerpunkt: 

High-tech und »Dritte Welt«: Wege ins goldene 
Zeitalter? * Informatik in Ostafrika *« Com- 
puterpolitik in Indien * Schwellenländer im 
internationalen Wettbewerb * Arbeitskreis 
»Informatik und Dritte Welt« in der GI * Wehre 
Dich, Du Frau, Du Schwarze * 

Weitere Themen: 

Zur Arbeit von David Bohm + Zur histori- 
schen Grundlage des »Männermythos« Com- 
puter * Gedanken zur Zukunft des Fahrrades 
* Die Robert C. Gallo Story * Das Jahr Inach 
Tschernobyl # Zur Novellierung der Strahlen- 
schutzverordnung * Aktiv gegen Strahlen = 


Bestellungen an WECHSELWIRKUNG 
Gnelsenaustr. 2, 1000 Berlin 61 

DM 7,- Einzelheft (+ Versandkosten) 
DM 28,- Abonnement für 4 Hefte (Incl. 
Versandkosten]; erscheint vlertel- 
Jährlich 
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Rezensionen 


Frank Ballot 
Politische Herrschaft in Kenia: 
Der neo-patrimoniale Staat 
1963-1978. 


Rheinfelden (Schäuble Verlag) 1986, 
320 S., DM 98,- 


Mehr als zwei Jahrzehnte nachdem Afri- 
ka die europäische Kolonialherrschaft ab- 
geschüttelt hat, ist das politische Bild, so 
wie es die hiesigen linken Medien von ihm 
zeichnen, immer noch erstaunlich un- 
scharf, IWF, Rohstoffe, strategische Inter- 
essen, Ausbeutung etc. — das sind seine 
immer wiederkehrenden Elemente und 
nicht selten wird der Eindruck erweckt, 
als sei der gesamte Kontinent einzig und 
allein der hilflose Spielball internationaler 
Kapitalinteressen. Welche politischen 
Prozesse und Mechanismen unter dieser 
Oberfläche aber tatsächlich ablaufen, wie 
die verschiedenen politischen Systeme al- 
so „funktionieren“, das bleibt weitgehend 
im Dunkeln. Die einzelnen Länder wirken 
in der Darstellung häufig konturlos und 
untereinander austauschbar — ein Artikel 
etwa über Nigeria liest sich manchmal 
kaum anders als einer über Zaire oder 
Ghana. Der Grund für dieses Defizit dürf- 
te wesentlich in der Dritte-Welt- 
Diskussion der letzten zwanzig Jahre zu 
suchen sein. Denn statt sich darum zu be- 
mühen, die komplexe soziale und politi- 
sche Wirklichkeit heutiger afrikanischer 
Gesellschaften in ihrer jeweiligen Ge- 
schichtlichkeit zu begreifen, wurden dort 
vornehmlich Theoriegebäude aufgetürmt, 
die — bei aller begrifflichen Elaboriertheit 
— nur einen recht allgemeinen Aussage- 
wert haben. Das gilt nicht nur für die bür- 
gerlichen Modernisierungstheorien, son- 


dern gerade auch für die sog. Dependenz- 
theorien. Diesen kommt zweifellos der 
Verdienst zu, das Problem der „Unterent- 
wicklung“ in einen globalen Zusammen- 
hang gestellt zu haben, d. h. die dem kapi- 
talistischen Weltwirtschaftssystem inne- 
wohnende strukturelle Gewalt herausge- 
arbeitet zu haben. Doch brachte es ihre 
„Ökonomistische“ Prägung zwangsläufig 
mit sich, daß die internen politischen 
Strukturen der Dritte-Welt-Länder weit- 
gehend aus der Betrachtung ausgeblendet 
wurden und allenfalls als Reflexe der me- 
tropolitanen Kapitalverwertungsstrate- 
gien Beachtung fanden. Im Extremfall 
führte (und führt) das zu einer Art von 
verschwörungstheoretiscem Denken, 
demzufolge die Dritte Welt bis in ihren 
letzten Winkel hinein durch das Kapital 
determiniert wird. „Konkreten* Untersu- 
chungen und Fallstudien kann dann nur 
noch die Aufgabe zukommen, die einmal 
gemachten Annahmen zu bestätigen bzw. 
zu illustrieren. 

Indessen hat die politische Entwicklung 
Afrikas seit der Unabhängigkeit gezeigt, 
daß der Zugriff des „Kapitals“ auf die ein- 
zelnen Staaten bei weitem nicht derartig 
einheitlich und umfassend war: die mei- 
sten von ihnen sind aufgrund ihrer inter- 
nen sozio-politischen Entwicklung nur 
noch sehr begrenzt imstande, den Verwer- 
tungsbedürfnissen des Kapitals überhaupt 
zu genügen, während einige aus dem welt- 
weiten kapitalistischen Produktions- und 
Reproduktionszusammenhang inzwi- 
schen sogar regelrecht herausgefallen sind 
(z.B. Uganda oder der Tschad). Staaten 
konnten wirtschaftliche Erfolge verzeich- 
nen, die anfänglich kaum Anlaß zu Hoff- 


‚nungen gegeben hatten (z.B. Malawi oder 


die Elfenbeinküste), andere hingegen ste- 
hen heute vor dem Bankrott, obwohl ihre 
ökonomischen Ausgangsbedingungen 
vergleichsweise gut gewesen waren (z.B. 
Guinea oder Ghana). Trotz aller von au- 
Ben auferlegten Beschränkungen scheint 
der Handlungsspielraum der neuen Staa- 
ten Afrikas also doch größer zu sein, als 
von den Dependenz- bzw. Imperialsimus- 
theorien behauptet. Zumindest aber groß 
genug, um es zu rechtfertigen, daß Aufbau 
und Funktion ihrer politischen Systeme 
wieder mehr in den Mittelpunkt der Dis- 
kussion gerückt werden. R 

Ausgehend von solchen Überlegungen 
versucht Frank Balloı am Beispiel Kenias 
zur Zeit Präsident Kenyattas die interne 
Funktionsweise eines individuellen politi- 
schen Systems in Afrika zu analysieren. Er 
tut dies mit Hilfe eines originellen, an Max 
Weber anknüpfenden Ansatzes: Er inter- 
pretiert nämlich das politische System der 
Kenyatta-Ara als „neo-patrimonial“. Da- 
mit ist ein System gemeint, das äußerlich 
zwar alle Attribute eines modernen Staa- 
tes aufweist (Parteien, Berufsbeamtentum, 
Parlament etc.), das de facto aber nichts 


weiter darstellt als das ganz persönliche 
Regime des jeweiligen Staatschefs. Dieser 
herrscht nicht nur nach Art eines mittelal- 
terichen Patrimonialherren unum- 
schränkt und (im Prinzip) auf Lebenszeit, 
auch die Grundlage seines politischen 
Handelns (die Sicherung der Machtstel- 
lung und der damit verbundenen Privile- 
gien) und die alltägliche Ausübung der 
Herrschaft (Günstlingswirtschaft, ständige 
Bereisung des Staatsgebietes, Einsatz ei- 
nes von Vertrauten und Familienangehö- 
rigen dominierten Verwaltungsstabes etc.) 
weisen eindeutig patrimoniale Zübe auf. 
Trotz dieser Personenbezogenheit ver- 
steht sich der „neo-patrimoniale“ Ansatz 
jedoch keineswegs als eine Neuauflage der 
„Geschichte großer Männer“. Die zentrale 
Rolle, die der „Herrscher“ innerhalb die- 
ses Systems spielt, leitet der Autor viel- 
mehr aus der für Afrika typischen sozio- 
politischen Struktur ab. Diese sieht er ge- 
kennzeichnet einerseits durch eine allge- 
meine ökonomische Rückständigkeit (je- 
denfalls im Vergleich zu den Industrielän- 
dern), eine entsprechend geringe klassen- 
mäßige Ausdifferenzierung sowie eine 
starke, zumeist mit ausgeprägtem Kon- 
kurrenz-Denken verbundene ethnische 
Heterogenität; andererseits durch einen 
Staatsapparat, der als größter Arbeitgeber 
und Investor sowie als Verwalter der von 
außen kommenden Finanzmittel die 
knappen ökonomischen Ressourcen des 
Landes auf sich konzentriert. Daraus er- 
gibt sich eine Form der politischen Aus- 
einandersetzung, bei der eine Vielzahl von 
lokalen bzw. ethnisch-regional veranker- 
ten Patronen um diese Ressourcen kon- 
kurriert, und zwar sowohl auf eigene 
Rechnung als auch (zumindest teilweise) 
auf die der jeweiligen Anhängerschaft. 
Dem: „Herrscher“, der ja qua Amt das 
Verteilungsmonopol dieser Ressourcen 
innehat, wird es mithin ein leichtes, die 
verschiedenen Patrone durch eine ge- 
schickte Politik des „teile und herrsche“ 
gegeneinander auszuspielen und sich da- 
mit selbst zur zentralen Figur auf der poli- 
tischen Bühne zu machen. 

Das Buch besteht aus drei Teilen. Der 
erste setzt sich zu Beginn kritisch mit den 
Dependenztheorıen auseinander und ent- 
wickelt dann als theoretischen Rahmen 
für das weitere Vorgehen das oben (nur 
sehr grob) skizzierte „neo-patrimoniale 
Herrschaftsmodell. 

Der zweite Teil der Arbeit hat die inter- 
ne Funktionsweise des Herrschaftssy- 
stems Kenias zum Inhalt. Zu Anfang wird 
gezeigt, daß das Land von seiner ökono- 
mischen und sozio-kulturellen Struktur 
‚her alle Voraussetzungen für die Heraus- 
bildung einer „neo-patrimonialen“ Herr- 
schaft aufweist, handelt es sich statt einer 
ethnisch einheitlichen Klassengemein- 
schaft hier doch um eine ethnisch hetero- 
gene und von gegenseitigen Konkurrenz- 


denken geprägte Bauerngesellschaft. An- 
schließend wird die Position von Präsi- 
dent Jomo Kenyatta dargestellt als die ei- 
nes „präsidentiellen Monarchen“, dessen 
politische Entscheidungen in erster Linie 
auf den Machterhalt und die Bereicherung 
seiner weitverzweigten Familie gerichtet 
sind. Im letzten Abschnitt dieses zweiten 
Teils wird schließlich ausführlich be- 
schrieben, wie die Herrschaft im Alltag 
durchgesetzt wird: mittels einer als Kon- 
troll- und Repressionsinstrument einge- 
setzten Bürokratie, mehr aber noch mit- 
tels einer raffinierten Kombination von 
Eliten-Kooptation und „dissoziativer“ 
(d.h. über Patron-Klient-Beziehungen 
verlaufender) Integration der Massen. 

Der dritte Teil des Buches behandelt 
die Entstehung des „neopatrimonialen“* 
Herrschaftssystems in Kenia. Der vom 
Autor behauptete relative Handlungs- 
spielraum des „präsidentiellen Monar- 
chen“ Kenyatta wird hier dadurch argu- 
mentativ untörmauert, indem nachgewie- 
sen wird — m.E. sehr überzeugend — daß 
Kenyatta aufgrund seines „Charisma“ an 
die Macht kam und nicht, wie oft ange- 
nommen, deshalb, weil er der Exponent 
einer bestimmten gesellschaftlichen Grup- 
pe („petty bourgeoisie“) oder gar die Ma- 
rionette der scheidenden britischen Kolo- 
nialherren gewesen wäre. Denn ein afrika- 
nisches „Kleinbürgertum“ entstand erst im 
Rahmen der nachkolonialen (Teil-) „Afri- 
kanisierung“ der bis dahin europäisch-in- 
disch dominierten Wirtschaft, und was die 
Briten betrifft, so hatten sie praktisch bis 
zum Schluß versucht, den von ihnen als 
angeblichen Führer des „Mau Mau“-Auf- 
standes verteufelten Kenyatta von der 
Macht fernzuhalten. Kenyattas „Charis- 
ma“ wird vom Autor jedoch nicht als rein 
persönliche und sich damit dem sozialwis- 
senschaftlichen Zugriff entziehende Bega- 
bung verstanden, sondern als das 
Ergebnis einer „charismatischen 
Interaktion“; d. h, es wird als das Er- 
gebnis eines sozialen Zuschreibungspro- 
zesses verstanden, in dessen Verlauf eine 
an sich „normale“ politische Persönlich- 
keit durch ein komplexes Zusammenspiel 
zum „Charismatiker“ erst gemacht wird: 
durch ein Zusammenspiel nämlich der 
(aus einer gesamtgesellschaftlichen Notsi- 
tuation entstandenen) „Heilserwartun- 
gen“, die in diese Persönlichkeit hinein- 
projiziert werden zum einem und zum an- 
deren der subjektiven Bestrebungen der 
Person selbst, die diesen Erwartungen 
entgegenkommen, ihnen zumindest aber 
nicht offen widersprechen. 

Insgesamt handelt es sich bei der Studie 
von Frank Ballot um eine materialreiche, 
auf ausgedehnter Auswertung der vorhan- 
denen Sekundärliteratur basierende Ar- 
beit, die, flüssig geschrieben und klar ge- 
gliedert, weitgehende Einblicke in die po- 
litischen Abläufe in Kenia nicht nur für 
die eineinhalb Jahrzehnte der Ara Keny- 
atta erlaubt. Ob mit dem theoretischen 
Modell des „Neo-Patrimonialismus“ der 
. Diskussion über die Probleme Afrikas be- 
reits eine neue Richtung gewiesen ist, blei- 


be zwar dahingestellt, doch daß sie damit 
um einen anregenden (und durchaus plau- 
siblen) Beitrag bereichtert wurde, steht 


m.E. außer Zweifel. Denn gerade weil sich 
das Modell eben nicht wie die Depen- 
denztheorien auf der Ebene einer an- 
spruchsvollen „Weltformel“ bewegt — das 
Politische in der Dritten Welt sozusagen 
als Reflex der weltweit wirkenden Gesetz- 
mäßigkeiten des Kapitalverwertungspro- 
zesses — sondern auf der eines eher prag- 
matischen Wirklichkeitsverständnisses — 
Politik primär als reiner Machterhalt — 
kann es sich der Realität unbefangen nä- 
hern und damit an unmittelbarem Erklä- 
rungswert gewinnen, statt vor lauter Bäu- 
men den Wald nicht mehr zu sehen. 

Konkret würde das bedeuten, daß im 
Rahmen des „Neo-Patrimonialismus“- 
Modells beispielsweise die zahlreichen 
Staatsbetriebe in Afrika weniger auf die 
abstrakte Notwendigkeit zurückzuführen 
wären, ausländisches Kapital ins Land zu 
ziehen, als vielmehr auf das ganz konkrete 
Interesse des „Herrschers“, an seine Ge- 
folgsleute „Pfründe“ verteilen zu können. 
Oder, um ein anderes Beispiel zu nennen, 
die häufig zu beobachtende Tatsache des 
hohen Europäeranteils am administrati- 
ven Spitzenpersonal afrikanischer Staaten 
hätte ihren Grund nicht in der politischen 
Abhängigkeit von der ehemaligen Kolo- 
nialmacht, sondern ebenfalls in solchen 
herrschaftserhaltenden Strategien, sind 
Ausländer aufgrund ihrer prekären sozia- 
len und rechtlichen Situation doch relativ 
leicht unter politischer Kontrolle zu hal- 
ten. 

Es wäre sicherlich ein Mißverständnis, 
würde das Buch von Frank Ballot als eine 
„Widerlegung“ der Dependenztheorien 
aufgefaßt werden. Daß es im Verhältnis 
zwischen Erster und Dritter Welt eindeu- 
tige ökonomische Abhängigkeiten gibt, 
wird vom Autor vielmehr ausdrücklich 
festgestellt. Nur werden diese Abhängig- 
keiten dann nicht als derartig terminie- 
rend angesehen, daß die Analyse der poli- 
tischen Binnenstruktur der Dritte-Welt- 
Länder bzw. vor allem Afrikas darüber 
vernachlässigt werden darf. Zur Durch- 
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führung solcher Analysen einen theoreti- 
schen Interpretationsrahmen anzubieten 
und diesen gleichzeitig in einem prakti- 
schen Fall anzuwenden, darin besteht das 
Ziel des Buches. Angesichts einer gewis- 
sen Sterilität, die sich in der Dritte-Welt- 
Diskussion ausgebreitet hat, ist das mei- 
ner Meinung nach schon eine ganze Men- 
ge. 


Hermann Sönik 
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Das käufliche Glück in 
Südostasien 


1980 kamen 2,22 Mio. Touristen nach 
Thailand, darunter 92.000 aus der BRD. 
71,1 % waren Männer; in Pattaya, einem 
für Prostitutionstourismus bekannten Ort 
sogar 86,3 %. 

Prostitution ist in Thailand offiziell ver- 
boten. Schätzungen zufolge gibt es jedoch 
allein in Bangkok zwischen 100.000 und 
200.000 Prostituierte. 

Susanne Lipka analysiert diese Situa- 
tion in Thailand, die aber beispielhaft für 
verschiedene Länder in Südostasien steht, 
in ihrem Buch: 


Das käufliche Glück in Südostasien — 
Heiratshandel und Sextourismus 
Verlag Westfälisches Dampfboot, 
Münster 1985. 


Darin geht sie sowohl auf die Situation in 
der BRD ein als das Land, aus dem ein 
großer Teil der männlichen Sextouristen 
herkommt, als auch auf die Situation der 
Frauen in Thailand und die Gründe, die 
zur Prostitution führen. 

Das erste Kapitel widmet Susanne Lip- 
ka dem Klischee der „Asiatin“ in den Me- 
dien. Dabei stellt sie Beispiele aus Zeit- 
schriften zusammen, deren Spektrum 
von der Regenbogenpresse bis zum Spie- 
gel reicht: 

„Gewisses Lächeln. Bangkoks Mäd- 
chen verführen mit Blicken.“(Quick, 
1976). 

„Den Mann aus Deutschland erwartet 
in Bangkok das Paradies. Bereits im Lä- 
cheln der Mädchen findet er die Antwort 
auf all seine Wünsche.“ (Stern, 1971). 

„Faszinierend, dieser Regenbogen der 
Rassen, verkörpert durch Asiens schönste 
Mädchen ... Erregend das brilliante Mo- 
saik fernöstlicher Feste...“ (Werbung der 
„Singapur Airlines“, in. Spiegel, 1972. 

Die Autorin entlarvt die als Gegensatz- 
paar konstruierten Bilder der nur an den 
Bedürfnissen des Mannes orientierten 
Asiatin und der emanzipierten, kalten, 
egoistischen Europäerin in ihrer Funk- 
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tion, unbefriedigenden sozialen gesell- 
schaftlichen Strukturen zu entfliehen. 

Daß aus dieser Situation Geschäfte ge- 
macht werden, sie also ausgenutzt und 
gefördert wird, beschreibt die Autorin im 
2. Käpitel über die Werbung für den Sex- 
tourismus. Die daran verdienen, sind nicht 
in 1. Linie die Frauen, sondern u.a. große 
Reisefirmen wie Neckermann, TUI-Rei- 
sen usw, deren Werbung eindeutige Hin- 
weise auf Prostitution gibt. Dies wurde be- 
sondern Anfang der 70er Jahre durch eine 
Flut an Artikeln unterstützt, in denen ver- 
harmlosend auf die Massenprostitution 
hingewiesen wurde. 

im 3. Kapitel werden Hintergrundinfor- 
mationen zur Lage der Frauen in Thailand 
gegeben. Es wird eingegangen auf die Rol- 
le der Frau im Buddhismus, die eine star- 
ke ökonomische Stellung beinhaltet. Im 
Zusammenhang mit den traditionellen Fa- 
milienformen und der thailändischen 
Hausfrauenideologie ist die starke Bin- 
dung der Frau an die Familie und ihr ho- 
hes Verantwortlichkeitsbewußtsein zu 
verstehen, die sie letztendlich, bei einer 
zunehmenden ländlichen Verarmung — 
besonders im Norden und Nordosten 
Thailands — und der gleichzeitigen Aus- 
beutung der weiblichen Arbeitskraft im 
industriellen Bereich auf den Weg zur 
Prostitution treiben. 

Nicht nur viele Familien sind auf diese 
Einkommen der Frauen angewiesen. Das 
Land selbst braucht das Geld der Tou- 
risten, und also ist auch die Regierung be- 
reit, die Prostitution zu fördern, die 
Frauen zu verkaufen. In Thailand genie- 
ßen Prostituierte keinerlei soziale Absi- 
cherung. 

Auf die Zusammenhänge zwischen 
Tourismus, Prostitution und Prostitutions- 
tourismus geht S. Lipka im 4. Kapitel ein, 
u.a. auch auf die führende Rolle der USA 
und deren militärischen Basen in Thailand 
während des Vietnamkrieges: „Um die 
Moral der Truppe aufrechtzuerhalten, be- 
kamen die Soldaten jedes halbe Jahr im 
Rahmen eines großangelegten „Rest und 
Recreation“-Programms einen Monat Ur- 
laub aus dem Kampfgebiet. In Bangkok 
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‚entstanden die heutigen Rotlichtviertel 
und im Nordosten des Landes, wo das 
amerikanische Militär stationiert war, 
blühte das Sexgeschäft auf.“ ($. 69). Als 
letzten Punkt beschreibt Susanne Lipka 
den Weg der Frauen aus Südostasien in 
die BRD, ein immer häufiger zu beobach- 
tendes Phänomen. 1983 wurden etwa 
4000 Filipinas an deutsche Partner ver- 
kauft. Diese Frauen haben in der BRD 
kein selbständiges Aufenthaltsrecht, d.h. 
dieses ist an die Ehe mit dem deutschen 
Mann gebunden. Heiratsvermittler bieten 
die Frauen in Katalogen an und bereiten 
diese entsprechend darauf vor, wie sie sich 
hier zu verhalten und anzupassen haben. 
Zu diesem Punkt bietet der Anhang frap- 
pierende Dokumente. 

Das Buch ist gut gegliedert und leicht 
lesbar. Es stellen sich Fragen in Bezug auf 
das Alter der zitierten Beispiele in den er- 
sten zwei Kapiteln, reichen diese doch bis 
in das Jahr 1971 zurück. Tauchen solche 
Hinweise heute nicht mehr auf oder sind 
sie diskreter? 

Tatsache ist jedoch, daß die Touris- 

muszahlen besonders nach Thailand stän- 
dig ansteigen: 1986 wurde mit einer 20 
%igen Steigerung eine Rekordzahl von 
114.000 bundesdeutschen Touristen nach 
Thailand festgestellt, davon immer noch 
3/4 Männer. Auch der Frauenhandel mit 
südostasiatischen Frauen ist im Wachsen 
begriffen. 
Susanne Lipka bleibt nicht bei der theore- 
tischen Analyse stehen; momentan ist sie 
mit anderen Frauen dabei, das Agisra-Bü- 
ro aufzubauen, um Öffentlichkeitsarbeit 
zu leisten. Das Büro wurde im April 1987 
eröffnet. 

Agisra-Gruppen entstehen derzeit in 
der ganzen Bundesrepublik, Frauen sind 
zur Mitarbeit aufgerufen (Vgl. Iz3w 138). 

Das Buch hat leider nichts an Aktuali- 
tät eingebüßt. Es wird im Mai 1987 in 
zweiter Auflage erscheinen. 
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Der Anfang vom Ende deutscher 
Direktinvestitionen in der Dritten 
Welt? 


Folgt man der Grundthese des Buches 


Werner Olle: 

Bundesdeutsche Konzerne in der 
Dritten Welt. 

Ein Handbuch herausgegeben von 
medico international. 
Bornheim-Merten: Lamuv, 1986, 


so wird es eines der letzten seiner Art sein: 
Die Bedeutung der Dritten Welt als Ziel- 
region für Direktinvestitionen, so die The- 
se Olles, nimmt ab; an die Stelle der „Neu- 
en internationalen Arbeitsteilung“ tritt ei- 
ne neuerliche Autozentrierung des Zen- 
trums“. 

Das Buch ist in zwei Abschnitte aufge- 
gliedert. Der zweite, größere, porträtiert 
die Aktivitäten von insgesamt 15 deut- 
schen Multis in der Dritten Welt. Dieser 
Teil, sehr materialreich und informativ, ist 
die starke Seite dieses Buchs — eine nüch- 
terne und sachliche Darstellung der Un- 
ternehmensstrukturen und -strategien der 
wichtigsten deutschen Auslandsinvesto- 
ren. 

Im ersten, allgemeinen Teil versucht Ol- 
le den aktuellen Investitionstrends auf die 
Spur zu kommen, Dazu kritisiert er zwei 
Ansätze: Zum einen die von Fröbel/Hein- 
richs/Kreye vertretene These einer „unge- 
brochenen Tendenz zu einer Neuen inter- 
nationalen Arbeitsteilung“, zum andern 
die — auch schon von ihm selber lancierte 
— These der Rückverlagerung infolge 
technologiesher Neuerungen. 

Was die Kritik an der zweiten These be- 
trifft, so ist ihm vorbehaltslos zuzustim- 
men. Hinsichtlich der Fröbel/Heinrichs/ 
Kreye-These hingegen gilt es zunächst 
festzuhalten, daß die Aktivitäten der deut- 
schen Multis dafür immer schon ein 
schlechtes Beispiel waren: Die kostenori- 
entierte Produktionsverlagerung in Billig- 
lohnländer hat stets nur den kleineren Teil 
ihrer Auslandsaktivitäten ausgemacht. So- 
mit schießt Olle ein Eigentor, wenn er am 
Beispiel deutscher Unternehmen die The- 
se einer ungebrochenen Tendenz zu einer 
neuen internationalen Arbeitsteilung wi- 
derlegen will. Dies gilt umso mehr, als ihr 
Anteil an den weltweiten Direktinvestitio- 
nen nur knapp 10 % beträgt und das Ver- 
halten von Firmen aus anderen Ländern 
— namentlich USA, aber auch Japan — 
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immer noch zu einem guten Teil in dieses 
Schema paßt. 

Wie steht es aber um die Alternative, 
die Olle als Erklärungsmuster anbietet: 
Die „neuerliche Autozentrierung des 
Zentrums“? Zwei Argumente dienen ihm 
zur Untermauerung der These, daß die 
großen Konzerne die Industrieländer als 
Anlageregion wiederentdeckt haben und 
damit die Bedeutung von Standorten in 
der Dritten Welt abnimmt. Erstens beruft 
er sich auf die Ausführungen des Chefs 
der japanischen Niederlassung einer gro- 
Ben US-Unternchmensberatungsfirma. 
Kenichi Ohmae sieht in seinem gleichna- 
migen Buch die „Macht der Triade* als 
zentrale Determinante unternehmeri- 
schen Verhaltens an: Es komme darauf an, 
die drei großen Märkte — USA, Japan 
und Westeuropa — gleichzeitig zu er- 
schließen, wozu auch Produktionen vor 
Ort notwendig seien. Zusätzlich solle 
noch eine Region in der Dritten Welt ge- 
nutzt werden. Bedenkt man, daß Ohmaes 
Ausführungen weniger Ergebnis empiri- 
scher Analyse als vielmehr phänomenolo- 
gisch abgestützte Empfehlungen an Un- 
ternehmensmanager sind, kann man sich 
nur wundern, daß dieses Werk auch von 
ernstzunehmenden Wissenschaftlern der- 
art positiv rezipiert wird — zumal es nur 
ein Buch aus einer Flut ähnlicher Werke 
ist, die immer dann Konjunktur haben, 
wenn in Zeiten krisenhaften Umbruchs ei- 
ne hektische Suche nach neuen Orientie- 
rungen und Handlungsmustern ausbricht. 

Sein zweites Argument zieht Olle aus 
der Analyse von Direktinvestitionsstatisti- 
ken. Ihre Botschaft scheint eindeutig zu 
sein: Der Anteil der außereuropäischen 
Entwicklungsländer am Bestand der deut- 
schen Direktinvestitionen in der verarbei- 
tenden Industrie ging von (1076) 24,5 % 
über (1980) 22,7 % auf (1984) 20.3 % zu- 
rück, iher Anteil an Beschäftigten und 
Umsätzen sank entsprechend. Jedoch sind 
diese Zahlen mit Vorsicht zu genießen, 
denn mindestens zwei Faktoren relativie- 
ren ihre Aussagekraft: 

l. Der besagte Zeitraum ist gekennzeich- 
net durch das Auftreten von neuen For- 
men der Zusammenarbeit, die an der Stel- 
le traditioneller Dircktinvestitionen tra- 
ten. Joint Ventures, Kooperationen ohne 
Kapitalbeieiligung oder Kontraproduktio- 
nen finden keinen btw. nur reduzierten 
Niederschlag in Investitionsstatistiken, 
ohne daß dies als Indiz abnehmender Be- 
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deutung der entsprechenden Standorte 
gedeutet werden dürfte. 

2. Wenn damit die Bedeutung von Ent- 
wicklungsländern als Standort industriel- 
ler Produktion systematisch unterschätzt 
wird, verleitet auf der anderen Seite das 
Starren auf die Statistik zu einer Überbe- 
wertung der Direktinvestitionen innerhalb 
der Ersten Welt. Gründung oder Ankauf 
von Unternehmen in den USA und ande- 
ren entwickelten Industriestaaten sind si- 
cherlich auch Indiz für gewandelte Ein- 
schätzungen der Attraktivität von Märk- 
ten. Vor allem sind sie jedoch Symbol für 
aktuelle Restruktierungen der Weltwirt- 
schaft, die ihren Ausdruck u.a. in der fort- 
schreitenden Aushöhlung des internatio- 
nalen Freihandelsregimes des GATT fin- 
den. Gerade der Fall der USA versinn- 
bildlicht dies: War es früher im allgemei- 
nen wenig problematisch, dorthin zu cx- 
portieren, sosetzten sich in den letzten 
Jahren zunehmend protektionistische 
Tendenzen durch. Dies veranlaßte Unter- 
nehmen, die um einen ihrer wichtigsten 
Absatzmärkte bangen mußten, durch Di- 
rektinvestitionen den Marktzugang zu si- 
chern. Zunehmende Nord-Nord-Kapital- 
transvers sind die Kehrseite der Medaille, 
auf deren Vorderseite eine stagnative Ent- 
wicklung des Welthandels steht — auch in 
der Ersten Welt sind Märkte zunehmend 
nur noch durch Investitionen im jeweili- 
gen Land zu erreichen. Dies gilt insbeson- 
dere für die USA: Bei der Umverteilung 
der Auslandsinvestitionen (nicht nur 
deutscher Konzerne) stieg ihr Anteil auf 
Kosten aller anderen Regionen an. Nicht 
eine neuerliche Autozentrierung des Zen- 
trums zeigen die Statistikendemzufolge 
an, sondern eine Veränderung in den For- 
men ökonomischer Interaktion innerhalb 
des Zentrums — maßgeblich verursacht 
durch die Wandlung der weltwirtschaftli- 
chen Stellung der USA. 

Die Vermutung, daß von einem Bedeu- 
tungsverlust der Dritten Welt so allgemein 
nicht die Rede sein kann, wird durch die 
Betrachtung von Olles Daten letzlich so- 
gar bestätigt. Deutsche Direktinvestitio- 
nen in der Dritten Welt sind zu fast 90 % 
Investitionen in Lateinamerika. In dieser 
Region, die wie keine andere von der welt- 
weiten Wirtschafts- und Verschuldungs- 
krise geschüttelt wurde (und wird), sind 
die Investitionen jedoch nicht — wie man 
es erwarten könnte — zurückgegangen. 
Vielmehr stieg der Direktinvestitionsbe- 
stand zwischen 1980 und 1984 um 8,6 % 
an; die Umsätze nahmen um 5,7 % zu — 
ein Ergebnis, das Olles These von der ab- 
nehmenden Attraktivität von Dritte-Welt- 
Standorten in Frage stellt. 

Was bleibt ist die Erkenntnis, daß die 
Gesetzmäßigkeiten des internationalen 
Unternehmensverhaltens sich nicht nur 
hinter dem Rücken der Akteure, sondern 
auch hinter dem der Wissenschaft manife- 
stieren. Das alte Motto des weltweit größ- 
ten Konzerns gilt auch hier: Es gibt viel zu 
tun — packen wir's an. 


Jörg Meyer-Stamer 
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Wieland Simon 


Felder ohne Früchte. 

Ökologie am Beispiel Tansania. 
Deutscher Taschenbuch Verlag, 
München 1987. 

150 Seiten, DM 9,80. 


Angesichts des in den letzten Jahren allge- 
mein gewachsenen „grünen“ Bewußtseins 
und angesichts der ökologischen Hiobs- 
botschaften, die uns aus Afrika immer 
wieder erreichen, darf ein Buch über Tan- 
sania, das sich als „Plädoyer für eine öko- 
logisch angepaßte Landwirtschaft“ ver- 
steht, zweifellos von vornherein mit einem 
gewissen Käuferinteresse rechnen. Dieser 
Meinung war man wohl auch beim Deut- 
schen Taschenbuch Verlag — und sparte 
sich gleich die Mühe einer fachkundigen 
Lektorierung. Nur so sind jedenfalls die 
vielen sachlichen Fehler, ja sogar groben 
Schnitzer zu erklären, die schon beim 
Überfliegen des Buches auffallen. Um 
hier nur auf die gravierendsten einzuge- 
hen: „Bantu“ ist natürlich keine Sprache, 
„wovon es ... zahlreiche Dialekte gibt“ (S. 
36), sondern eine aus vielen eigenständi- 
gen Sprachen bestehende Sprachgrup- 
pe, in etwa dem Indogermanischen ver- 
gleichbar; Tansania ist nicht der größte 
Entwicklungshilfeempfänger der Dritten 
Welt (S. 16), sondern allenfalls in 
Schwarzafrika; Tee wird nicht über um- 
weltzerstörerischen Holzfeuern getrock- 
net (S. 87), sondern an der Luft; Saatgut 
wird nicht „mit ... nur schwer zu verdie- 
nenden Devisen auf dem Weltmarkt ein- 
gekauft“ (S. 86), sondern im Land selbst 
(am ehesten könnte diese Behauptung 
noch für den Hybridmais zutreffen, doch 
ist der, anders als etwa im benachbarten 
Kenia, in Tansania kaum verbreitet); 
schließlich haben die europäischen Mis- 
sionare in Ostafrika weder das Rind ein- 
geführt noch die Masai seßhaft gemacht 
(S. 114) — die auch heute noch mehrheit- 
lich nomadisierenden Masai hatten mit 
den Missionaren praktisch nie etwas zu 
tun, und was das Rind betrifft, so war dies 
schon einige Jahrhunderte vor den Euro- 
‚päern nach Afrika gekommen. 

Dieser erste Eindruck der Oberfläch- 
lichkeit will sich indessen auch nach einge- 
hender Lektüre nicht legen. Zwar liest 
man auf 150 Seiten allerlei über Boden- 
erosion, PH-Werte, Regenmengen und die 
Zerstörung des tropischen Regenwaldes 
(der für Tansania freilich nicht typisch ist), 
doch hinterläßt die Fülle der — sich teil- 
weise wiederholenden — Informationen 
letztlich kein klares Gesamtbild, abgese- 
hen vielleicht von der Vorstellung, daß 
Tansania irgendwie mit allen Plagen dieser‘ 
Welt geschlagen sein muß. Fast könnte 
man meinen, es handle sich hier um ver- 
schiedene Zeitschriftenartikel, die sich 
zwar alle mit dem gleichen Themenkreis 
beschäftigen, aber erst nachträglich zu ei- 
nem Buch zusammengefaßt wurden. 

Umso ärgerlicher ist es natürlich, wenn 
in einem solchen Buch — das sich immer- 
hin als Sachbuch versteht — dann auch 


noch wörtliche Zitate ohne Quellenan- 
gabe auftauchen ($. 16, 25, 109) oder 
wenn Aussagen gemacht werden, die un- 
präzise sind, bzw. bei denen die Ver- 
gleichsdaten fehlen, gleichzeitig aber ein 
überflüssiges Lexikonwissen ausgebreitet 
und eine ermüdende Faktenhuberei be- 
trieben wird. So erfährt der Leser minuti- 
ös, wie Teeblätter in englischen Labors 
beschwefelt werden (S. 107) oder wie die 
Zoologie die Tiere der Savanne klassifi- 
ziert (S. 65), nicht aber, was „mäßig 
fruchtbar“ denn nun genau bedeutet ($. 
52) oder in welchem Verhältnis der Anteil 
des importierten Getreides zum Gesamt- 
verbrauch steht (S. 32). 

Wie wenig das Buch durchstrukturiert 
ist, wird vollends deutlich, wenn man den 
entwicklungspolitischen‘ Standpunkt des 
Autors herauszufinden versucht. Denn er 
spricht anfänglich noch davon, daß Präsi- 
dent Nyerere den Europäern eine „kolo- 
niale Schuld ... suggerierte“ (S. 13) und 
daß eine exportorientierte Landwirtschaft 
gerade unter dem Aspekt der Ernäh- 
rungssicherung durchaus sinnvoll sei — 
würde man mit den auf diese Art verdien- 
ten Devisen bestimmte Nahrungsmittel im 
Ausland kaufen, „könnte viel Geld ge- 
spart werden“ (S. 33) — so werden im letz- 
ten Kapitel die Ursachen für Tansanias 
Misere plötzlich auf die ungerechte Welt- 
wirtschaftsordnung und die eigennützige 
Entwicklungshilfepolitik der Industrielän- 
der zurückgeführt. Hier ist Simons Argu- 
mentation völlig widersprüchlich. Hinzu 
kommt, daß das Beispiel, mit dem er die- 
sen Eigennutz belegen will, unverständ- 
lich, zumindest aber sehr dünn ist: Eine 
Presseerklärung des BMZ, derzufolge im 
Jahre 1986 für die Sportförderung in 
mehreren Ländern der Dritten Welt 4,6 
Millionen DM bereitgestellt wurden (S. 
147). 


Das Rezept, das der Autor selber als 
„Ausweg aus der Krise“ empfiehlt, ist das 
„Wildlife Management“, d.h. die systema- 
tische Nutzung von Wildtieren zur 
Fleischgewinnung. Das klingt zwar nicht 
uninteressant — vor allem, was die ökolo- 
gische Komponente betrifft — doch wird 
es leider nur sehr kurz (auf sieben von ins- 
gesamt hundertfünfzig Seiten) dargestellt. 
Außerdem versäumt es Simon, auch auf 
die problematischen Seiten hinzuweisen: 
Etwa den Ausfall der Milchproduktion 
oder die praktischen Schwierigkeiten, gäl- 
te es, riesige Herden von Wildtieren zu 
überwachen und kostengünstig zu Fleisch 
zu verarbeiten. Im „Wildlife Management“ 
den Ansatz für „grundlegende Lösungen 
des Welthungerproblems“ zu sehen, wie 
das der Verlag in seinem Vorwort tut, er- 
scheint daher reichlich gewagt. Überdies 
fragt man.sich natürlich, warum sich, ent- 
wicklungspolitisch gesehen, die Domesti- 
kation von Wildtieren überhaupt durch- 
setzen konnte, wenn deren „Bewirtschaf- 
tung“ in der freien Natur doch umso vieles 
ergiebiger sein soll! 

fbt 


Roland Ziss und Joanna Kotowski-Ziss: 
Baumaterialien und Selbshilfe — Proble- 
me des Wohnungsbaus in mexikanischen 
Mittelstädten. 

Saarbrücken: Breitenbach, 1986. 

319 Seiten, zahlreiche Tabellen, Skizzen 
und Fotos, DM 40,— 


Über Selbsthilfe im Wohnungsbau in der 
Dritten Welt ist in den letzten Jahren viel 
geschrieben worden. Um den Stellenwert 
von Selbsthilfe sind heiße Debatten ausge- 
fochten worden. Konventionelle Woh- 
nungspolitik neigte dazu, Selbsthilfe un- 
terzubewerten, während die Protagoni- 
sten der sogenannten unkonveitionellen 
wohnungspolitischen Strategien oft im 
Selbsthilfewohnungsbau die einzige mög- 
liche Antwort auf die Wohnungsnot in den 
Städten der Dritten Welt sahen. Das 
kommt einer Überschätzung des Selbst- 
hilfebaus gleich, die in der Debatte der 
letzten Zeit zu Recht als zu idealistisch 
kritisiert worden ist. 

Wer heute noch ein weiteres Buch zu ei- 
nem so abgegrasten Thema herausbringt, 
muß Mut haben. Oder überzeugt sein, et- 
was wirklich Neues beizutragen. Das Buch 
von Roland Ziss und Joanna Kotowski- 
Ziss überrascht nicht durch neue Thesen. 
Alles, was die Autoren zum Selbsthilfe- 
wohnungsbau schreiben, ist so oder so 
ähnlich vorher schon einmal gesagt wor- 
den. Aber es lohnt sich trotzdem, das 
Buch zu lesen. Und zwar aus vier Grün- 
den. 


Erstens: Die Arbeit vermeidet die in 
der Literatur über Wohnen in der Dritten 
Welt sonst so dominierende Projektper- 
spektive. Fast jeder, der etwas zum Thema 
zu sagen hat, argumentiert aus dem Blick- 
winkel von „Projekten“, die er gut kennt 
oder denen er sich besonders verbunden 
fühlt. Was in den Gebieten los ist, die nicht 
das Glück hatten, für_ Projekte auserwählt 
zu sein, bleibt oft unterbelichtet. DAs 
Buch von Ziss/Kotowski-Ziss geht auf ein 
18-monatiges Forschungsprojekt zurück, 
dessen Kernstück eine Feldstudie mit Be- 
fragungen in Mexiko war. Das unterschei- 
det sich wohltuend von vielen anderen Ar- 
beiten, die zum Ausgangspunkt ihrer Ar- 
gumentation ein x-beliebiges Upgrading- 
Projekt machen. 

Zweitens: Im Mittelpunkt stehen Woh- 
nungssituation und Bauprozesse in den 
beiden mexikanischen Mittelstädten Man- 
zanillo und Irapuato. Auch das ist eine un- 
gewöhnliche Perspektive gegenüber der 
Vielzahl von Arbeiten, die die Wohnungs- 
frage vor allem als Problem der Metropo- 
len darstellen. 

Drittens: Die meisten Autoren reduzie- 
ren Selbsthilfe vor allem auf den Baupro- 
zeß selbst. Demgegenüber haben Ziss und 
Kotowski-Ziss ein breiteres Verständnis. 
Ihnen kommt es vor allem auf die Selbst- 
hilfe bei der Produktion von Baumateria- 
lien an. Das ist ein bislang wenig erforsch- 
ter Bereich, der angesichts des hohen Ma- 
terialkostenanteils in der Dritten Welt 
ökonomisch noch wichtiger ist als der 
Bauprozeß im engeren Sinne. 


Und viertens ist die Studie ein interdis- 
ziplinäres Projekt, in das ökonomische/ 
sozialwissenschaftliche und architekto- 
nisch/städtebauliche Fragestellungen glei- 
chermaßen eingegangen sind. Das sorgt 
für Abwechslung und manchmal überra- 
schende Übergänge. 

Im Zentrum der Untersuchung steht 
die empirische Erfassung des Bauprozes- 
ses von 151 Haushalten in vier Spon- 
tansieldungen in den beiden schnell wach- 
senden Mittelstädten Manzanillo und Ira- 
puato. Die Autoren verfolgen den allmäh- 
lichen Konsolidierungsprozeß in den un- 
tersuchten Siedlungen. Mit der Zeit kom- 
men technische Infrastruktur und soziale 
Infrastruktur hinzu, und der Anteil der 
Häuser aus dauerhaften Materialien 
nimmt zu. Um diesen Prozeß nachzeich- 
nen zu können, gehen sie von einer Typo- 
logie unterschiedlicher Bauweisen aus, die 
sie „provisorische Bauweise“, „begrenzt 
dauerhafte Bauweise* und „dauerhafte 
Bauweise“ nennen, Der Konsolidierungs- 
prozeß wird zunächst für die Wohngebiete 
allgemein und anschließend idealtypisch 
für den einzelnen Haushalt dargestellt. 
Für die meisten Bewohner bedeutet Kon- 
solidierung eine Verbesserung ihrer Le- 
bensverhältnisse. Aber die wirklich Ein- 
kommensschwachen bleiben auf der 
Strecke: Ein Drittel der Bewohner von 
Hütten aus nicht dauerhaften Baumateria- 
lien ist von Verdrängung bedroht. 

Die Darstellung des idealtpyischen 
Konsolidierungsprozesses ist sehr an- 
schaulich mit Fotos und Architekturskiz- 
zen illustriert; allerdings suggeriert der 
Abschnitt zu sehr die Vorstellung, als gebe 
es nur einen möglichen Stufenprozeß von 
Konsolidierung (an dessen Ende das Be- 
tonskeletthaus steht). 

Das ist überhaupt eine Schwäche der 
Arbeit: in der Wahl der sozialwissen- 
schaftlichen Methoden ist sie nicht sehr 
phantasiereich. Die Autoren sprechen von 
„teilnehmender Beobachtung“ da, wo sie 
sich auf einfache Beobachtungen stützen. 
Ansonsten sind quantitativ ausgewertete 
Befragungen die hauptsächliche Datenba- 
sis. Dabei hätten sich gerade zur Darstel- 
lung des Konsolidierungsprozesses quali- 
tative Familienprofile angeboten. 

Da das Hauptinteresse der Autoren 
den Baumaterialien gilt, schließt an die 
empirische Analyse des Konsolidierungs- 
prozesses eine Untersuchung der Bauma- 
terialbeschaffung. Detailliert werden die 
Produktions- und Distributionsprozesse 
für verschiedene Baumaterialien darge- 
stellt. 

Hier setzen auch die abschließenden 
Empfehlungen der Arbeit an: Bei allen 
untersuchten Bautypen machen die Bau- 
materialien den wesentlichen Anteil an 
den Baukosten aus. Dreh- und Angel- 
punkt für künftige Konsolidierungspro- 
zesse, sagen die Autoren, könnte deshalb 
die gemeinschaftliche Baumaterialbe- 
schaffung werden. 


Einhard Schmidt 


„Nicht genug für alle,” Hun- 
ger und Verschwendung — 
USA, Philippinen und wir 


Gesellschaft für entwicklungs- 
politische Bildung, Freiburg 
1987, 40 S., DM 4,50. 


Die Diskussion um den Hunger in der 
Welt entzündet sich immer wieder an den 
regelmäßig erscheinenden Meldungen 
und Berichten in den Medien. In gleichen 
zyklischen Abständen fallen auch die 
Schlagworte Bevölkerungsexplosion, Na- 
turkatastrophe, hiesiger Überfluß und 
Unfähigkeit zur Selbstversorgung dort als 
Ursachen des Welthungers. Publikatio- 
nen, die solche Behauptungen kritisieren 
bzw. widerlegen, mehren sich zwar, den- 
noch bleiben deren Argumente weiterhin 
unbeachtet.Dem »Institute for Food and 
Development« in San Francisco kommt in 


FOOD FIRST COMICS 


HUNGER UND VERSCHWENDUNG 
USA, PHILIPPINEN UND WIR 


Bezug: 

Gesellschaft für entwicklungs- 
politische Bildung (GEB) 
Postfach 5222, 7800 Freiburg 


der Entlarvung des „Mythos des Hun- 
gers” (so der deutschsprachige Titel der 
Studie von J. Collins und F.M. Lappe, den 
Leitern des Instituts) eine Schlüsselrolle 
zu. Mit ihrer 1977 in den USA erschiene- 
nen Untersuchung kamen sie zu dem 
Schluß, daß niemand hungern müßte, 
wenn nicht politische und gesellschaftli- 
che Kräfte ein gegenläufiges Interesse hät- 
ten. 

Wie nun der hier zu erwartende »Teufels- 
kreislauf«, der Unter- bzw. Fehlernährung 
großer Teile der Bevölkerung der »Drit- 
ten Welt« hervorbringt, aussieht, wird in 
knapper Form in dem Comic „Nicht ge- 
nug für alle?“, der vom oben erwähn- 
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ten Institut verfaßt wurde, dargestellt. In 
diesem Sachcomic geht das amerikani- 
sche Mädchen Anne aufgrund einer Fern- 
sehmeldung den Ursachen des Hungers 
nach. Am Beispiel der Philippinen ent- 
deckt sie, daß die Unterernährung weni- 
ger an der nichtentwickelten Wirtschaft 
der Philippinen liegt, geschweige denn an 
einer von einigen Wissenschaftlern pro- 
klamierten weltweiten Nahrungsmittel- 
knappheit. Vielmehr liegen die Ursachen 
bei den dortigen Großgrundbesitzern, die 
den kleinen Pächtern bis zu zwei Drittel 
der Ernteerträge abzwingen, und den 
weltweit tätigen Agrokonzernen, die teils 
selbst als Plantagenbesitzer, teils als Han- 
delsunternehmen oder Saatgut- und Pesti- 
zidlieferanten agieren entsprechend der 
Maxime: billig einkaufen und teuer ver- 
kaufen. 


Der Herausgeber der deutschen Ausgabe, 
die Gesellschaft für entwicklungspoliti- 
sche Bildung, fügt dem Comic zur Erläu- 
terung noch einen Beitrag hinzu. Hier 
werden die Zusammenhänge zwischen 
den Agrarüberschüssen der Europäi- 
schen Gemeinschaft und dem Hunger in 
der »3, Welt« skizziert, sowie ein Abriß 
der historischen Entwicklung und der ge- 
sellschaftspolitischen Situation auf den 
Philippinen geliefert. Desweiteren wird 
noch auf die Alternativen für den Konsu- 
menten im Alltag eingegangen, der, aus 
dem richtigen Bewußtsein heraus, cher 
auf Wochen- oder Demetermärkten, über 
Bioläden oder Erzeuger-Verbraucher- 
Gemeinschaften sich versorgen sollte, als 
aus den großen Supermärkten.Nun, sol- 
che konkreten Hinweise machen sich im- 
mer gut, wenn sie sich auch nicht für je- 
dermann/-frau als Alternative anbieten. 

Die Broschüre ist eindeutig für die jün- 
gere Generation konzipiert. Es handelt 
sich nicht um eine umfassende, hieb- und _ 
stichfeste Analyse des Problems, die einen 
Kritiker überzeugen könnte. Die Stärke 
des Heftes liegt darin, daß kurz und präg- 
nant die Zusammenhänge an Beispielen 
deutlich gemacht werden. Für die Be- 
handlung des Themas im Schulunterricht 
und in der Bildungsarbeit mit Ju- 
gendlichen ist die Broschüre sicherlich 
hilfreich. 


u. 
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Kurz belichtet 


mE En] 


Jakartas Wasser macht 
krank 


In einer indonesischen Vergleichsstudie 
wird erstmals der Zusammenhang zwi- 
schen Flußverschmutzung und steigender 
Zahl an Vergiftungskrankheituen im Ge- 
biet um Jakarta untersucht. Die Autorin, 
Frau Meizar, die ihre Ergebnisse anläßlich 
eines Seminars über Wasserverschmut- 
zung vortrug!, setzt sich darin mit den offi- 
ziellen Untersuchungen zu diesem Pro- 
blem auseinander: 

So wird bei der Frage nach der Ernäh- 
rungsweise üblicherweise von Vorausset- 
zungen ausgegangen, die für den Großteil 
der Bevölkerung nicht gegeben sind. Man 
begnügt sich damit, Grenzwerte festzule- 
gen, die an Vorgaben aus den westlichen 
Ländern orientiert sind und verplant die 
Verseuchung in Form von Verordnungen, 
denen jegliche ökologische Gesamtsicht 
fehlt. 

Dieser Politik der Desinformation ver- 
sucht die Ärztin, gestützt auf eigenes stati- 
stisches Material sowie Meßergebnisse 
von Flußproben, das ganze bisherige Aus- 
maß an Erkrankungen entgegenzusetzen, 
die von der Vergiftung durch Schwerme- 
talle herrühren. Sie beschreibt eingehend 
Art und Verlauf der Vergiftungserschei- 
nungen und malt damit gleichzeitig ein er- 
schütterndes und düsteres Bild für die Zu- 
kunft der Anwohner, falls sich die Prakti- 
ken der Industrie und das Umweltbe- 
wußtsein der Verantwortlichen nicht än- 
dern werden. Die beschriebenen Krank- 
heitssymptome reichen von Koordina- 
tionsstörungen, Lähmungen, Krämpfen, 
epileptischen Anfällen, Mißbildungen 
und Verformungen bei Säuglingen bis zum 
sogenannten ‚Human Vegetable‘, also dem 
reinen Vegetieren. Sind sie erst einmal auf- 
getreten, kommt jede Hilfe zu spät. 

Die beobachteten Krankheitsfälle bil- 
den nur die Spitze eines Eisbergs, da die 
schleichende Vergiftung sich erst spät in 
diesen Symptomen äußert. So muß davon 
ausgegangen werden, daß alle Bewohner 
Jakartas schon heute mehr oder minder 
stark von der Verseuchung betroffen sind, 
da sie sich vorwiegend von Fisch ernähren 
und die städtischen Wasserwerke (PAM) 
das Wasser aus den Flüssen bezieht. Ja- 
pan, das von der Autorin zum Vergleich 
herangezogen wird, ist gleichzeitig war- 
nendes Beispiel: selbst von der Minama- 
ta?-Krankheit betroffen, reagierte es mit 
Verbraucherinformationen, schrieb ver- 
hältnismäßig niedrige Grenzwerte vor und 
fand die Opfer mit hohen Summen ab. 
Andererseits darf die verantwortliche Fa- 
brik auch heute noch ihren Abfall in den 


Fluß leiten. 

Und so wird es auch in Indonesien zu 
spät sein, wenn die Katastrophe erst ein- 
mal da ist. Meizar bezweifelt, daß man in 
Indonesien dazugelernt hat: „Diese Ange- 


legenheit wird ein Verbrechen sein, ... 
nichts von dem sie nichts wußten.“ 

Ihrer Meinung nach kann es auch nicht 
darum gehen, weiterhin alle Verschmut- 
zungsquellen getrennt voneinander zu 
analysieren und nur niedrigere Werte zu- 
zulassen. Sie kommt zu dem Schluß: „Der 
(vertretbare — die Red.) Grenzwert ist 
gleich null.“ 

Sie ruft dazu auf, „alle Arten der Um- 
weltverschmutzung zu stoppen und zu be» 
kämpfen.“ 

ft 


Anmerkungen: 

I. Thema: „Das Wasserproblem bei der Industriali- 
sierung“, veranstaltet von SKREEP, 7.-8. 8. 1985 
in Jakarta 

2. eine Art Paralyse-Krankheit infolge Quecksilber- 
vergiftung 


Frauen in Indien 


180 Konten wg. Südafrika 
gekündigt 


„Wir wollen mit unseren Spareinlagen kei- 
nen Rassismus finanzieren”, forderte in 
Aachen ein Zug von Demonstranten, der 
von Bank zu Bank zog, um im Rahmen 
bundesweiter Aktionen aus Protest gegen 
die Unterstützung Südafrikas ihre Konten 
aufzulösen. 

In einer 1. Phase der Kündigungskampag- 
ne hatten Bankkunden, die mit ihren Ein- 
lagen keinen Rassismus stützen wollten, 
bei ”ihrer” Bank angefragt, in welchem 
Umfang die Bank an Kredit-, Anleihen- 
und Goldgeschäften mit dem rassistischen 
Regime in Südafrika beteiligt ist. In der 2. 
Phase kam es nun aufgrund dieser Unter- 
stützung bei allen Aachener Banken — bis 
auf Pax-Bank und BfG- zu Kontokündi- 
gungen. Im Rahmen dieser Aktion wur- 
den bislang alleine in Aachen über 180 
Konten gekündigt. Damit kommt Aachen 
selbst an die Kündigungszahlen deutscher 
Großstädte wie München, Köln und Ber- 
lin heran. 

Um 15 Uhr sammelten sich etwa 100 
Menschen am Theaterplatz vor der Dres- 
dener Bank, um in einem Zug von Bank 
zu Bank die Kontokündigungen und wei- 
tere Anfragen an die Filialleiter der Aa- 
chener Banken und Sparkassen zu über- 
geben. Auf Plakaten, Transparenten und 
Flugblättern wurde über das Engagement 
deutscher Banken in Südafrika aufgeklärt, 
die nach den Rückzügen vieler US-ameri- 
kanischer und skandinavischer Banken zu 
den letzten Geldgebern des Apartheidsre- 
gimes gehören. Die Rückzüge der ameri- 
kanischen Banken wird mit dem zuneh- 
menden öffentlichen Druck, der seit 13 


— Studie zur gesellschaftlichen Entwicklung im Spannungsfeld zwischen Tradition 

und der Einflußnahme der Industrienationen 

Das ist der Titel einer Diplomarbeit und Fotoausstellung im Fach Sozialpädagogik. 

Die Verfasserinnen, Sabine Große und Annette Schenk, hatten sich aufgrund ihres 

sechsmonatigen Praktikums in Indien (Hazaribagh/Bihar) und dem Erleben von 

Gegensätzen und Widersprüchen, die ihnen in diesem Land begegnet sind, dazu 

entschlossen, "Frauen in Indien” zu ihrem Thema zu machen. 

„Für uns ist es dabei wichtig, die Zusammenhänge zwischen der sogenannten "Er- 

sten Welt” und der "Dritten Welt” deutlich werden zu lassen: 

— Unser Reichtum hier bedingt die Armut der Menschen in der "Dritten Welt”, 

— Esbesteht eine Verbindung zwischen der Unterdrückung und Ausbeutung der- 
Frauen hier und der Frauen in der "Dritten Welt” 

Die Ausstellung besteht aus 33 großen Plakaten (70 x 100 cm). In der Ausstellung 

werden die wichtigsten Aussagen und Probleme dargestellt, wobei jedem theoreti- 

schen Teil ein Ausstellungsteil zugeordnet ist. Durch Texte, Zitate, Gedichte, Fotos 

und Schaubilder wird dem Betrachter die Problematik von Frauen in Indien deut- 


lich gemacht. 


Wichtige Themenbereiche sind: Die Stellung der Frau in der Familie und Gesell- 
schaft auf dem Hintergrund von Religion und Tradition. Frauen und Arbeit. Frauen 
und Entwicklungshilfe — Fortschritt für wen? Frauen wehren sich gegen die Unter- 


drückung und Ausbeutung. 


Die Ausstellung kann gegen einen Unkostenbeitrag entliehen werden. 
Bezug des Ausstellungskataloges gegen 25 DM zuzügl. Porto bei: Annette Schenk, 


J2, 15a, 6800 Mannheim ]. 


Jahren eben auch von derartigen Konto- 
kündigungskampagnen ausgeht, begrün- 
det. 


Vor dem Demonstrationszug ging ein far- 
biger Südafrikaner, der in einem blutge- 
fleckten Gewand symbolisch die Unter- 
drückung in Südafrika darstellte. Es 
folgten vier, mit den Emblemen deutscher 
Banken und Sparkassen ausgestatteten 
Ärzte, die mit Infusionsflaschen die süd- 
afrikanische Arpartheid am Leben halten. 
Diese thront, von den Ärzten gestützt auf 
einer Trage, während der schwarze Süd- 
afrikaner dem Weißen lediglich als Unter- 
lage dient. 

Eine andere Gruppe entrollte vor den 
Banken Fotos von Schwarzen, um auf die 
zunehmende Unterdrückung und auf die 
Festnahme von tausenden Kindern in 
Südafrika aufmerksam zu machen. „Als 
Kunde dieser Bank trete ich die Rechte 
dieser Menschen mit Füßen”, stand auf ei- 
nem riesigen Menschenteppich zwischen 
den Fotos der Farbigen. 

Farbige und Weiße sangen gemeinsam 
Lieder aus Südafrika und der amerikani- 
schen Bürgerrechtsbewegung gegen Ras- 
sismus und Diskriminierung. 

Auch die Übergabe der zentral gesammel- 
ten Kontokündigungen und den neuen, in- 
zwischen über 850 Anfragen wurde ge- 
meinsam, jeweils von einem Kunden der 
Bank und einem farbigen Südafrikaner 
vorgenommen. 

Die Reaktionen in den einzelnen Banken 
waren unterschiedlich. Die kritischen 
Bankkunden appellierten an "ihre" Ban- 
ken, die verzweifelten Forderungen der 
betroffenen Farbigen in Südafrika ernst zu 
nehmen und der Apartheidregierung kei- 
ne neuen Gelder zur Verfügung zu stellen. 
Einzelne Banken rechtfertigten ihr Enga- 
gement und verneinten die Möglichkeit 
über wirtschaftliche Beschränkungen po- 
litischen Druck zu erzeugen. Während die 
Kontokündiger Boykott als eines der letz- 
ten friedlichen Mittel sehen, die südafrika- 
nische Regierung zur Aufgabe der Apart- 
heid zu bewegen und ein Blutbad zu ver- 
meiden, wurde von den Banken betont, 
daß ihr Handeln sich nicht an politischen 
Aspekten orientieren könne. Andere Ban- 
ken und Sparkassen wiederum bestritten, 
daß mit ihren Geldern die Apartheidre- 
gierung gestützt würde. Dem wurde von 
den Kontokündigern Daten aus den Ge- 
schäftsberichten der einzelnen Kreditin- 
stitute gegenübergehalten. 

Lediglich bei der Pax-Bank und der BfG 
zeigte die Aktion Wirkung und Entgegen- 
kommen. Diese haben z.B. den Verkauf 
des Krügerrands eingestellt.Mit anderen 
Banken und Sparkassen konnten lediglich 
Gesprächstermine im kleinen Rahmen 
vereinbart werden. 

Die Veranstalter betonen, daß erst bei 
konstanten und über Jahre fortgeführten 
Kündigungskampagnen ernsthafte Kon- 
zessionen der Banken und Sparkassen zu 
erwarten sind. Dies zeigen Erfahrungen, 
die in anderen Ländern mit dieser Ak- 
tionsform gemacht wurden. Deshalb wur- 
de zum Abschluß der Demo an alle Bank- 


kunden appelliert, sich an der nächsten 
Anfrageaktion (Herbst 87) zu beteiligen 
und mit Bankeinlagen keinen Rassismus 
zu finanzieren. "Letztlich hat jeder Ein- 
zelne eine Verantwortung und gerade wir 
als Deutsche haben aufgrund unserer ei- 
genen rassistischen Vergangenheit eine hi- 
storische Erblast, die es uns verbieten soll- 
te, Rassismus zu stützen”, hieß es zum 
Schluß der Veranstaltung. 

Kontakt: über den 3. Welt-Laden 

Tel.: (02 41) 8733 91 (abends) 


Strahlende Exporte 


Zusammen mit der Katastrophe in 
Tschernobyl ist auch die Frage nach den 
Exporten verstrahlter Nahrungsmittel in 
den letzten Monaten aus dem allgemeinen 
Bewußtsein verschwunden. 

Dennoch gibt es einige kleinere Grup- 
pen, die sich mit dem Thema befassen, um 
die immer noch laufenden Geschäfte mit 
verseuchten Produkten und die Taktik der 
Grenzwerte, die je nach Bedarf verändert 
werden, anzuprangen. . 

Dazu gehört die Dritte-Welt-Gruppe 
Dortmund, die in ständigem Kontakt mit 
einer brasilianischen Gemeinde steht. Ihr 
geht es nicht nur darum, den Zusammen- 
hang zwischen den Exporten und der Rol- 
le der Dritten Welt als Absatzmarkt für 
europäischen ‚Müll‘ herzustellen („Abfall 
bei uns — Nahrung für die 3. Welt?“), son- 
dern sie will auch auf die Produzenten der 
Verseuchung zurückverweisen: In Bälde 
soll das sogen. „HTR-Modul“, eine Va- 
riante des Hochtemperaturreaktors 
(THTR-300) aus Hamm-Uentrop in Serie 
hergestellt und in etwa 25 ‚Entwicklungs- 
länder‘ exportiert werden. Die Gruppe 
fordert dazu auf, die Ursachen in unserem 
Land zu suchen und auch hier zu bekämp- 
fen: „Unser Widerstand kann nur effektiv 
sein, wenn 3. Welt, Anti-AKW- und Ver- 
braucherschutz-Gruppen zusammenar- 
beiten, bei uns und weltweit! Ein Netz von 
unabhängigen Meßstellen und ein Infor- 
mationssystem, das international wirksam 
ist, muß aufgebaut werden.“ j 

Erste Schritte in diese Richtung sind 
gemacht: Neben mehreren anderen will 
die Münsteraner „Gesellschaft für Strah- 
lenmeßtechnik* ihre Dienste als unabhän- 
gige Meßstelle für die 3. Welt-Länder an- 
bieten, um den Informationen, die immer- 
noch meist ungenau sind, eine objektive 
Basis zu geben. n 
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edition 
südliches afrika 
SACHBUCH 


Joseph Hanlon 

MOSAMBIK 

Revolution im Kreuzfeuer 

Aus dem Englischen von 

Erica und Peter Fischer 

Bonn 1986, 356 Selten, DM 28,80 
edition südliches afrika 21 


Welchen Weg nimmt die mosam- 
bikanische Revolution nach Präsi- 
dent Machels Tod? 

Das Buch des britischen Journali- 
sten Joseph Hanlon gilt als die be- 
ste Analyse des nachkolonialen 
Mosambik, dessen Entwicklung so 
sehr vom benachbarten Apart- 
heidregime beeinflußt wird. 
»Hanlon verbirgt seine Sympathie 
für die FRELIMO nicht; was das 
Buch aber besonders auszeichnet, 
ist sein Mut, ihre Fehler zu kritisie- 
ren.« (African Business) 
»Diese Buch sollte von jedem ge- 
lesen werden, der das wahre Aus- 
maß der Probleme eines nachkolo- 
nialen Wiederaufbaus in der heuti- 


gen Welt verstehen will.« 
(New Statesman) 


Bezug: über den Buchhandel 
oder direkt bei: 
issa, Blücherstr. 14 
5300 Bonn I 
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Den Golfkrieg beenden 


Aufruf 


Der irakisch-iranische, der »Golfe- 
Krieg verwüstet nun schon sieben 
Jahre ganze Landstriche, vernichtet 
ganze Volksgruppen. Niemand kann 
mehr die Toten auf beiden Seiten zäh- 
len; Schätzungen reichen bis zu 
anderthalb Millionen. Armeen von 
Kindern, Frauen, Greisen werden für 
den Krieg mobilisiert. Hunderttau- 
sende Menschen zwischen den Fron- 
ten sind auf der Flucht, weitere Hun- 
derttausende werden systematisch ver- 
trieben. Besonders die Angehörigen 
nationaler und religiöser Minderheiten 
sind hiervon betroffen. 

Die Fronten des Krieges sind seit Jah- 
ren nahezu statisch. Ganze Divisionen 
werden wie vor Verdun in den Gra- 
benkriegen des Ersten Weltkriegs um 
weniger Quadratkilometer Geländege- 
winn willens in den Tod getrieben. 
Waffenlieferungen nahezu aller Indu- 
striestaaten bestimmen die Länge und 
Intensität dieses Krieges. 

Auch wir sind beteiligt. Die Bundesre- 
publik ist der viertgrößte Waffen- und 
Ausrüstungslieferant für den Iran und 
den Irak. Darüberhinaus werden an 
bayrischen zivilen und Bundeswehr- 
hochschulen irakische Mitlitärangehö- 
rige ausgebildet. Deutsche Waffen- 
händler verdienen mit oder ohne 
Staatsauftrag an der Fortsetzung des 
Krieges. — Die bundeseigene Firma 
Fritz Werner gehört zu den wichtigsten 
Lieferanten von Geschützen und 
Geschossen in diesem Krieg; die 
Firma Kolb liefert die Ausrüstung, die 
die Senfgas- und Tabunproduktion für 
Iraks Giftkrieg ermöglichte, Heckler 
und Koch die Anlagen für die Produk- 
tion der iranischen G3-Gewehre; 
Daimler-Benz liefert nun direkt oder 
über seine Töchter MTU, AEG, Dor- 
nier die gesamte Palette der im Krieg 
benötigten Güter: Militärfahrzeuge, 
Turbinen, Panzergetriebe, Flugzeuge, 
Amphibienfahrzeuge, Triebwerke, 
Torpedos, Minen, Nachtsichtgeräte, 
Feuerleitsysteme, Spitzenelektronik, 
Raketenteile, ins Kriegsgebiet. 


Die Bundeswehr schließlich beteiligt 
sich mit 1000 Soldaten neben den wei- 
teren 4000 Soldaten der Schnellen 
Eingreiftruppe der NATO (AMF) und 
den türkischen Streitkräften im Juni 
am Manöver »Aurora-Express '87« 
und den türkischen Kurdistan in 
unmittelbarer Nähe der heißen Nord- 
front zwischen Iran und Irak (»Bun- 
deswehr aktuell«, 27.4.1987), die am 
Manöver beteiligten türkischen Trup- 


trakische Front, Chorramschahr 


pen und Luftlandeeinheiten haben 
bereits dreimal, zuletzt im März dieses 
Jahres, im benachbarten irakischen 
Kurdistan militärisch eingegriffen. 
Zentrale Kommandostelle des Manö- 
vers in Kurdistan ist Heidelberg. — Die 
Bundeswehr begibt sich somit in eine 
äußerst heikle Lage, denn die türki- 
sche Presse hat inzwischen mehrfach 
von Drohungen türkischer Politiker 
berichtet, bei einem weiteren irani- 
schen militärischen Erfolg im Irak das 
irakische Kurdistan zu besetzen. 
Es ist unübersehbar geworden — wir 
sind nicht mehr nur stille Nutznießer, 
sondern zunehmend auch potentieller 
Akteur auf der Bühne des Krieges. 
Aber auch: Weitgehend unbeachtet 
neben dem spektakulären erklärten 
Krieg finden eine Reihe ungeklärter 
und verschwiegener Kriege und völ- 
kermordartiger Verbrechen der drei 
Staaten Irak, Iran und Türkei statt: 
gegen die Kurden (Opfer und Instru- 
mente dieses Krieges zugleich), gegen 
eigenständige Volksgruppen und reli- 
giöse Minderheiten — Assyrer, Arme- 
nier, Yezidin, gegen die Baha’li gegen 
die Mandäer, die in diesem Krieg voll- 
ends unterzugehen drohen, gegen sun- 
nitische Volksgruppen im Iran und 
gegen Schiiten im Irak. 

Zusammen mit Vertretern der betrof- 

fenen Volksgruppen und ihrer Selbst- 

hilfeorganisationen fordern wir des- 
halb: 

— Das Geschäft mit dem Tod, Vertrei- 
bung und völkermordartige Verbre- 
chen muß bedingungslos und ohne 
Verzug beendet werden; 

— unsere Mitverantwortung muß 
benannt werden; 

— den Helfershelfern und Nutznie- 
Bern dieses Mordens, Waffenhänd- 
lern und -produzenten, den Hoch- 
schulen, die Soldaten für diesen 
Krieg ausbilden, muß entgegenge- 
treten werden; 

— Die vermeintliche Sicherung von 


Arbeitsplätzen darf nicht als Argu- 

ment für die Teilhabe an den 

Kriegsverbrechen herhalten. 
Dieser Krieg geht uns alle an. Jeder 
Arbeitsplatz in der Rüstungsindustrie 
der Bundesrepublik kostet unzähligen 
Kindern, Frauen, Soldaten das Leben; 
jede Rüstungsfirma, jeder Waffen- 
händler bedroht die Existenz von 
Volksgruppen und Völkern, jede 
Hochschule, die Militärs der kriegs- 
führenden Parteien ausbildet, macht 
sich mitschuldig; jeder Politiker, der 
Rüstungsexporte duldet oder fördert, 
ist Nutznießer des Krieges; jedes 
Gericht, das Kriegsflucht oder Vertrei- 
bung als »nicht asylrelevantsverwirft, 
billigt die tödliche Logik, die den Irak 
und Iran in immer neue Schlachten 
treibt. 


Wir wollen dies nicht hinnehmen,son- 

dern zur Beendigung des Krieges und 

zur Linderung seiner Folgen beitragen, 

— indem wir die Flüchtlinge und Ver- 
triebenen aufnehmen; 

— indem wir uns für die Pflege und 
Rehabilitation der Kriegsopfer ein- 
setzen; 

— indem wir über das Schicksal der 
Völker zwischen den Fronten auf- 
klären; 

— indem wir die bundesdeutsche Mit- 
verantwortung beim Namen nen- 
nen. 

Gesellschaft für bedrohte Völker 

Kampagne gegen den Golfkrieg 


PS: Für viele bundesweit gestreu- 
ten Aktionen ab dem 30.Juni 
benötigen wir die Mithilfe vieler 
Einzelner und vieler Gruppen, 
Gemeinden, Freundeskreise, Ju- 
gendgruppen — in allen Teilen der 
Bundesrepublik. Wer mitmachen 
möchte, möge sich bei uns melden. 


GfbV, Groner Str. 40, 3400 Göt- 
tingen, Tel.:05 51 / 5 58 22 
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Neuerscheinungen 
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Afghanistan, Afghanistan Gruppe/Aklionszentrum 
Dritte Welt, Hamburg, Gilbertstr. 22, 2000 Hamburg 
50 (Hrg), Hamburg 1987 


Religion und Politik bei den schi’itischen Hazära in 
Afghanistan, Iran und Pakistan, Rolf Bindemann, 
Eihnizität und Gesellschaft, Occasional Papers Nr. 7, 
Verlag Das Arabische Buch, Berlin 1987 


Handbuch zur Rüstungskontrolle, Heinz Gärtner, 
Positionen ausgewählter Länder, Österreichisches In- 
stitut für internationale Politik, Wilhelm Braunmül- 
ler/Universitätsbuchhandlung, Wien 1987 


Studentenunruhen in der Türkei, Informationssitelle 
Türkei (Hrg), Bezug ebd., Sophienallee 20, 2000 
Hamburg 20 


Soziale Wirkungen von Projekten in der Dritten Welt, 
Detlev Schwefel (Hrg), Nomos Express, Nomos Ver- 
lagsgesellschaft, Baden-Baden 1987 


Lateinamerika Nachrichten 159, Mai 1986 
Argentinien: Erste Zusammenfassung der Ereignisse 
um die Offiziersmeuterei: Alfonsin präsentiert pero- 
nistischen Gewerkschafter als neuen Arbeitsminisier 
/ Brasilien: Agrarreform — kein Land in Sicht; Alte 
Indianerpolitik der neuen’ Republik / Chile: Binanz 
nach dem Hurrikan Wojtila; ‚La Epoca’ — eine neuc 
Stimme der Opposition / EI Salvador: Autonome 
Wiederansiedlungsprojckte von Flüchtlingen / Gu- 
atcemala: Vinicio Verczos ‚aktive Neutralität u.v.m. 
Bezug: Lateinamerika Nachrichten, Gneisenaustr. 2, 
1000 Berlin 61 


Brasilien Nachrichten 92, Mai 1987 

Schwerpunkt: Landkonflikte in Brasilien 

Es gibt keine positiven Schritte auf dem Weg zu einer 
Agrarreform, vielmehr herrscht auf dem Land Krieg. 
Außer einem umfangreichen Bericht aus dem Gebiet 
des Bico do Papagaio enthält das Heft ein Interview 
mit einem Rechtsanwalt der CPT und ein Interview 
mit Bischof Plünder. Es wird berichtet von einem Be- 
wässerungsprojekt im Nordosten und der Gründung 
eines Tribunals für Verbrechen im Zusammenhang 
mit Großgrundbesitz. Weiterhin: Artikel zum Stau- 
Jamm von Balbina, zum Zinsmoratorium und zur 
Constituinte. 

Bezug: LN-Vertrieh, Gneisenaustr. 2, 1000 Berlin 61 


Peripherie 
Entwicklungspolitik gewendet — Michacla von Frey- 
hold: Das Rätsel Entwicklungspolitik — Eine Be- 
standsaufnahme / Simonis / Ludwig: Die neue Süd- 
politik der Bundesrepublik / Tilman Schicel: ‚Entbüro- 
kratisierung‘ der Entwicklungshilfe? Über die Gren- 
zen von Nichiregierungsorganisationen und die Illu- 
sion staatsferner Entwicklungshilfen / Michaela von 
Freyhold: Gibt es cine Grünc Entwicklungspolitik — 
kann es sie geben? / Lars Rudebeck: Strategien der 
Entwicklungspolitik im Wandel: der Fall Schweden 
im Vergleich mit anderen skandinavischen Ländern / 
Christa Wichterich: Paradigmenwechscel: von der ‚In- 
tegration in die Entwicklung’ zur ‚Feminisierung der 
Entwicklung‘ / DAWN: Morgenrot für die Feminisic- 
rung der Entwicklung? / Silke May-Landgrebe: Tou- 
ristische Entwicklungsstrategien — Wege aus der Ar- 
mut? 

Bezug: LN-Vertricb, Gneisenaustr. 2, 1000 Berlin 61 


Der IWF, die Weltbank und die Verschuldungs- 
krise Afrikas, vom 25.-27. 9. 87 in Bremen. In- 
fo und Anmeldung bei: Informationszentrum 
Arfika (IZA) c/o Dirk Hansohm, Inselsir. 57, 
28 Bremen. 


Labour, Employment and Unemployment, R.H. 
Green (Ed.), An Ecumencial Reappraisal, World 
Council Of Churches, Geneva 1987 


Aufrüstung, Krieg und Elend in der Dritten Welt, 
Colloquium Dritte Welt, Uni Osnabrück, Osnabrük- 
ker 3. Welt Schriften, Heft 1, Osnabrück 1987 


Diaspora und Nischenökonomie der Halab innerhalb 
der komplexen Gesellschaft des Nil-Sudan, Bernhard 
Streck, FU Berlin, Occasional Papers Nr. 9, Verlag 
Das Arabische Buch, Berlin 1987 


Das zentrale Hochland von Afghanistan, Ismael 
Langarzad, Rolf Bindemann, Topographische Über- 
sichtskarte, Eihnizität und Gesellschaft, Occasional 
Papers Nr. 8, FU Berlin, Verlag Das Arabische Buch, 
Berlin 1987 


Frauen in EI Salvador, Frauengruppe EI Salvador, 
Tübingen/Bochum (Hrg), Frauen im Kampf gegen 
Krieg und Repression, Broschüre, Bezug ESG, Que- 
renburger Höhe 289, 4630 Bochum I 


epd-Entwicklungspolitik 9/87 
Schwerpunkt: Bewahrung und Zerstörung — Die 
Kluft zwischen arm und reich auf internationaler Ebc- 
ne ist eine wichtige Ursache der Umweltkrise in der 
Dritten Welt. Das Heft untersucht ethische und Ihco- 
logische Muster in der westlichen Kultur, die die zer- 
störerische Entwicklung verursachen. 

Einzelbeiträge: Verschuldungskrise zwingt zu Ausga- 
beneinsparung auf Kosten des sozialen Friedens. der 
Gerechtigkeit und der Umwelt. Männer entscheiden 
über Entwicklungsprojekte. deren Folgen die Frauen 
zu tragen haben. Meeresverschmutzung in Peru. Öko- 
logisches Wirischaften in Mexiko. Pharmaindustrie 
und heimische Gesundheitsvorsorge. Stellungnahme 
zum Streit um die Kontokündigung des Evangeli- 
schen Kirchentäges bei der Deutschen Bank. 

Bezug: epd, Friedrichstr. 2-6. 6004) Frankfurt/Main |, 
DM 3.50 


Informationsdienst Südliches Afrika 2/87 
Schwerpunkt: Verschuldung — Immer mehr Länder 
Afrikas sind gezwungen, sich den Bedingungen von 
IWF und Weltbank zu unterwerfen. Es drängt sich da- 
her die Frage auf, ob Afrika vor einem neuerlichen 
Kolonisierungsprozeß steht. Der Informationsdienst 
untersucht vor allem Beispiclländer des Südlichen 
Afrika. Ein Aufsatz widmet sich der Verschuldungs- 
krise Tansanias, welche ein Ende des sozialistischen 
Transformationsprozesses bedeutet, cin weiterer der 
Situation in Zimbabwe, das cine geschickte Politik 
des Krisenmanagements betreibt. Im Gegensatz dazu 
erfährt Südarfıka bei den neuesten Umschuldungs- 
verhandlungen eine Sonderstellung durch die westli- 
chen Geldgeber. Außerdem: Beiträge zum Kirchen- 
tag, zu Kriegsdienstverweigerern in Südafrika u.a.m. 
Bezug: issa, Blüchersir. 14, 5300 Bonn I, DM 5,- 


Seminare der Friız-Erler-Akademie: 
USA und Europa im Süd-Nord-Konflikt, vom 
31.8.- 2.9.87 

Medien in der Dritien Welt, vom 2.-4.9. 87 
Die Seminare finden statt in der Heimvolks- 
hochschule der Fritz-Erler-Akademie, Am 
Zollernblick 1. 7290 Freudenstadt. Anmel- 
dung: dort, Tel. 0 7441/2188 (Frau Haas). 


Die Verfassung der Diktatur, Isidoro Bustos, Die Enı- 
wicklung der Grundrechte in Chile, FDCL, Berlin 
1987, FDCL, Gneisenaustr. 2, 1000 Berlin 61 


Honduras, Wolfgang Dietrich, Heidelberger Dritte 
Welt Studien 22, Heidelberg 1987 


Felder ohne Früchte, Wieland Simon, Ökologie am 
Beispiel Tansania, div-Sachbuch 10709, München 
1987 


Geld für die Welt, Siegfried Pater (Hrg), Bundesdeut- 
sche Banken und Dritte Weli, medico-international- 
Buch, Lamuv-Taschenbuch 50, Gießen 1987 


Zwei Hunde und Freiheit, Südafrikanische Kinder 
aus dem Ghetto erzählen, isp-Verlag, Frankfurt 1987 


Versöhnungsinitiativen in Israel, Pax Christi (Hre), 
Schriftenreihe ‚Probleme des Friedens‘ 2/87 


Hunger nach dem großen Leben, Doris Lessing, Er- 
züählung, Diogenes-Verlag, Zürich 1976 


Telumee, Simone Schwarz-Bart, Frauenroman aus 
Guadeloupe, Peter Hammer Verlag, 1987 


Forum 116, Mai 1986 

Schwerpunkt: EG-Agrarpolitik und Dritte Welt, mit 
einer Bestandsaufnahme der bisherigen Arbeit der 
BUKO-Agro-Kampapne. Weiterhin: Südkorea — 
Analyse des Modells Korea / Die Methoden der Fir- 
ma Adler / Kirchentag gegen Apartheid, KA-Proto- 
koll / Serviceteil. 

Bezug: Forum, c/o ISW, Achtermannsır. 10-12. 4400 
Münster, Preis DM 3.- 


ila-info 105, Mai 1987 

Schwerpunktthema Wege aus der Verschuldung — die 
Beiträge beschäftigen sich im einzelnen mit latein- 
amerikanischen Positionen zur Verschuldung, der er- 
folgreichen ‚Teile und Herrsche'-Strategie der Gläubi- 
ger sowie der bisherigen peruanischen Politik gegen- 
über den internationalen Finanzorganisationen. 
Weitere Beiträge zu Überlebenssirategien in den 
Elendsvierteln Managuas, zu lateinamerikanischen 
Emigranten in den USA, cin Interview mit dem brasi- 
lianischen Bischof Dom Jose Rodriguez und ein Gc- 
spräch zu den Perspektiven der Frauenbewegung in 
Mexiko. Der Kulturteil enthält Beiträge zum Raub la- 
teinamerikanischer Kulturschätze und deren Reprä- 
sentation in der BRD. 

Bezug: Informationsstelle Lateinamerika, 

Heerstr. 205, 5300 Bonn 1, DM 3,50 


Gruppenreise nach Israel, 11. 7.-24. 7.87 
Planung und Durchführung der Fahrt geschieht 
in Zusammenarbeit mit der „Arab Students 
Organisation of Acco“. Umfangreiches Be- 
suchs- und Begegnungsprogramm in Israel und 
in den besetzten Gebieten. Kosten der Fahrt: 
1.200 DM (Flug und Aufenthalt). Anmeldung 
und information: Oekomenisches Begegnungs- 
zentrum, Weinberg 10, 3062 Bückeburg, Tel.: 
05722/25047. 
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